Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 



DGB und Bundeswehr 

Aktive aus ver.di und GEW forderten ein 
klares friedenspolitisches Signal des 20. 
DGB-Bundeskongresses. 
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Fußball-WM - für wen? 

Mehr als der Hälfte der brasilianischen 
Bevölkerung ist nicht danach ihrem Team 
zuzujubeln. 
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Thema der Woche 


Kommunalwahlen 

Die Ergebnisse der Kommunalwahlen am 
25. Mai liegen vor. Dort wo Kommunistinnen 
auf Listen der DKP, der Partei „Die Linke“ 
oder auf Bündnislisten kandidiert haben, hat 
die Diskussion über die Ergebnisse begon¬ 
nen. Immerhin wurden (mindestens) 18 Mit¬ 
glieder der DKP in ein Parlament gewählt, in 
einigen Städten kandidierten erstmals seit 
langer Zeit wieder Kommunistinnen. Stel¬ 
lungnahmen u. a. auf 
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Zank um den EU-Spitzenposten 


D ie EU-Chefs sind offensicht¬ 
lich taub gegen die Botschaft 
der Wählerinnen und Wähler. 
Da haben Millionen ihren Protest in 
teilweise drastischen Stimmenverlus¬ 
ten für die vorherrschenden Partei¬ 
en, andere Millionen ihren Missmut 
durch Wahlenthaltung kundgetan. 
Millionen sind der Täuschung gefähr¬ 
licher rechtsextremistischer Ratten¬ 
fänger zum Opfer gefallen, die sich 
mit ausländerfeindlichen Parolen als 
„EU-Kritiker“ präsentierten. Aber 
die Staats- und Regierungschefs der 
28 EU-Staaten hatten bei ihrem ersten 
Treffen in Brüssel zwei Tage nach der 
Wahl nichts Wichtigeres zu tun als den 
Schacher um den Posten des nächsten 
EU-Kommissionschefs. 

Dabei scheinen sie allerdings ziem¬ 
lich aneinander geraten zu sein. Groß¬ 
britanniens konservativer Regierungs¬ 
chef Cameron soll sogar indirekt mit 
Austritt aus der EU gedroht haben, 
wenn der christlich-soziale Luxembur¬ 
ger Juncker künftiger Chef der EU- 
Exekutive wird. Juncker seinerseits 
schoss zurück, die EU dürfte sich nicht 
von Cameron erpressen lassen. 

Kanzlerin Merkel hatte sich zu¬ 
nächst mit der Bemerkung zu Wort 
gemeldet, es gebe „keinen Automa¬ 
tismus“, dass der Spitzenkandidat der 
stärksten Fraktion im EU-Parlament 
Chef der Kommission werde. Dann 
erklärte sie allerdings öffentlich doch 
noch ihre Unterstützung für Juncker. 
Wenn auch mit der Einschränkung, 
dass die britischen „Bedenken“ nicht 
übergangen werden dürften. Interes¬ 
santerweise spielt sich das Ganze in¬ 
nerhalb der gleichen politischen „Fa¬ 
milie“, nämlich unter den „Rechtskon¬ 
servativen“ ab (auch wenn sich die 
britischen Konservativen schon im 
letzten EU-Parlament nicht der „Eu¬ 
ropäischen Volkspartei“ angeschlos¬ 
sen hatten). 

Natürlich geht es bei dem Streit 
nicht nur um eine Personalfrage. Es 
widerspiegelt sich darin sowohl die 
Verstärkung objektiver Interessenge¬ 
gensätze und daraus folgender Macht¬ 
kämpfe zwischen den dominierenden 
Kapitalkreisen der verschiedenen 
EU-Staaten als auch die Verschärfung 


von Meinungsverschiedenheiten beim 
politischen Personal des Großkapitals 
über den besten Ausweg aus der Krise. 

Sicher wird der britische Regie¬ 
rungschef auch von innenpolitischen 


Motiven geleitet. Nach der Nieder¬ 
lage seiner Konservativen Partei und 
der noch größeren Niederlage seines 
liberalen Koalitionspartners bei der 
EU-Wahl will er der rechtsextremis¬ 
tischen UKIP, die mit Anti-EU-Paro- 
len in Großbritannien stärkste Partei 
geworden war, den Wind aus den Se¬ 
geln nehmen. 

Aber es dürften nicht nur innen¬ 
politische Motive gewesen sein. Ca¬ 
meron dürfte damit auch versucht 
haben, dem unverblümten deutschen 
Führungsanspruch in der EU einen 
Dämpfer zu verpassen. Er will sich 
mit der Opposition gegen Juncker 
wieder sichtbar in der Reihe derjeni¬ 
gen stellen, die in der EU das Sagen 
haben. Sein Ziel ist offensichtlich die 
Durchsetzung einer noch schärferen 
neoliberalen Variante ungebremster 


„freier Marktwirtschaft“ im Interesse 
der Kapitalprofite mit weniger EU- 
Regulierungen für das Kapital, als an¬ 
dere EU-Chefs es für nötig halten, um 
das System als Ganzes einigermaßen 


am Laufen und den Widerstand dage¬ 
gen klein zu halten. Hinter Cameron 
stellten sich eine Reihe weiterer EU- 
Chefs mit ähnlichen Wünschen. We¬ 
niger EU-Regulierungen - das könn¬ 
te durchaus auch mit US-amerikani¬ 
schen Kapitalinteressen im Einklang 
stehen. Das in der Londoner City 
konzentrierte Finanz- und Bankka¬ 
pitals dürfte zwar wohl kaum durch 
ein Ausscheiden Großbritanniens 
aus der EU auf den Vorteil des „frei¬ 
en Kapitalverkehrs“ im EU-Binnen- 
markt verzichten wollen. Aber weni¬ 
ger EU-Regulierungen, besonders im 
Finanzsektor, liegen schon in seinem 
Interesse. 

Wie immer dieser Streit aber aus¬ 
gehen mag, es bleibt festzuhalten, dass 
es weder für Juncker noch für einen 
anderen Konservativen oder Libera¬ 


schen Justiz in Bordeaux verhängt 
wurden, führten nicht dazu, dass bun¬ 
desdeutsche Gerichte die Täter, die 
unbehelligt in der BRD lebten, zur 
Rechenschaft zogen. Nur in der DDR 
wurde Heinz Barth, ehemals Zugfüh¬ 
rer in Oradour, 1983 verurteilt. Nach 
der Wiedervereinigung wurde dieses 
Urteil als „Unrechtsjustiz“ aufgeho¬ 
ben. 

Die FIR betont: Es reicht nicht 
aus, dass der deutsche Bundespräsi¬ 
dent in einer „Betroffenheits“-Tour 
nach Oradour reist, wenn gleich¬ 
zeitig die politische und juristische 
Aufarbeitung dieses Verbrechens 
in der bundesdeutschen Öffentlich¬ 
keit nicht stattfindet. Deshalb hat die 
FIR ein Projekt von Florence Herve 


len eine Mehrheit ohne das Mittun 
der Sozialdemokraten gibt. Umge¬ 
kehrt gibt es auch für die Sozialde¬ 
mokraten keine Mehrheit ohne die 
Rechtskonservativen. Ob Juncker 


oder ein anderer: die „Große Koaliti¬ 
on“ mit einer schärfer akzentuierten 
neoliberalen Ausrichtung der EU-Po- 
litik als bisher, bleibt das wahrschein¬ 
lichste Ergebnis. 

Deshalb bleibt es auch dabei: Es 
kommt auf die Entwicklung des au¬ 
ßerparlamentarischen Widerstands, 
auf die Entwicklung der gewerk¬ 
schaftlichen und anderen sozialen 
Bewegungen an, um dieser Ausrich¬ 
tung der EU-Politik so viel Steine wie 
möglich in den Weg zu legen. Damit 
kann auch ein Damm gegen die wei¬ 
tere Ausbeutung der Situation durch 
rechtsextremistische Demagogen er¬ 
richtet und können die Voraussetzun¬ 
gen für die Durchsetzung einer linken 
Alternative zur derzeitigen EU-Poli¬ 
tik verbessert werden. 

Georg Polikeit 


und Martin Graf unterstützt, die eine 
deutsch-französische Dokumentation 
dieses Verbrechens unter dem Titel 
„Oradour - Geschichte eines Massa¬ 
kers“ vorlegten. 

Wir fordern: 

Die Bundesrepublik Deutschland 
muss die deutsche Verantwortung für 
dieses Massaker endlich anerkennen. 
Die noch lebenden Täter müssen ju¬ 
ristisch zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

Deutschland muss seinen Beitrag 
dazu leisten, dass die historischen 
Tatsachen angemessen aufgearbeitet 
und dokumentiert werden. 
Presseerklärung der FIR 
Berlin, 4. Juni 2014 


chen+++aktenzeichen+ 

++aktenzeichen+++ 

Neue Verkehrsregeln 

Nach Inkrafttreten des Freihandels¬ 
abkommens ändert sich die deutsche 
Straßenverkehrsordnung wie folgt: 

1. Verkehrsregeln sind mit sofortiger 
Wirkung außer Kraft gesetzt. Es gilt 
nur doch das Faustrecht, das Recht 
des Abdrängens, sowie des Gebrau¬ 
ches von Schusswaffen auch größeren 
Kalibers im deutschen Straßenverkehr. 

2. Wer den Wettbewerb von großen 
und schnellen Fahrzeugen, die für den 
hoheitlichen freien Handel unterwegs 
sind, behindert, macht sich strafbar. 

3. Passanten tragen allein das Risiko 
bei Unfällen, wenn Firmenfahrzeuge, 
Geldtransporter oder Managerlimou¬ 
sinen aufgehalten werden. Auch wenn 
sie nicht schuld sind. 

4. Um Schadensfälle solcher Art zu 
verhindern, ist es für Passanten da¬ 
her billiger und sinnvoller, sich von 
solchen Fahrzeugen für den Erfolg 
des ungebremsten freien Wettbewerbs 
überfahren zu lassen. 

Werner Lutz 
Deutscher Einheit(z)-Textdienst 


Bücher und Bilder, 
Objekte und mehr... 

... das ist nicht alltäglich für Volksfes¬ 
te - beim UZ-Pressefest jedoch hat 
dieses Angebot eine lange Tradition. 
Wie die letzten Male laden wir ein 
zum Buch- und Kunstmarkt in der Eis¬ 
laufhalle: fortschrittliche Verlage prä¬ 
sentieren und verkaufen ihre Bücher, 
Künstlerinnen und Künstler aus dem 
ganzen Land zeigen ihre vielfältigen 
Arbeiten, die zu freundlichen Preisen 
gekauft werden können. 

Eine Sonderschau im oberen Hal¬ 
lenbereich (bei Bühne 3) anläss¬ 
lich „100 Jahre 1.Weltkrieg“ umfasst 
künstlerische Werke, die sich mit 
Krieg und Kriegsfolgen auseinander¬ 
setzen und für eine friedliche Welt plä¬ 
dieren; an ihr beteiligen sich auch eine 
Reihe der im unteren Hallenbereich 
Ausstellenden. 

Eine schöne Tradition im Rahmen 
des Kunstmarktes ist inzwischen die 
Kunstauktion. Die meisten der Aus¬ 
stellenden beteiligen sich daran mit 
eigenen Werken: die Künstlerinnen 
erhalten 50 Prozent des jeweiligen 
Erlöses, die andere Hälfte geht in ein 
Soli-Projekt. Die Auktion soll diesmal 
schon am Samstagnachmittag in der 
Eislaufhalle steigen. Näheres und vor 
allem die Uhrzeit ist in einer späteren 
UZ zu lesen. 

Um unsere Leserinnen und Leser 
schon mal neugierig auf den diesjäh¬ 
rigen Kunstmarkt zu machen: Lesen 
Sie, lest auf Seite 16 den Beitrag „Die 
Berliner Gruppe tendenzen stellt sich 
vor“. 


Nur noch 
3 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Siehe auch die Seiten n, 13,15 
und Seite 16 


Die Täter blieben weitestgehend straffrei.. 

Die Internationale Föderation der Widerstandskämpfer (FIR) 
gedenkt der Opfer der faschistischen Barbarei in Oradour 


Vor 70 Jahren, am 10. Juni 1944 er¬ 
mordeten Einheiten der SS-Divi- 
sion „Das Reich“ und Einheiten 
der deutschen Wehrmacht in dem 
nahe Limoges gelegenen franzö¬ 
sischen Dorf Oradour Frauen, 
Kinder und Männer. Nur weni¬ 
ge Tage nach der Landung der Al¬ 
liierten in der Normandie wollten 
die deutschen Besatzer ein Exem¬ 
pel statuieren. Auf der Suche nach 
Partisanen und Waffen wurden die 
Dorfbewohner auf dem Marktplatz 
zusammengetrieben. Danach wurden 
wurden die Frauen und Kinder von 
den Männern getrennt. Die Männer 
brachte man in vier Scheunen, wo sie 
niedergeschossen und und ihre Lei¬ 
chen verbrannt wurden. Die Frauen 


id Kinder erlitten 
in der Kirche das 
gleiche Schick¬ 
sal: 642 Men¬ 
schen star¬ 
ben, nur 
sechs Zivilis¬ 
ten überleb¬ 
ten. 

Wenn wir an 
dieses Massaker 
der faschistischen 
Okkupanten erin¬ 
nern, dann müssen wir 
aller Deutlichkeit beto- 
dass die Täter weitestge¬ 
hend straffrei geblieben sind. Die To¬ 
desurteile, die 1953 in Abwesenheit 
der Angeklagten von der französi- 



nen, 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Schulterschluss mit Militär ist nicht vom Tisch! 

DGB-Bundeskongress beschließt Haltung zu Auslandseinsätzen 


„Von diesem Kongress muss ein klares 
friedenspolitisches Signal ausgehen“, 
mit dieser Forderung empfingen Akti¬ 
ve aus ver.di und GEW die Delegier¬ 
ten des 20. DGB-Bundeskongresses. 
Denen lagen am fünften Kongresstag 
sieben Anträge zu Friedenspolitik vor: 
zur angekündigten gemeinsamen Er¬ 
klärung von DGB und Bundeswehr, zu 
friedenspolitischen Forderungen und 
zu einer Kampagne 2014. 

In seiner sehr engagierten, mehr¬ 
mals von Beifall unterbrochenen Rede 
sprach der ver.di-Delegierte Stefan 
Dietl von einem seit Generationen 
unüberbrückbaren Interessenkonflikt 
mit der Institution Bundeswehr (und 
nicht mit den Beschäftigten), von der 
Entwicklung der Bundeswehr zur Ar¬ 
mee im weltweiten Einsatz und von 
den Profiteuren dieser Kriege, die 
nicht selten diejenigen seien, die den 
Gewerkschaftern höhere Löhne ver¬ 
weigerten ... Aus all diesen Gründen 
dürfe es keine gemeinsame Erklärung 
von DGB und Bundeswehr geben! 


Die Antragsberatungskommissi¬ 
on hatte zuvor versucht, den Antrag 
gar nicht erst abstimmen zu lassen. 
Als das misslang, zogen Frank Bsirske 
(ver.di), Jörg Radek (GdP) und Reiner 
Hoff mann (neuer DGB-Vorsitzender) 
alle Register. Man solle offen sein und 
erstmal abwarten, was in einer solchen 
Erklärung thematisiert werde, dann 
könne man sich dazu verhalten, so der 
ver.di-Chef. Reiner Hoffmann plädier¬ 
te für Gesprächsfähigkeit auch mit der 
Bundeswehr und gegen „Gesprächs¬ 
und Denkverbote“. Radek wurde deut¬ 
licher: er plädierte für Militäreinsätze 
als Mix aus Entwicklungshilfe, Frau¬ 
enemanzipation und Brunnenboh¬ 
ren und bemühte die Bundeswehr als 
Helfer in allen Lebenslagen. Danach 
wurde der Antrag von den Delegier¬ 
ten abgelehnt. Der im Februar letzten 
Jahres versuchte Schulterschluss zwi¬ 
schen DGB und Bundeswehr ist also 
nicht vom Tisch! 

Auch zum Antrag der GEW hatte 
die Antragsberatungskommission im 


Vorfeld versucht, durch Änderungs¬ 
vorschläge Aussagen zu entschärfen 
und Forderungen „weichzuspülen“. 
Eine der entscheidenden Passagen 
konnte jedoch durchgesetzt werden. 
„Die Bundeswehr hat sich seit 1990 im¬ 
mer weiter von einer nationalen Ver¬ 
teidigungsarmee zu einer internatio¬ 
nalen Interventionstruppe gewandelt. 
Zur Aufgabe der Bundeswehr gehört 
es nunmehr ausdrücklich auch, freie 
Handelswege, eine gesicherte Roh¬ 
stoffversorgung sowie die Erschlie¬ 
ßung und den Zugang zu Bodenschät¬ 
zen, Vertriebswegen und Märkten zu 
sichern. Mit Friedenssicherung hat 
dies nichts zu tun. Der DGB lehnt die 
Beteiligung der Bundeswehr an der¬ 
artigen Einsätzen ab....“ (s. Beschluss 
U 007). 

In ihrer Rede betonte Marlis Tepe 
(GEW) die aktuelle Bedeutung und 
Unverzichtbarkeit dieser Passage un¬ 
ter Hinweis u.a. auf die jüngsten Äu¬ 
ßerungen von Bundespräsident Gauck 
und Bundesverteidigungsministerin 


von der Leyen. Wie schwierig die Kon¬ 
sensfindung war, belegen die Passagen 
zu den Organisationsrechten der Be¬ 
schäftigten in der Bundeswehr und 
zum Schutz der Schifffahrtswege vor 
Piraterie, die zusätzlich aufgenommen 
wurden, obwohl sie eigentlich nichts in 
einem friedenpolitischen Beschluss zu 
suchen haben. 

Der präziseste, aktionsorientierte 
Antrag (U 010, DGB Baden-Würt¬ 
temberg) wurde zum Schluss der De¬ 
batte nicht mehr behandelt, weil an¬ 
geblich im GEW-Antrag enthalten. 
Unverständlich bleibt, warum dem 
nicht widersprochen wurde. So fielen 
Forderungen nach einem Ende der 
Rüstungsexporte, nach Rüstungskon¬ 
version und einer Absage an die An¬ 
schaffung von Kampfdrohnen, nach 
dem Abzug der US-Atomwaffen 
aus Büchel und einer bundesweiten 
Friedenskampagne 2014 „unter den 
Tisch“. 

Die Delegierten beschlossen aus 
aktuellem Anlass auch eine Resolu¬ 


tion zur Ukrainekrise. So richtig ein 
Teil der beschlossenen Forderungen 
ist, der Analyseteil dieser Resolution 
ist bestürzend einseitig: Die aggressi¬ 
ve NATO- und EU-Osterweiterungs- 
politik, das Erstarken faschistischer 
Kräfte und deren Verharmlosung und 
Stärkung durch die Anerkennung der 
Putschregierung in Kiew finden keine 
Erwähnung. Die Einheit der Ukraine 
sieht der DGB „durch separatistische 
Unruhen in den östlichen Landesteilen 
gefährdet“, dagegen wird die Verfol¬ 
gung von Antifaschisten und die Dis¬ 
kriminierung der russischsprachigen 
Ukrainer nicht kritisiert. Unterstützt 
werden ausdrücklich die „nachhalti¬ 
gen (!) Bemühungen des deutschen 
Außenministers“, „alle (!) am Konflikt 
beteiligten Parteien“ an einen Tisch zu 
bringen. Haben die Delegierten nicht 
bemerkt, dass der „Runde Tisch“ gar 
nicht rund ist? 

Die friedenspolitische Debatte 
muss auch in den Gewerkschaften wei¬ 
tergeführt werden! BK 


Tariftreue als Kann-Regelung 


Hessische Landesregierung: „Das Vergabegesetz ist fair“ 



„Das Vergabegesetz ist fair, weil wir 
dafür sorgen, dass die Auftragnehmer 
ihre Beschäftigten ordentlich bezah¬ 
len“ so Tarek Al-Wazir über das von 
den Koalitionsfraktionen vorgelegte 
Vergabe- und Tariftreuegesetz bei der 
ersten Lesung des Gesetzentwurfs im 
Hessischen Landtag am 21.5.2014. Das 
neue Vergabegesetz enthalte wirksa¬ 
me Regeln, um Lohndumping bei öf¬ 
fentlichen Aufträgen einzudämmen, so 
Al-Wazir weiter. „Wer in Zukunft bei 
öffentlichen Aufträgen den Zuschlag 
bekommen will, muss sich verpflich¬ 
ten, seine Beschäftigten nach Tarif 
zu bezahlen. Und überall da, wo kein 
Tarifvertrag gilt, muss der bundes¬ 
weite Mindestlohn gezahlt werden“, 
so die Aussagen von Tarek Al-Wazir 
zum hessischen Vergabegesetz. Doch 
in Wirklichkeit ist das Gesetz wie ein 
löchriger Schweizer Käse. Der ganze 
Gesetzesentwurf wimmelt nur von 
„Kann-Vorschriften“ und nicht von 
konkreten und verbindlichen Rege¬ 
lungen, wie es von den Gewerkschaf¬ 
ten, der Linken und der SPD gefordert 
wurde. Statt der wirksamen Kontrol¬ 
len und Sanktionen bei Nichteinhal¬ 
tung von gesetzlichen Vorgaben oder 
Tarifverträgen, gibt es im Entwurf der 
Schwarz-Grünen hessischen Regie- 
rungskoalition keine klaren Aussagen. 

Ein Schwachpunkt im Gesetz ist 
die Kontrollfunktion. Wie bereits im 
aktuellen, noch gültigen hessischen 
Vergabegesetz, setzt die hessische 
Landesregierung auf Kontrollen, 
wenn ein begründeter Verdacht be¬ 
stehe oder wenn Beschwerden von 
Mitbewerbern vorliegen. In der Re¬ 
alität würde dies bedeuten: geprüft 
wird nur, wenn der Verdacht auf ille¬ 
gale Beschäftigung oder Lohndum¬ 
ping besteht und konkret nachge¬ 
wiesen werden kann, oder wenn ein 
Mitbewerber den „Ausschreibungs¬ 
sieger „ denunziert. Die Forderungen 
der Gewerkschaften, von Linken und 
SPD nach stichprobenartigen Kont¬ 
rollen spielt im Gesetzentwurf der 
hessischen Koalition überhaupt kei¬ 
ne Rolle. Ein weiterer Knackpunkt 
im Entwurf des hessischen Vergabe¬ 
gesetzes ist die Regelung zum Ein¬ 
satz der Nachunternehmer. Der Ge¬ 
setzesentwurf regelt nur, dass dem 
Nachunternehmer (Subunterneh¬ 
mer) bei einem Gesetzesverstoß eine 
Vertragsstrafe droht oder, dass ihm 
der Auftrag entzogen werden kann. 
Diese entscheidende Gesetzesstelle 
wurde von der hessischen Landesre¬ 
gierung wohlgemerkt nur mit einer 
„Kann-Vorschrift“ beschrieben. Der 
Generalunternehmer, der den Subun¬ 
ternehmer beauftragt hat, kann seine 


Schweinereien unbeschadet weiter 
ausüben. Nach dem Entwurf zum hes¬ 
sischen Vergabegesetz bedeutet dies 
für den Generalunternehmer keine 
Konsequenzen, keine Haftung und 
keine Sanktionen bei weiteren Aus¬ 
schreibungen. Mit dieser Regelung 
lässt die hessische Landesregierung 
Lohndumping und illegaler Beschäf¬ 
tigung jede Tür offen. In der Regel 
verschwinden solche Subunterneh¬ 
men nach kurzer Zeit vom Markt und 
tauchen mit neuem Namen und neu¬ 
em Gewand wieder auf. Der Name 
hat sich geändert, die Auftraggeber 
und Methoden bleiben die Gleichen. 
Mit dieser „Schutzregelung“ für Ge¬ 
neralunternehmer unterwandert die 
hessische Landesregierung eindeu¬ 
tig das Arbeitnehmerentsendegesetz 
(AEntG). Die Sanktionen für die 
Unternehmen sind häufig nur Pea¬ 
nuts und werden aus der Portokas¬ 
se bezahlt. Da der Handel mit der 
Ware Mensch Gewinne im dreistelli¬ 
gen Millionenbetrag abwirft, wird die 
vorgesehene Strafe nur belächelt. Die 
gewerkschaftliche Forderung nach ei¬ 
ner gesetzlichen Prüfstelle oder Prüf¬ 
behörde ist im Gesetzesentwurf von 
Schwarz-Grün, wie so vieles, wieder 
nur als „Kann-Regelung“ aufgenom¬ 
men worden. Gerade der Bereich der 
Kontrolle sei in Hessen unzureichend 


geregelt und daher unbedingt nach¬ 
zubessern, so die Stimmen aus den 
Gewerkschaften und der Oppositi¬ 
on. Eine Überarbeitung der Kontroll- 
funktion lehnt die Regierungskoaliti- 
on jedoch ab. 

Problematisch gestalten sich im 
Gesetzentwurf von Schwarz-Grün die 
Vergabegrenzen (Wertgrenzen für be¬ 
schränkte Ausschreibung/freihändige 
Vergabe). Das Land Hessen beharrt 
auf den bisherigen Vergabegrenzen 
die 2009 bundesweit im Rahmen des 
Konjunkturpakets II eingeführt wur¬ 
den, die von den meisten Bundeslän¬ 
dern aber aufgrund der nicht einge¬ 
tretenen positiven Auswirkungen 
wieder gesenkt wurden. Bereits 2012 
stellte der Bundesrechnungshof im 
Zusammenhang mit den hohen Ver¬ 
gabegrenzen eine erhöhte Korrup¬ 
tionsgefahr fest. Verwunderlich ist, 
dass die hessische Landesregierung 
die Chance mit einem neuen Verga¬ 
begesetz nicht nutzt, um die Verga¬ 
begrenzen auf ein gesundes Level zu 
setzen. Gerade Hessen als Bundes¬ 
land, das durch die unterschiedlichs¬ 
ten Korruptionsskandale erschüttert 
wurde, sollte seine Konsequenzen da¬ 
raus ziehen. Schweigend und wie ein 
Fähnchen im Wind verhält sich Wirt¬ 
schaftsminister Tarek Al-Wazir bei 
diesem Thema. 


Selbst gefeiert hat sich die Koa- 
litionsfraktion mit der Aussage, dass 
Subunternehmer sich zur Tariftreue 
erklären und die Tarifverträge einhal- 
ten müssten. Bei dieser Aussage und 
Selbstbeweihräucherung würde man 
als Lehrer wohl die Note „ungenü¬ 
gend“ mit dem Vermerk „Nachhilfe 
ist notwendig“ erteilen. Denn bei ei¬ 
nem Auftragswert unter 10 000 Euro 
müssen sich die Subunternehmer 
nicht dazu verpflichten, nach Tarif zu 
zahlen. Durch eine Stückelung der 
Auftragslose von unter 10 000 Euro 
pro Los und Auftragswert steht den 
Unternehmen die Tür zum Lohndum¬ 
ping offen. Bei entsprechender Stü¬ 
ckelung der Lose ist der Kreativität 
der Unternehmen keine Grenze ge¬ 
setzt. Diese Aussagen machen deut¬ 
lich, wie weit das Verständnis von 
Schwarz-Grün zum Thema Tariftreue 
geht. Die Transparenz des Vergabege¬ 
setzes, wie von Tarek Al-Wazir darge¬ 
stellt, ist wahrscheinlich nur für Insi¬ 
der oder Mitglieder der Regierungs- 
koalition in Wiesbaden zu erkennen. 

Auch beim Punkt Öffentlicher 
Personennahverkehr krankt der Ent¬ 
wurf zum hessischen Vergabegesetz. 
Zwar soll es Auftragsvergaben nur 
noch auf Grundlage von Tarifver¬ 
trägen und Mindestlöhnen geben, 
doch gerade im Fall ÖPNV ist es wie 


in den anderen Branchen auch: Was 
nützt die Grundlage vom Tarifvertrag, 
wenn dieser mit unbezahlten Arbeits¬ 
stunden und fehlenden Zulagen un¬ 
tergraben wird? 

Öffentliche Auftraggeber kön¬ 
nen zudem soziale und ökologische 
Kriterien benennen, die in die Ver¬ 
gabeentscheidung einbezogen wer¬ 
den. „Dabei gilt der Grundsatz: Nie¬ 
mand wird gezwungen, aber alle öf¬ 
fentlichen Vergabestellen haben die 
Möglichkeit, nachhaltig zu beschaf¬ 
fen, und wir sind sicher, dass diese 
Möglichkeiten auch genutzt wer¬ 
den“, erläuterte Al-Wazir. „Der Preis 
ist damit nicht zwingend das alleine 
entscheidende Kriterium. Wenn ein 
Unternehmen beispielsweise Lang¬ 
zeitarbeitslose beschäftigt oder be¬ 
sonders Ressourcen schonende Ma¬ 
terialien verwendet, kann es damit 
unter Umständen den Vorzug vor ei¬ 
nem billigeren Anbieter bekommen.“ 
Mit diesen Thesen versuchen die 
Grünen in Hessen, ihr soziales und 
ökologisches Gewissen zu beruhigen. 
Im Gesetzesentwurf der Opposition 
ist die soziale Komponente ausge¬ 
reifter, so wird ein Verbot für Ver¬ 
wendung von Materialien aus aus¬ 
beuterischer Kinderarbeit, Zwangs¬ 
arbeit sowie die Beachtung anderer 
Kernarbeitsnormen der Internatio¬ 
nalen Arbeitsorganisationen (ILO) 
in den Vordergrund gestellt. Mit dem 
Gesetzentwurf ihrer Regierungsko- 
alition hat sich Hessen ins Abseits 
der Tariftreue- und Vergabegeset¬ 
ze geschoben. Die Forderungen der 
Gewerkschaften nach einem Gesetz, 
welches Arbeitsplätze sichert und 
Dumpinglöhne verhindert, wurden in 
Hessen nicht gehört. Ob in Sachsen- 
Anhalt oder in NRW - bei der Ausar¬ 
beitung der Vergabegesetze wirkten 
die Gewerkschaften mit. In Hessen 
bastelten sich Al-Wazir und Bouf- 
fier ein Gesetz, welches, wenn man 
hinter die Kulissen schaut, dem Ka¬ 
pital dient und Lohndumping nicht 
nur nicht verhindert, sondern salon¬ 
fähig macht. Wie ernst es diese hes¬ 
sische Landesregierung damit meint, 
zeigt der Koalitionsvertrag ab Seite 
71: Nach Tierversuchen und vielen 
anderen Punkten wird die Umset¬ 
zung eines hessischen Vergabege¬ 
setzes thematisiert. Ein Sprichwort 
sagt: der Teufel scheut das Weihwas¬ 
ser. Das Weihwasser sind in diesem 
Fall Baustellen vom Land Hessen in 
Fulda, Frankfurt, Wiesbaden und vie¬ 
len anderen Städten auf denen Men¬ 
schen aus Portugal, Rumänien, Polen 
bis auf das Blut ausgebeutet wurden. 

Andreas Goerke 
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CFM-Betriebsratswahl 2014 

Klarer Sieg der Gewerkschaften 



D ie Betriebsrats wählen bei der 
2006 aus der Gesamt-Charite 
ausgegliederten Charite CFM 
Facility Management GmbH (CFM) in 
Berlin sind abgeschlossen. Der Wahl¬ 
kampf fand unter teilweise skurrilen 
Versuchen, die gewerkschaftlichen Lis¬ 
ten zu behindern, statt. So wurde bei¬ 
spielsweise eine Schmutzkampagne 
gegen ver.di losgetreten, die der Ge¬ 
werkschaft „Ausländerfeindlichkeit“ 
vorwarf. 70 Prozent der Kandidaten 
auf der ver.di-Liste haben einen Mig¬ 
rationshintergrund ! 

Das Ergebnis ist ein klarer Sieg 
der gewerkschaftlichen Listen, die 
zum ersten Mal in der Geschichte der 
Betriebsratswahlen eine klare Stim¬ 
menmehrheit bei den CFM-Kolleg/in- 
nen erhielten. Damit erhöht sich der 
Handlungsspielraum für eine wirkliche 
Interessensvertretung erheblich. 

Unter den zahlreichen Gratulan¬ 
ten war auch die Redaktion der DKP- 
Betriebszeitung SCHRITTMACHER. 
Die neue Ausgabe der mittlerweile 
zehn Jahre alten Zeitung wird in der 
kommenden Woche vor den Kranken¬ 
haustoren verteilt und informiert die 
Kolleg/innen über das Wahlergebnis. 

Von den 21 gewählten Betriebs¬ 
räten sind je sechs von den gewerk¬ 
schaftlichen Listen ver.di und gkl 
(Gewerkschaft kommunaler Landes¬ 
dienst), die 2010 gegründete, eindeutig 
„arbeitgeber“freundliche Liste „Fri¬ 
scher Wind“ bekam nur noch vier Sit¬ 
ze. „Einer für alle“ und die „Unabhän¬ 
gige Alternative“ erhielten zwei bzw. 
drei Sitze. 

ver.di ging mit klaren Forderungen 
in den Wahlkampf. Das Stimmenergeb¬ 
nis zeigt, dass dies von den Beschäftig¬ 
ten verstanden wurde. Damit sind aber 
auch entsprechende Erwartungen an 
die Betriebsräte gestellt. Gerade die 


Betriebsratswahlen 2014 haben nicht 
im „luftleeren Raum“ stattgefunden. 
Wirtschaftliche, soziale und gesamtge¬ 
sellschaftliche Entwicklungen haben 
Einfluss auf die Wirkungsmöglichkei¬ 
ten der Betriebsräte. 

Die Charite ist einer der heute ger¬ 
ne „global players“ genannten Groß¬ 
betriebe im Gesundheitswesen. Den 
immer größer werdenden Druck auf 
ihre Arbeits- und Lebensbedingungen 
bekommen die Beschäftigten täglich 
hautnah zu spüren. Umso wichtiger ist 
eine starke Interessensvertretung. Die 
Charite-Führung ist ein harter Gegen¬ 
spieler. Ihre Strategie ist es, die gesell¬ 


schaftliche Verpflichtung der gesund¬ 
heitlichen Daseinsvorsorge auszuhe¬ 
beln und dieses „Unternehmen“ dem 
Diktat der Profitmaximierung unter¬ 
zuordnen. Das muss gestoppt werden. 
Die Ausgliederung der CFM muss wie¬ 
der rückgängig gemacht werden. 

Mit der Durchsetzung dieser For¬ 
derungen steht nicht nur die Interes¬ 
sensvertretung aller Charite-Beschäf¬ 
tigten - einschließlich derjenigen der 
CFM - auf der Tagesordnung, sondern 
auch eine gesellschaftspolitische: Ge¬ 
sundheit geht uns alle an. Hier treffen 
betriebliche und gesellschaftliche Inte¬ 
ressensvertretung zusammen. Das Be¬ 


triebsratswahlergebnis bei der CFM ist 
dafür eine gute Voraussetzung. 

Die Hauptforderung von ver.di 
war die nach einem Tarifvertrag. Die 
Gleichbehandlung der CFM-Beschäf- 
tigten mit denen der Charite steht auf 
der Tagesordnung. 

Die nächsten Wochen werden da¬ 
rüber entscheiden, wieweit es gelingt, 
die Belegschaft für diesen Kampf zu 
mobilisieren. Ohne Druck von unten 
wird sich das ausgebuffte Management 
nicht bewegen. Druckempfindlich sind 
sie aber, diese Erfahrung haben die 
Kolleg/innen besonders in den letzten 
beiden Jahren gemacht. Karin Mack 


ver.di weitet Streiks bei Amazon aus 

Protestaktionen in vier Standorten des Versandhändlers 


Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) weitet die Streiks beim 
Versandhändler Amazon aus. Die Be¬ 
schäftigten der Versandzentren in Bad 
Hersfeld haben beschlossen, dass sie 
am Montag (2. Juni 2014) mit Beginn 
der Nachtschicht erneut in einen ganz¬ 
tägigen Streik treten. Das entschied 
eine Streikversammlung am vorange¬ 
gangenen Samstag. Auch im Versand¬ 
zentrum Graben bei Augsburg sind die 


Beschäftigten am Montag mit Beginn 
der Frühschicht zu einem ganztägigen 
Ausstand aufgerufen. 

Insgesamt legten an beiden Tagen je¬ 
weils mehr als 600 Beschäftigte die Ar¬ 
beit nieder. In Graben wird am Montag 
zum zweiten Mal gestreikt. Die Beschäf¬ 
tigten hatten sich erstmals in der Woche 
vor Weihnachten als dritter Streikstand¬ 
ort den Arbeitsniederlegungen in Leip¬ 
zig und Bad Hersfeld angeschlossen. 


Zum ersten Mal rief die Verein¬ 
te Dienstleistungsgewerkschaft am 
3. Juni 2014 (zum Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe der UZ) die Beschäf¬ 
tigten des Versandzentrums im nord¬ 
rhein-westfälischen Rheinberg zu Ar¬ 
beitsniederlegungen auf. 

Mit Beginn der Frühschicht um 5 
Uhr haben die Beschäftigten die Ar¬ 
beit niedergelegt. Damit beteiligen 
sich erstmals insgesamt vier Amazon- 


Standorte an den Streiks, die im April 
2013 begonnen hatten. Der nach ei¬ 
genen Angaben weltgrößte Versand¬ 
händler weigert sich nach wie vor ka¬ 
tegorisch, mit ver.di Gespräche über 
einen Tarifvertrag zu führen. 

Dabei geht es Amazon offenbar 
darum, jegliche Verbindlichkeit und 
Rechtssicherheit, die mit einem Tarif¬ 
vertrag für die Beschäftigten verbun¬ 
den wäre, zu vermeiden. ver.di/-ler 


Wut schlägt in Widerstand um 

Tuzzi-Belegschaft nimmt Schließung des Standortes Fulda nicht kampflos hin 



„Kaum war die Tinte unter dem So¬ 
zialtarifvertrag bei MEP OLBO tro¬ 
cken, plant die Fuldaer Mehler AG 
den nächsten personellen Kahlschlag“, 
so Robert Weißenbrunner von der IG 
Metall Hanau-Fulda. Denn entgegen 
der Veröffentlichung des Unterneh¬ 
mens Ende März sollen von den 66 Be¬ 
schäftigten der Tochterfirma Tuzzi Fa¬ 
shion GmbH nur maximal 26 Beschäf¬ 
tigte einen Arbeitsplatz am Standort 
Düsseldorf erhalten. Die Tuzzi Fashion 
GmbH plant mit der Schließung des 
Standorts Fulda den Vertriebsstandort 
in der Modestadt Düsseldorf zu stär¬ 
ken und auszubauen. 

Lapidar war die Begründung der 
Geschäftsleitung zur Vernichtung 
des Standorts in Fulda: „Vertriebli- 
che Themen würden bei Tuzzi tra¬ 
ditionell in Düsseldorf besprochen“, 
hieß es in einer schriftlichen Erklä¬ 
rung der Geschäftsleitung. Obwohl 
in Fulda neben dem Showroom, den 
das Unternehmen seit Februar 2012 
unterhalte und in dem alle Vertriebs¬ 
meetings stattfinden, nach wie vor im 
Fashion Haus ein separates Sofort- 
Warenlager besteht. Parallel dazu ist 
auf dem Gelände des Mutterkon¬ 
zerns Mehler AG in Fulda die Ver¬ 


waltung von TUZZI Fashion GmbH 
angesiedelt. 

Für die Beschäftigten der Tuzzi Fa¬ 
shion GmbH war dies ein Schlag ins 
Gesicht, als die IGM Hanau/Fulda und 
der Betriebsrat die Belegschaft über 
die Pläne und Vorhaben informierte. 
Unter den Beschäftigten gibt es sogar 
Informationen, dass eigentlich geplant 
sei, dass kein Beschäftigter aus Fulda 
mit in die Modestadt Düsseldorf um¬ 
ziehen soll. Beschäftigte wollen auch 


gehört haben, dass aus Sicht des Ma¬ 
nagements für das osthessische „un¬ 
motivierte Landvolk“ überhaupt kein 
Platz in der Modestadt Düsseldorf sei 
und diese sogar die Ursache für den 
Imageverlust der Modemarke „Tuzzi“ 
sein sollen. 

Neben den Verhandlungen über 
einen Interessenausgleich und Sozial¬ 
plan hat die Belegschaft deshalb mit 
sehr großer Mehrheit beschlossen, die 
Arbeitsplätze in Fulda nicht einfach 


so aufzugeben. „Es gibt bei Tuzzi eine 
hochmotivierte Belegschaft mit vielen 
Ideen und Tatkraft für die Zukunft des 
Unternehmens“, so Robert Weißen¬ 
brunner 1. Bevollmächtigter der IGM 
Hanau/Fulda. 

Gemeinsam will der Betriebsrat 
mit der IG Metall mögliche Alterna¬ 
tiven für die Standortverlagerung und 
eine Zukunft von Tuzzi Fashion in Ful¬ 
da entwickeln. Dass der Fisch bei Tuz¬ 
zi Fashion am Kopf anfängt zu stinken, 
sieht man am Handeln des Vorstandes 
des Mutterkonzerns der Mehler AG. 
Die Geschäftsführung, die Tuzzi Fa¬ 
shion in die Schieflage gebracht hat, 
soll die Neuausrichtung des Mode¬ 
labels umsetzen. Für die Belegschaft 
ist dies ein „no go“ was nur für Kopf¬ 
schütteln und Wut sorgt. Dass die Wut 
zum Widerstand werden kann, zeigte 
die Belegschaft von Tuzzi Fashion am 
20. Mai: Fast geschlossen ist die Beleg¬ 
schaft aus Protest gegen die Pläne der 
Geschäftsführung vor das Betriebstor 
gezogen, um ihren Widerstand deut¬ 
lich zu machen. Für die nächsten Tage 
und Wochen hat das „unmotivierte 
Landvolk aus Fulda“ weitere Aktio¬ 
nen angekündigt. 

Gerd Ziegler 


Zalando: Kündigung nach 
Treffen mit Kollegen 

Zalando feuert einen Mitarbeiter 
des Logistikzentrums in Mönchen¬ 
gladbach, einen Tag, nachdem dieser 
sich mit Kollegen über die Wahl ei¬ 
nes Betriebsrates unterhalten haben 
soll. Die Gewerkschaft ver.di ver¬ 
mutet, dass hier die Gründung eines 
Betriebsrats verhindert werden soll. 
Sollte die Einleitung der Betriebs¬ 
ratswahl der Kündigungsgrund in 
Mönchengladbach sein, kündigt ver. 
di rechtliche Schritte gegen Zalando 
an. 

Bisher gibt es in keinem der drei 
deutschen Zalando-Standorte einen 
Betriebsrat. Alle Versuche von Einlei¬ 
tungen der Betriebsratswahlen schei¬ 
terten bisher. Entweder wurden den 
Beschäftigten mit Kündigung gedroht 
oder die Wahlen wurden, wie bei Za¬ 
lando üblich, durch jeweils einjährige 
Zeitverträge blockiert und verhindert. 
Scheinbar will die Geschäftsleitung 
von Zalando einen „ Vorzeigebetriebs- 
rat“ wählen lassen, um dem wachsen¬ 
den Druck auf das Unternehmen ent¬ 
gegen zu treten. 

In einer Stellungnahme des Online- 
Schuhhandels heißt es, dass im Werk 
Brieselang (Brandenburg) eine Be¬ 
triebsratswahl geplant sei. 

Für ver.di stellt sich mit dem On- 
line-Schuhhandelsriesen noch ein an¬ 
deres Problem: Zalando ist nicht an 
Tarifverträge gebunden, die Beschäf¬ 
tigten kommen zum Teil aus Regionen, 
in denen Arbeitsplätze rar sind. Aktu¬ 
ell 8,88 Euro pro Stunde ist bei Zalan¬ 
do der Lohn für über 20 km Laufen 
am Tag, für körperliche Schwerstarbeit 
und Arbeiten unter ständigen Beob¬ 
achtungen und Kontrolle. 


Leiharbeit vor dem Aus? 

Massive Proteste von den Leihar¬ 
beitsfirmen gegen die von Arbeits¬ 
ministerin Andrea Nahles geplan¬ 
te Verschärfung der Regeln für die 
Zeitarbeit. „Mit dem aktuellen Tarif¬ 
abschluss und den Branchenzuschlä¬ 
gen haben wir unsere Hausaufga¬ 
ben erledigt“, sagte Andreas Dinges, 
Deutschland-Chef von Adecco, dem 
„Handelsblatt“. 

Die Regierungskoalition hatte im 
Koalitionsvertrag vereinbart, dass Be¬ 
schäftigte in Leih-/Zeitarbeitsfirmen 
spätestens nach neun Monaten das 
Gleiche verdienen wie Stammbeschäf¬ 
tigte in den Unternehmen, in dem der 
Zeit-/Leiharbeiter beschäftigt ist. Im 
Weiteren wurden im Koalitionsvertrag 
vereinbart, die Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung von Leih-/Zeitarbeitern auf 18 
Monate zu begrenzen. Mit diesen Neu¬ 
regelungen könnte die Leiharbeit zum 
Auslaufmodel werden. 

Langfristiger Einsatz von Leihar¬ 
beit wurden von vielen Unternehmen 
mit dem sogenannten Facharbeiter¬ 
mangel begründet. Die Realität sah 
in vielen Betrieben anders aus, Leih¬ 
arbeiter ersetzten Stammpersonal, die 
Übernahme von Auszubildenden im 
erlernten Beruf verschwand zum Teil 
in die Geschichtsbücher, die Anzahl 
der Auszubildenden verringerte sich 
deutlich. Weiter wurde mit dem Ein¬ 
satz von Leiharbeitern ein Druck auf 
die Stammbelegschaften ausgeübt. 

Stolz erklärten die Herren des 
Großkapitals, die Fehlzeiten durch 
Krankheit haben sich verringert. 
Durch die geplanten Veränderungen 
in der Zeit-/Leiharbeitsbranche wird 
es für die knapp 800 000 Beschäftig¬ 
ten massive Veränderungen geben. 
Eine Studie der Düsseldorfer Bera¬ 
tungsgesellschaft Baker Tilly Roelfs, 
die über 500 Unternehmen der Leih¬ 
arbeitsbranche befragt habt, zeigt, 
dass 56 Prozent der Leiharbeitsun¬ 
ternehmen massive Rückgänge in der 
„Marktentwicklung“ sehen. Es wer¬ 
den sinkende Umsätze erwartet, falls 
die neue Gesetzgebung für die Über¬ 
lassungsdauer von Leiharbeitern ver¬ 
abschiedet wird. 

Jetzt gilt es den Druck auf die Po¬ 
litik, auf Gewerkschaften und Unter¬ 
nehmen zu erhöhen, um die geplanten 
Veränderung der „Ausbeuterbranche“ 
auf den Weg zu bringen. Eine Verrin¬ 
gerung der Überlassungsdauer ist der 
erste Schritt, das Thema Leiharbeit zu 
beenden. 
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Bundeskongress der VVN-BdA 
tagte in Frankfurt am Main 

Antifaschisten berieten in ernster Lage neue Aufgaben 



Faschismus ist 

keine Meinung, 
sondern ein 
Verbrechen! 


an 
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Der neu gewählte Bundessprecherinnenkreis der VVN-BdA. Von links nach rechts: Ulrich Schneider, Conny Kehrt, Regina 
Girod, Regina Elsner, Axel Holz, Ulrich Sander. 


Karlspreis bleibt seiner 
Tradition treu 

Am 29. Mai fand die Karlspreisver¬ 
leihung statt. Diesen Preis hatten in 
früheren Jahren schon Leute wie das 
ehemalige NSDAP-Mitglied und Bun¬ 
despräsident Karl Carstens erhalten. 
Henry Kissinger, der für die Verbre¬ 
chen am vietnamesischen Volk ver¬ 
antwortlich war, ist ebenso Preisträger 
wie Tony Blair, der den Luftkrieg ge¬ 
gen Jugoslawien vorangetrieben hatte. 

Der diesjährige Preisträger passte 
gut in dieses Bild. Herman Van Rom- 
puy in seiner Funktion als Präsident 
des europäischen Rates ist mitverant¬ 
wortlich für den Tod von tausenden 
von Flüchtlingen im Mittelmeer. Doch 
er ist nicht zu vergleichen mit Selbst¬ 
darstellern wie Blair. Besser passte da 
ein Laudator ins Bild: Mit dem Minis¬ 
terpräsidenten der Ukraine Jazenjuk 
hatte man sich einen Mann eingela¬ 
den, der in seinem Land offen mit Fa¬ 
schisten zusammenarbeitet und - zu¬ 
sammen mit den Faschisten - zu Recht 
als einer der Verantwortlichen für die 
Ermordung der Gewerkschafter und 
Antifaschisten in der Ukraine bezeich¬ 
net werden kann. 

Und so hallten „Mörder, Mörder“ 
Rufe auf dem Aachener Markt als Ja¬ 
zenjuk zum Mikrofon ging. Selbst die 
bürgerlichen Medien mussten einräu¬ 
men, dass es schon lange nicht mehr 
so laut war während des Karlspreises. 
Mehrere hundert Menschen demons¬ 
trierten gegen den Besuch des Faschis¬ 
tenfreundes Jazenjuk und seine deut¬ 
schen Unterstützer. Ein Ukrainer rief 
immer wieder „Jazenjuk, Terrorist“, 
dabei hielt er zur Verwunderung aller 
anderen eine Möhre hoch. Seine Er¬ 
klärung war ganz einfach, in der Uk¬ 
raine nennt man Jazenjuk auch Kanin¬ 
chen, da er genau so mutig sei. Dass 
dies stimmte, bewies Jazenjuk allen 
Anwesenden. Er traute sich auf Grund 
des Protestes nicht mehr das Rathaus 
durch den Vordereingang zu verlassen. 
Wie ein Feigling musste der hohe Be¬ 
such zu den folgenden Festlichkeiten 
geschmuggelt werden. 

Dabei hatte man extra ein paar 
Claqueure eingeladen. Unter der Fah¬ 
ne der Ukraine, den Fahnen der fa¬ 
schistischen Swoboda und des Rech¬ 
ten Sektors hatte man offensichtlich 
von außerhalb einige Menschen ge¬ 
holt, damit Jazenjuk auch etwas Ap¬ 
plaus von der Straße bekam. Genau 
aber dieser Rechte Sektor und auch 
Swoboda waren maßgeblich für den 
Überfall auf das Gewerkschaftshaus 
in Odessa verantwortlich. 

Nach einem Bericht der DKP Aachen 


Aktionen gegen 
Nazis in Sachsen 

Dresden/Riesa. Neofaschisten mobi¬ 
lisieren für 7. Juni zu einem „Tag der 
deutschen Zukunft“ nach Dresden. 
Die extremen Rechten wollen dann 
in der sächsischen Landeshauptstadt 
aufmarschieren, um „gegen Über¬ 
fremdung“ - wie es seitens der Nazis 
heißt - zu demonstrieren. Die Polizei 
kündigte unterdessen an, mit einem 
großen Aufgebot zugegen zu sein, an¬ 
tifaschistische Organisationen rufen 
bereits zur Verhinderung des braunen 
Events auf. „Wenn Polizei und Stadt¬ 
obere effektiven Protest verhindern 
wollen, leisten wir zivilen Ungehor¬ 
sam und setzen unser Recht auf die 
Blockade eines faschistischen Auf¬ 
marsches entschlossen durch. Von uns 
wird dabei keine Eskalation ausgehen. 
Wir erwarten dabei ein solidarisches 
Miteinander aller Aktionen, die das 
gemeinsame Ziel teilen, den Naziauf¬ 
marsch zu verhindern“, kündigte etwa 
das antifaschistische Bündnis „Dres¬ 
den Nazifrei“ an. 

Auch für den 21. Juni mobilisieren 
Nazigegner nach Sachsen. Diesmal vor 
die Haustür der NPD-Postille „Deut¬ 
sche Stimme“ (DS) in Riesa. Unter 
dem Motto „Keine Ruhe für Nazis & 
Rassisten! ,Deutsche Stimme 4 zuma¬ 
chen!“ rufen Gewerkschaftsgliederun¬ 
gen, antifaschistische Organisationen 
und verschiedene Parteien zu einem 
Aktionstag auf. 

(bern) 

Informationen: dresden-nazifrei.com 


Z u den zahlreichen Aktionen für 
den Frieden in der Ukraine und 
den Frieden mit Russland, die am 
Wochenende in der gesamten Repu¬ 
blik stattfanden, ist auch der 5. Bundes¬ 
kongress der Vereinigung der Verfolg¬ 
ten des Naziregimes/Bund der Antifa¬ 
schisten mit über 200 Teilnehmern zu 
rechnen, der gleichzeitig im Haus Gal¬ 
lus in Frankfurt am Main tagte. Vor den 
158 Delegierten der rund 6.300 Mitglie¬ 
der der traditionsreichen ältesten an¬ 
tifaschistischen Organisation verurteil¬ 
te die fast einstimmig wiedergewählte 
Bundesvorsitzende Cornelia Kerth die 
Rolle der führenden Bundespolitiker in 
der gegenwärtigen gefährlichen Krise. 
Diese Politiker wie auch führende Me¬ 
dien „verleumden all jene, die aus der 
Geschichte des deutschen Militaris¬ 
mus, aus Vernichtungskrieg und Holo¬ 
caust den Schluss gezogen haben, dass 
die Verantwortung Deutschlands aus 
seiner Geschichte nur Zurückhaltung 


m Wochenende fanden bundes¬ 
weit (in ca. 30 Städten) Mahn¬ 
wachen und Kundgebungen 
zum Ukraine-Konflikt statt. Hierzu 
erklärte der Sprecher des Bundesaus¬ 
schusses Friedensratschlag: 

Bei zahlreichen Aktionen für den Frie¬ 
den in der Ukraine gingen am Wochen¬ 
ende mehrere Tausend Menschen auf 
die Straße. Die größten Kundgebungen 
fanden in Leipzig (am Freitag) und in 
Berlin mit jeweils über Tausend Teil¬ 
nehmer/innen statt. Sie protestierten 
gegen die anhaltende Gewalt, insbe¬ 
sondere gegen das Vorgehen der ukrai¬ 
nischen Nationalgarde und Armee im 
Osten des Landes. Konflikte mit (Tei¬ 
len) der Bevölkerung lassen sich nicht 
militärisch lösen. Die Soldaten sollten 
sofort in ihre Kasernen zurückkehren, 
forderte der Bundestagsabgeordnete 
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) auf der 
Kundgebung in Kassel. 

Nach Meinung der Friedensde¬ 
monstranten hat die Präsidentenwahl 
in der Ukraine vor einer Woche kein 
Problem gelöst, sondern höchstens ver¬ 
deutlicht, dass die Oligarchen weiterhin 
die Politik in Kiew bestimmen - künftig 
noch direkter und ohne „Filter“ durch 
mehr oder weniger korrupte Politiker. 
Mit Empörung reagierten die Demons¬ 
tranten auf das sog. Gesprächsangebot 


sein kann, ganz besonders militärische.“ 
Die in Europa entstandene gefährliche 
Lage „hat viele Dimensionen, von der 
Aneignung des Volksvermögens durch 
, Oligarchen’ und ihre Folgen über die 
Förderung jeder Art von Nationalismus 
durch sämtliche Regierungen der Re¬ 
gion seit Ende der Sowjetunion bis hin 
zum Vorstoß von EU und NATO bis an 
die Grenzen Rußlands“. Unerträglich 
sei die „anti-russische Hetze in nahezu 
allen Medien“, die an Zeiten des Kalten 
Krieges erinnere. 

Der Kongress bekräftigte die Not¬ 
wendigkeit des Zusammengehens und 
der verstärkten Aktivitäten der Frie¬ 
densbewegung, der Gewerkschaften 
und der antirassistischen/antifaschisti- 
schen Bewegungen. Er wurde als gro¬ 
ße Zukunftswerkstatt durchgeführt, so 
daß alle Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer sich zu den vielfältigen Politik- und 
Arbeitsfeldern der Vereinigung äußern 
konnten. Nach dem Erfolg der Orga¬ 


des gewählten Präsidenten Poroschen- 
ko an die „Separatisten“, das mit der 
Ankündigung verbunden war, den 
„Anti-Terror-Einsatz zu verstärken 
und notfalls bis zu 2 000 Tote in Kauf 
nehmen zu wollen. Ein paar hundert 
Tote kann der „Schokoladenkönig“ 
bereits verbuchen. 

Die Kundgebungsredner/innen kri¬ 
tisierten vor allem die Politik des Wes¬ 
tens. NATO, EU und Bundesregierung 
stellten sich nicht nur ungeprüft hinter 
alle Maßnahmen der von rechtsradika¬ 
len Kräften beeinflussten Übergangs¬ 
regierung, sondern dämonisierten die 
Separatisten als „Schläger“ und „Cha¬ 
oten“, die in den von ihnen kontrollier¬ 
ten Regionen der Ostukraine Angst 
und Schrecken verbreiteten. Und hin¬ 
ter allem stünde ohnehin der russische 
„Diktator“ Putin. 

Die Friedensbewegung weigere 
sich, dieses Schwarz-Weiß-Schema zu 
übernehmen. Willi van Ooyen (Bun¬ 
desausschuss Friedensratschlag) sag¬ 
te auf der Kundgebung in Frankfurt 
a.M.: „Kritik an undemokratischen 
Zuständen im heutigen Russland ist 
das Eine und wird von vielen Frie¬ 
densbewegten geteilt. Aber die ar¬ 
rogante Selbstgerechtigkeit, mit der 
Putin im Westen zur Inkarnation des 
Bösen und Russland zur Gefahr für 


nisation, mit der Kampagne „NoNPD“ 
zur Bundestagsinitiative gegen die 
NPD beigetragen zu haben, steht die 
Aufklärungsarbeit über den Rechtspo¬ 
pulismus etwa der deutschnationalen 
„Aktion für Deutschland“ mit ihren 
antidemokratischen und fremdenfeind¬ 
lichen Positionen ebenso auf der Agen¬ 
da wie die breite antifaschistische Bil¬ 
dungsarbeit. Mit einer neuen Ausstel¬ 
lung „Neofaschismus in Deutschland“ 
wird die VVN-BdA in Schulen und in 
der gesamten Öffentlichkeit dazu ih¬ 
ren Beitrag leisten. Die Ausstellung 
wurde mit starker Zustimmung im tra¬ 
ditionsreichen Haus Gallus zum ersten 
Mal gezeigt. In dieser Stätte des Ausch¬ 
witz-Prozesses tagte die Konferenz. Sie 
war - passend zum Schwerpunkt „Erin¬ 
nerungsarbeit“ - mit einer Peter-Weiß- 
Lesung eröffnet worden. 

Die VVN-BdA warnte vor der gro¬ 
ßen Zahl untergetauchter gewalttätiger 
Nazis, denn auch nach dem bisherigen 


westliche Freiheit und Sicherheit er¬ 
klärt werden, ist lebensgefährlich. Die 
schlichte und ahistorische Reduktion 
der Konfliktparteien auf ,pro-russi¬ 
sche 4 und ,pro-westliche 4 Kräfte ist 
unverantwortlich und hat mit der so¬ 
zialen Wirklichkeit der Menschen in 
der Ukraine und in Europa nichts zu 
tun“ 

Die Urheberschaft für die inter¬ 
nationalen Spannungen in Osteu¬ 
ropa liegt nach Auffassung der De¬ 
monstranten in der Politik von EU 
und NATO, die beide ihre Grenzen 
weiter an Russland herangeschoben 
haben und nun die Ukraine mit einem 
Assoziierungsvertrag wirtschaftlich 
knebeln und militärisch gegen Russ¬ 
land in Stellung bringen wollen. Im 
zentralen Aufruf zu den Kundgebun¬ 
gen hieß es: „Was einst als gemein¬ 
sames Haus Europa 4 konzipiert war, 
verkommt zu einem westlich domi¬ 
nierten Europa, in dem Russland al¬ 
lenfalls eine Dienstbotenkammer zu¬ 
gewiesen werden soll“ 

Einigkeit bestand bei allen Kund¬ 
gebungen hinsichtlich der Forderun¬ 
gen der Friedensbewegung an die 
Adresse der Politik: Die Konfliktpar¬ 
teien in der Ukraine sollen als ersten 
Schritt einen Waffenstillstand verein¬ 
baren, die Bundesregierung müsse al¬ 


Verlauf der Untersuchungen zum „Na¬ 
tionalsozialistischen Untergrund“ sind 
wichtige Fragen noch nicht geklärt. 
Sprecher von Mitgliedsverbänden der 
Föderation der Widerstandskämpfer 
FIR nahmen am Kongress des FIR- 
Mitgliedsverbandes VVN-BdA teil. Sie 
machten bei einer Podiumsdiskussion 
am Vorabend der Konferenz im gut ge¬ 
füllten Saal des Hauses auf die gewach¬ 
sene Gefahr seitens der Rechtskräfte 
im EU-Bereich aufmerksam. In Frank¬ 
reich, Griechenland, den Niederlanden 
und Ungarn - von dort kamen die Gäs¬ 
te - wurde durch die EU-Wahlen in vor¬ 
her nicht gekanntem erschreckendem 
Ausmaß diese Tendenz sichtbar. Der 
Rassismus der „Festung Europa“ wur¬ 
de unter die Anklage der Antifaschisten 
gestellt, ebenso der wachsende Antizi- 
ganismus. 

Mit starkem Beifall und bewegen¬ 
den Gesten wurde Prof. Heinrich Fink, 
der langjährige Bundesvorsitzende der 
VVN-BdA verabschiedet und gleichzei¬ 
tig zum Ehrenvorsitzenden bestimmt. 
Mit Heinrich Fink und Esther Bejara- 
no wird es nun zwei Persönlichkeiten 
in dieser Ehrenfunktion geben. Außer 
Cornelia Kehrt aus Hamburg wurde Dr. 
Axel Holz (Schwerin) zum Bundesvor¬ 
sitzenden gewählt. Neben den Bundes¬ 
vorsitzenden und der wiedergewählten 
Bundesschatzmeisterin Regina Elsner 
(Hoyerswerda) gehören auch künftig 
Dr. Regina Girod (Berlin), Ulrich San¬ 
der (Dortmund) und Dr. Ulrich Schnei¬ 
der (Kassel) dem Bundessprecherkreis, 
dem Bundesvorstand der VVN-BdA, an, 
der von elf auf sechs Personen verklei¬ 
nert wurde. Bestätigt wurden die von 
den Mitgliedsorganisationen und Lan¬ 
desvereinigungen benannten Mitglie¬ 
der des Bundesausschusses. Dieser be¬ 
kommt einen Haufen Arbeit, denn ihm 
wurden zehn Anträge zur Behandlung 
überwiesen, die auf Grund des durch 
die neu entstandene dramatische Situ¬ 
ation erfolgten umfassenden Diskussi¬ 
onsbedarfs der Delegierten nicht mehr 
in Frankfurt behandelt werden konnten. 
Der Bundesausschuss wird am 5. und 
6. Juli in Magdeburg zusammentreten. 
Vorher, am 21. Juni, beabsichtigen zahl¬ 
reiche VVN-BdA-Aktivisten in Riesa 
zu einem Aktionstag gegen die NPD 
und ihr Organ „Deutsche Stimme“ zu¬ 
sammenzukommen. U.S. 


les vermeiden, was die Spannungen in 
der Region weiter verschärfen könn¬ 
te, insbesondere müssten die Wirt¬ 
schaftssanktionen zurückgenommen 
und das EU-Assoziierungsabkom¬ 
men ausgesetzt werden. Keine Tole¬ 
ranz dürfe es gegenüber den rechts¬ 
radikalen und faschistischen Kräften 
in der Ukraine geben. Die NATO- 
Osterweiterung müsse gestoppt und 
die Ukraine sollte bündnisfrei bleiben 
dürfen. „Gemeinsame Sicherheit statt 
Konfrontation“ sei die einzig richti¬ 
ge Schlussfolgerung aus der ukraini¬ 
schen Krise. 

Der Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag bewertet die Aktionen des 
Wochenendes als einen kleinen, aber 
notwendigen Schritt, der einseitigen 
Propaganda der herrschenden Politik 
und zum Teil der Mainstream-Medien 
entgegenzutreten. Der Kampf um die 
Köpfe der Menschen könne nicht nur 
in den Leserbriefspalten der Zeitun¬ 
gen, sondern müsse auch im öffentli¬ 
chen Raum geführt werden. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: 

Peter Strutynski (Sprecher) 

Pressemitteilung des Bundesausschus¬ 
ses Friedensratschlag, Kassel, l. Juni 
2014 


Friedensaktionen in rund 30 Städten 

Gegen Schwarz-Weiß-Malerei im Ukraine-Konflikt. Gemeinsame Sicherheit statt Konfrontation“ 
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Rettet die CSU! 

Auf den Spuren eines „Wahldesasters“ 


D er Ministerpräsident von Bayern, 
der stets alles besser zu wissen 
vorgibt, ist derzeit ratlos. Bei den 
Europawahlen von 64 Prozent im Jahre 
1999 ist die CSU auf 40,5 Prozent ak¬ 
tuell abgesackt. Seehofer hat die bay¬ 
erischen Ergebnisse 2013/2014 (Land¬ 
tagswahl, Bundestagswahl, Kommunal¬ 
wahl, Europawahl) im Fokus gehabt, 
als er die Frage aufwarf, die er nicht be¬ 
antworten konnte: „Was hat da stattge¬ 
funden?“ fragte der CSU Vorsitzende, 
nachdem seine Partei bei den EU-Wah¬ 
len 2014 das schlechteste landesweite 
Wahlergebnis erzielt hat. „Es muss ir¬ 
gendwas gewesen sein? orakelte See¬ 
hofer auf einer Vorstandssitzung, die 
das Ergebnis - bundesweit 5,4 Prozent, 
statt acht nur noch fünf EU-Abgeord¬ 
nete - fassungslos zur Kenntnis nahm. 
Denn 5,4 Prozent schrammen mal ge¬ 
rade an der bei den Bundestagswahlen 
2017 weiterbestehenden Fünf-Prozent- 
Hürde haarscharf vorbei. 

Dabei ist das bayerische Landes¬ 
ergebnis für die Unionsparteien ins¬ 
gesamt immer noch das Beste, was sie 
vorzuweisen haben. Denn die 15 Lan¬ 
desverbände der CDU erreichten nur 
Ergebnisse zwischen 20 Prozent in Bre¬ 
men und 39,4 Prozent in Niedersach¬ 
sen. Bundesweit lag die CDU 10 Pro¬ 
zent unter der CSU-Marge. Aber diese 
Marken sind für die CSU keine Grö¬ 
ßenordnungen: 47,7 Prozent erreichte 
sie bei den bayerischen Landtagswah¬ 
len im Jahr 2013 und sicherte bei der 
Bundestagswahl kurze Zeit später mit 
einem Stimmenergebnis von 8,1 Pro¬ 
zent ihrem Bündnis mit der CDU eine 
Mehrheit von 45,4 Prozent im Bundes¬ 
tag. 

Was sind die Gründe, so fragen sich 
die CSU-Leute und viele andere, ein¬ 
schließlich der Weißmacher von den 
Meinungsforschungsinstituten, für die 
unterschiedlichen und stark differie¬ 
renden Wahlbeteiligungen? Bei der 
Bundestagswahl war es eine Zahl von 


71,5 Prozent, bei der EU-Wahl nur 
48,1 Prozent. In Bayern beteiligten 
sich an der Bundestagswahl 70 Prozent, 
an der Landtags wähl 63,9 Prozent, an 
den Kommunalwahlen 59 Prozent und 
bei der EU-Wahl gerade mal 40,8 Pro¬ 
zent. Die Aussage von Seehofer kann 
doch wohl nicht stimmen, der nach der 
bayerischen Kommunalwahl erklärte: 
„Wenn die Leute zufrieden sind, kann 
man ihnen nicht vorwerfen, dass sie zu 
Hause bleiben und nicht wählen.“ Zu¬ 
frieden mit der EU-, Bundes-, Landes¬ 
und Kommunalpolitik? Da preist zwar 
die CSU „ihr“ Bayern, aber ansonsten 
sehen selbst nach ihrer Darstellung die 
Dinge mies aus. 

War das Wahldesaster der CSU 
ein Problem durch aufkommende po¬ 
litische Konkurrenz zur CSU? Franz- 
Josef Strauß hatte seinerzeit die Paro¬ 
le ausgegeben, dass es rechts von der 
CSU keinen Spielraum für andere ge¬ 
ben dürfe. Nun hat die CSU seit Jahren 
die Freien Wähler am Hals und neuer¬ 
dings auch die AfD. Doch auch dies 
erklärt nur einen Teil der CSU-Misere. 
Bei den bayerischen Landtags wählen 
traten nur die Freien Wähler an und 
erreichten neun Prozent, ähnlich stark 
waren sie bei den Landtagswahlen zu¬ 
vor. Bei den EU-Wahlen erreichte je¬ 
doch die AfD in Bayern aus dem Stand 
sieben Prozent. Dieses Ergebnis ist das 
viertbeste in den Bundesländern erziel¬ 
te: 10,1 Prozent in Sachsen, 9,1 Prozent 
in Hessen, 8,5 Prozent in Brandenburg 
und dann kommt Bayern mit 8 Prozent, 
gefolgt von Baden-Württemberg und 
Berlin mit jeweils 7,9 Prozent. 

★ 

Die CSU will nun die Rätsel bei der 
Suche nach irgendwas, was die selbst 
zu lösen nicht vermag, von „externen 
Beratern“ lösen lassen. Dazu ist eine 
Klausurtagung des Parteivorstands 
einberufen. Es ist klar, dass dabei auch 
die bekannte Praxis zur Sprache kom¬ 


men wird, in Berlin oder in Brüssel bzw. 
Straßburg zuzustimmen und in Mün¬ 
chen Widerspruch anzukündigen. Viele 
bundespolitische Entscheidungen und 
alle europapolitischen Beschlüsse wur¬ 
den von der CSU durchgewinkt, von 
der EU-Kommission als „Flaschen¬ 
mannschaft“ gesprochen und es wurde 
für ein Europa als Eidgenossenschaft 
geworben. Tiefer werden externe Be¬ 
rater wohl kaum in die Materie ein- 
dringen - vielleicht ist mal Nachden¬ 
ken über den politischen Kurs sinnvoll? 

Tiefer Vordringen in die politischen 
Realitäten - das kann der Übergangs¬ 
vorsitzende der CSU, Erwin Huber, der 
sich nun über den „Spiegel“ zu Wort ge¬ 
meldet hat, natürlich nicht. Er hat aber 
eine Debatte über die Nachfolge von 
Seehofer losgetreten. In der CSU-Vor¬ 
standssitzung hatte er dazu geschwie¬ 
gen. Die CSU müsse die „Weichen 
stellen für die Zeit nach Seehofer“, er¬ 
klärte er am Wochenanfang. Spätestens 
nach der Bundestagswahl 2017 müsse 
„die neue Mannschaft stehen“. Seeho¬ 
fer habe diesen Übergang zu gestalten, 
„aber nicht allein nach seiner persönli¬ 
chen Lebensplanung“. 

Huber warf dem CSU-Vorsitzenden 
vor, die Partei „im Stile des 19. Jahr¬ 
hunderts“ zu führen, einem Stil, der 
auf „Befehl und Gehorsam“ basiere. 
Huber, der seinerzeit die Krise der 
bayerischen Landesbank verursachte 
und sich gegen die Wahl von Seehofer 
als Parteivorsitzendem wandte, legte 
auch dar, wie er sich die weitere Ent¬ 
wicklung der CSU vorstelle. Vor allem: 
„Wir müssen die Partei inhaltlich wei¬ 
terentwickeln, Geradlinigkeit und Ver¬ 
lässlichkeit müssen zurückkehren. Die 
CSU müsse eine Politik verfolgen, die 
sich nicht danach ausrichte was „Beifall 
bringt“. „Die CSU sehnt sich nach Klar¬ 
heit, Weitsicht und Standfestigkeit.“ 
Der Kritisierte selbst fand, die Kritik 
Hubers komme „erwartungsgemäß“, 
„Erwin Huber wollte mich nie!“. CSU- 


Generalsekretär Andreas Scheuer ser¬ 
vierte seinen ehemaligen Parteichef 
Huber mit den Worten ab: „Das Inter¬ 
view kommt auf den großen Stapel der 
Ratschläge und politischen Klugheiten 
von Erwin Huber.“ 

★ 

Große Sorgen bereitet der „Frank¬ 
furter Allgemeinen Zeitung“ die Ge¬ 
mengelage in der CSU. Albert Schäffer 
schreibt u.a. am 31. Mai: Eine Vierzig- 
Prozent-Partei hat nichts mehr mit der 
CSU zu tun, die jahrzehntelang mit 
strammen Waden in der politischen 
Lederhose durch die Republik polter¬ 
te. Bei der Landtagswahl im vergange¬ 
nen Herbst hat sie zwar die absolute 
Mehrheit der Mandate zurückerobert. 
Aber dem ratlosen Seehofer und seiner 
Entourage ist ins Gesicht geschrieben, 
dass sie der Verdacht quält, es könnte 
ein letztes Aufbäumen vor dem Tod der 
ewigen Mehrheitspartei CSU gewesen 
sein. Niemand sagt es laut in der Par¬ 
tei, aber sie denken es: Die 47,7 Prozent 
bei der Landtagswahl und die 49,3 Pro¬ 
zent bei der Bundestagswahl könnten 
nur Ausreißer nach oben gewesen 
sein. Und alle fürchten, die 43,4 Pro¬ 
zent bei der Landtagswahl 2008 und 
die 40,5 Prozent bei der Europawahl 
könnten nicht nur Ausreißer nach un¬ 
ten gewesen sein.“ 

Und weil ihm diese Partei so sehr 
am Herzen liegt, fleht Schäffer gerade¬ 
zu: „Rettet die CSU ... vor Beratern, 
welche die letzte Volkspartei in der 
westlichen Hemisphäre weichspülen 
werden. Bewahrt sie davor, dass sie zu 
einer weiß-blauen CDU wird. ... Ret¬ 
tet sie vor Seehofer, Gauweiler und 
anderen grauen Herren wie Wilfried 
Scharnagel, der laut über Bayerns Un¬ 
abhängigkeit nachdenkt. ... Rettet die 
CSU! Die Republik wird nicht ärmer, 
wenn der bayerische Sonderweg mit 
der CSU als Hegemon endet...“ 

Rolf Priemer 


Nazigegner verurteilt 

Ende Mai hat das Amtsgericht Dres¬ 
den Falk Neubert, sächsischer Land¬ 
tagsabgeordneter der Linkspartei, we¬ 
gen seiner Teilnahme an antifaschis¬ 
tischen Protesten zur Zahlung einer 
Geldstrafe von insgesamt 1 500 Euro 
verurteilt. 

Neubert hatte sich am 19. Februar 
2011 gemeinsam mit mehreren Tau¬ 
send Menschen an den antifaschisti¬ 
schen Massenblockaden in Dresden 
beteiligt, mittels derer damals erneut 
ein Aufmarsch von Faschisten in der 
sächsischen Landeshauptstadt verhin¬ 
dert werden konnte. 

Regelmäßig hatten Neonazis in 
den vergangenen Jahren versucht, 
das Gedenken an die Opfer der Bom¬ 
bardierung Dresdens am 13. Febru¬ 
ar 1945 durch die Alliierten für ihre 
Propaganda als von einem gegen die 
Zivilbevölkerung gerichteten „Bom¬ 
benholocaust“ zu missbrauchen. 

Seit 2010 war es jedoch stets ge¬ 
lungen, die Aufmarschversuche der 
braunen Geschichtsrevisionisten zu 
blockieren. 

Der Landtagsabgeordnete zeigte 
sich von dem Urteilsspruch nur we¬ 
nig beeindruckt. „Ich war von diesem 
Urteil keineswegs überrascht und bin 
auch weiterhin entschlossen, gegen die 
Kriminalisierung zivilgesellschaftli¬ 
chen Protests gegen Nazis in Sachsen 
zu kämpfen“, stellte er klar. 

Er kündigte an, „das Urteil so nicht 
stehen lassen“ zu wollen. 

Dass vom Amtsgericht Dresden 
und den sächsischen Justizbehörden 
ganz offensichtlich mit zweierlei Maß 
gemessen wird, wird hingegen daran 
deutlich, dass ein Strafverfahren ge¬ 
gen den Thüringer Linken-Fraktions- 
chef Bodo Ramelow in der gleichen 
Angelegenheit eingestellt wurde, 
während der grüne Landtagsabge¬ 
ordnete Johannes Lichdi - ebenso 
wie nun auch Falk Neubert - Anfang 
April dieses Jahres für seine Beteili¬ 
gung an den Blockaden zur Zahlung 
einer Geldstrafe von 1 500 Euro ver¬ 
urteilt wurde. 

(bern) 


Greenpeace besetzt Karl-Liebknecht-Haus 

Partei „Die Linke“ behält widersprüchliche Energiepolitik bei 


Mehrere Dutzend Greenpeace-Ak- 
tivisten haben Ende Mai ein Protest¬ 
camp in der Zentrale der Partei „Die 
Linke“ in der Alexanderstraße in Ber¬ 
lin-Mitte aufgeschlagen. Damit wollten 
sie auf den Widerspruch in der Politik 
der Partei „Die Linke“ aufmerksam 
machen. Die Bundespartei hat sich in 
ihrem Wahlprogramm für einen Koh¬ 
leausstieg und gegen weitere Braun¬ 
kohletagebaue ausgesprochen. Dage¬ 
gen ist die Partei „Die Linke“ in Bran¬ 
denburg dabei, einen neuen Tagebau 
in der Nähe von Cottbus zu genehmi¬ 
gen. Schon Anfang Juni soll über das 
Projekt abgestimmt werden. „Der Par¬ 
teivorstand muss endlich den Wider¬ 
spruch innerhalb der Partei auflösen“, 
forderte Karsten Schmid, Energieex¬ 
perte von Greenpeace. 

Der Vorstand der Partei „Die Lin¬ 
ke“ hatte sich mit der Umweltorgani¬ 
sation darauf geeinigt, einen Runden 
Tisch zur Braunkohlepolitik durchzu¬ 
führen. Bei dem ersten Treffen habe 
sich die Parteiführung geweigert, klare 
Positionen zu beziehen, meldet Green¬ 
peace in einer Pressemitteilung. Der 
Parteivorstand hatte zwar einstimmig - 
bei drei Enthaltungen - bekräftigt, ge¬ 
gen neue Tagebaue zu sein. Doch wolle 
man der Landesorganisation Branden¬ 
burg keine Vorschriften machen. Ange¬ 
sichts der föderalistischen Parteistruk¬ 
tur sei das nicht geraten, stellte die 
Bundesvorsitzende Katja Kipping klar. 

Es würde alles dafür getan, dass 
„wir bis 2040 aus der Braunkohlever- 
stromung ausgestiegen sind“, versprach 
der Brandenburger Landtagsabgeord¬ 
nete Thomas Domres. Doch am Koa¬ 
litionspartner SPD und an der oppo¬ 
sitionellen CDU vorbei gebe es keine 
parlamentarische Mehrheit gegen die 
Kohle. Warum aber alle vier Minister 
seiner Partei für den Braunkohlenplan 


stimmen wollen, kommentierte Dom¬ 
res nicht. Margitta Mächtig, Fraktions¬ 
chefin der Partei „Die Linke“ im Bran¬ 
denburger Landtag, hatte erklärt, dass 
alle vier Minister zustimmen würden. 

Domres betonte, es sei kein Prob¬ 
lem, wenn „Die Linke“ jetzt zustimme. 
Immerhin könne man die Entschei¬ 
dung im bergrechtlichen Genehmi¬ 
gungsverfahren wieder zurücknehmen. 

Wolfgang Neskovic, Bundesrichter 
a.D. und ehemaliges Mitglied der lin¬ 
ken Bundestagsfraktion, widerspricht 
dieser Aussage: Der Braunkohlenplan 
sei eine politische Grundsatzentschei¬ 
dung, die in späteren Verwaltungsver¬ 
fahren zwingend berücksichtigt werden 
müsse. 

Mit einem 100 Quadratmeter gro¬ 
ßen Banner an der Fassade des Karl- 
Liebknecht-Hauses wollte Greenpeace 
vor allem Katja Kipping an „ihre ideo¬ 
logische Gründermutter Rosa Luxem¬ 
burg“ erinnern, heißt es in einer Pres¬ 
semitteilung. „Du wirst nicht danach 
beurteilt, was du sagst, sondern was du 
tust“, zitieren die Umweltschützer Lu¬ 
xemburg. 

Am 3. Juni sollte die Brandenbur¬ 
ger Regierung über den Braunkohlen¬ 
plan entscheiden. Das Ergebnis lag bis 
zum Redaktionsschluss noch nicht vor, 
ist aber bereits im Vorfeld angekündigt 
worden. Nach einem Bericht des Neu¬ 
en Deutschland werden die vier linken 
Minister zustimmen, um in den nächs¬ 
ten Koalitionsgesprächen nach der 
Landtagswahl im Herbst einen Streit¬ 
punkt vom Tisch zu haben und wieder 
in die Regierung zu gelangen. Katja 
Kipping habe sich außerdem mit kei¬ 
nem Wort gegen den neuen Tagebau 
ausgesprochen, so Karsten Schmid 
nach der ersten Gesprächsrunde. Das 
sei ein Affront für 800 Menschen, die 
umgesiedelt werden müssten, und für 


die Wähler der Linken, die ihr Pro¬ 
gramm ernst nehmen würden. „Wir 
fordern Frau Kipping auf, ihrem Par¬ 
teiprogramm endlich Taten folgen zu 
lassen“, so Schmid weiter. „Die Lin¬ 


ke“ mache sich außerdem lächerlich, 
wenn sie die Pläne für Welzow-Süd II 
mitträgt und danach wieder ein Koh¬ 
leausstiegsgesetz in den Bundestag 
einbringt. 

Eine zweite Gesprächsrunde war 
für den 2. Juni beschlossen worden. 
Doch die Linke habe das Gespräch in 
einem Eklat enden lassen, so Green¬ 
peace. Dabei sollte eigentlich der Vor¬ 
schlag der Bundespartei diskutiert 
werden, die Entscheidung über den 
Tagebau Welzow-Süd II bis nach der 
Wahl zum Landtag im September zu 


verschieben. Es gebe keinen Grund, 
die Entscheidung jetzt übers Knie zu 
brechen, meinte auch Karsten Schmid. 
Nach einem Gutachten im Auftrag des 
Brandenburger Umweltministeriums 


sei die Kohle aus Welzow-Süd II nicht 
notwendig für die deutsche Energie¬ 
versorgung. Außerdem gebe es deutli¬ 
che Hinweise darauf, dass der schwedi¬ 
sche Konzern Vattenfall das Geschäft 
mit der Braunkohle nach der Wahl in 
Schweden verkaufen will. Der geneh¬ 
migte Braunkohlenplan würde ledig¬ 
lich den Verkaufspreis in die Höhe 
treiben (t/Z berichtete). 

Vattenfall will sich strategisch neu 
ausrichten. Dabei sollen vor allem die 
Erneuerbaren Energien ausgebaut 
werden und der Ausstoß von Koh¬ 


lendioxid des gesamten Konzerns ge¬ 
senkt werden. Beide Ziele ließen sich 
nur mit einem teilweisen oder kom¬ 
pletten Ausstieg aus dem Braunkoh¬ 
legeschäft in Deutschland erreichen, 
so Greenpeace. Außerdem habe eine 
Studie im Auftrag der Umweltorgani¬ 
sation gezeigt, dass millionenschwere 
Folgekosten des Tagebaus nicht voll¬ 
ständig von Vattenfall gedeckt seien. 
„Der Linke Wirtschaftsminister Ralf 
Christoffers macht genau das, was sei¬ 
ne Partei immer kritisiert: Gewinne 
werden privatisert und Verluste sozi¬ 
alisiert“, so Schmid. 

Indessen wurde durch den Bericht 
im Neuen Deutschland bekannt, dass 
die eigentliche Entscheidung, dem 
neuen Braunkohletagebau zuzustim¬ 
men, bereits 2009 gefallen ist. Damals 
sei das der SPD in den Koalitionsge¬ 
sprächen mündlich zugesagt worden. 
Es sei aber weder schriftlich fixiert, 
noch öffentlich gesagt worden. Dem 
Koalitionsvertrag wurde damals auf 
dem Landesparteitag in Straußberg 
zugestimmt. Doch offensichtlich wur¬ 
den die Delegierten nicht korrekt in¬ 
formiert. Diesen war zugesagt worden, 
dass innerhalb der Legislaturperiode 
keine wesentlichen Entscheidungen 
über neue Tagebaue fallen werden. 

Deutschland hat im vergangenen 
Jahr so viel Kohle verströmt wie seit 
1989/90 nicht mehr. Ein großer Teil 
dieses Stroms wird ins Ausland ver¬ 
kauft, weil er im Land immer weni¬ 
ger gebraucht wird. Der Anteil der 
Erneuerbaren Energien macht ihn 
zusehends überflüssig. Entsprechend 
wurde in einer Studie im Auftrag des 
Brandenburger Umweltministeriums 
festgestellt, dass der geplante Tagebau, 
in dem ab 2027 Kohle abgebaggert 
werden soll, energiepolitisch überflüs¬ 
sig ist. Bernd Müller 



Greenpeace Aktivisten protestieren auf der Wahlparty der Linken nach der 
Europawahl gegen die widersprüchliche Energiepolitik der Partei. Die Umwelt¬ 
schützer parodieren den Linke-Slogan ioo% sozial ... 
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Neues Blutvergießen in der Ukraine 

Lawrow fordert „Fluchtkorridor“ 


Blutiges Wochenende 
in Nigeria 

Bei Angriffen und Bombenanschlägen, 
die auf das Konto der Terrorgruppe 
Boko Haram gehen sollen, sind in Nige¬ 
ria am Wochenende über 100 Menschen 
getötet worden. Im benachbarten Kame¬ 
run wurden nach nigerianischen Medi¬ 
enberichten 40 Mitglieder der islamisti- 
schen Terrorgruppe vom Militär getötet. 

Am Sonntagabend starben bei ei¬ 
nem Bombenanschlag der Boko Ha¬ 
ram in Mubi im Osten des Landes an 
der Grenze zu Kamerun mindestens 
60 Menschen. Die Anschlagsziele be¬ 
fanden sich in unmittelbarer Nähe ei¬ 
ner großen Militärbasis. Dort soll eine 
Sondereinheit der nigerianischen Ar¬ 
mee stationiert sein, die auf den Kampf 
gegen Boko Haram spezialisiert ist, wie 
es heißt. 

Bei einem Überfall auf drei Dörfer 
in Nordnigeria wurden mindestens 42 
Menschen getötet. Die Angreifer seien 
am Samstagmorgen auf Lastwagen mit 
Sturmgewehren, Benzinbomben und 
Sprengstoff in die Dörfer Kanari, Wa- 
zarde und Gula eingedrungen. Die Dör¬ 
fer liegen im Bezirk Gamboru im Bun¬ 
desland Borno, das an Kamerun grenzt. 

ILO warnt vor mehr 
Armut in der EU 


Bei schweren Gefechten in der Ostu¬ 
kraine ist es zu neuem Blutvergießen 
gekommen. Während der Kämpfe um 
Lugansk wurden aus der Stadt Verlus¬ 
te gemeldet. Bei Slawjansk beschossen 
Regierungseinheiten die Stellungen der 
Aktivisten mit Artillerie. Bei einem An¬ 
griff von Kampfflugzeugen auf das Ge¬ 
bäude der Gebietsadministration der 
Stadt Lugansk sind am Montag mindes¬ 
tens fünf Menschen ums Leben gekom¬ 
men. In dem Gebäude ist momentan die 
Führung der „Volksrepublik Lugansk“ 
untergebracht. Die USA haben die Fi¬ 
nanzhilfe für das ukrainische Militär auf 
18 Millionen Dollar verdoppelt, wie der 
Vizechef des Pentagon, Derek Chollet, 
am Montag mitteilte. 

Angesichts der neuen Gewalt kün¬ 
digte der russische Außenminister Sergej 
Lawrow einen Resolutionsentwurf zur 
Ukraine-Krise im UNO-Sicherheitsrat 
an. „Darin werden Forderungen nach 
einem sofortigen Ende der Gewalt und 
einem Beginn von Verhandlungen ent¬ 
halten sein“, sagte Lawrow. Russland 
sei „tief beunruhigt“, dass bei der „An- 
ti-Terror-Operation“ der ukrainischen 


Führung Unbeteiligte getötet würden. 
„In unserem Entwurf schlagen wir ei¬ 
nen Fluchtkorridor vor, damit Zivilis¬ 
ten die Kampfzone verlassen können“, 
sagte Lawrow. 

Westliche Medien verheimlichen 
laut Lawrow die reale Situation in der 
Ukraine. „Wir sind über die Entwick¬ 
lung dort äußerst besorgt. Jeden Tag 
kommen dort Menschen ums Leben, 


die Zivilbevölkerung wird immer mehr 
in Mitleidenschaft gezogen. Gegen sie 
werden Armee, Fliegerkräfte und schwe¬ 
re Waffen eingesetzt. Ganze Wohnviertel 
werden unter Beschuss genommen. All 
das kann man faktisch in Live-Übertra- 
gung beobachten. Leider ignorieren die 
meisten Medien diese Informationen 
und zeigen völlig andere Bilder. 4 


ZLV 



Barrikade in Donezk: „Banderisten raus aus dem Donbass“ 


Die Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) hat vor dem weiteren Abbau von 
Sozialleistungen in Ländern der Euro¬ 
päischen Union gewarnt. „Zusammen 
mit anhaltender Arbeitslosigkeit, nied¬ 
rigen Löhnen und hohen Steuern haben 
diese Maßnahmen zu mehr Armut und 
sozialer Ausgrenzung geführt“, kritisiert 
die UNO-Spezialorganisation in ihrem 
„Weltbericht zur sozialen Sicherung 
2014/2015“. 

Darin beklagt die ILO auch, dass die 
Verwirklichung des grundlegenden Men¬ 
schenrechts auf soziale Sicherheit für den 
größten Teil der Weltbevölkerung immer 
noch kaum mehr als ein Traum ist. In der 
EU seien von Sozialabbau mittlerweile 
„123 Millionen Menschen betroffen, 24 
Prozent der Bevölkerung, viele von ih¬ 
nen Kinder, Frauen,Ältere und Personen 
mit Behinderungen“. Kosten der Bewäl¬ 
tigung der globalen Finanz- und Wirt¬ 
schaftskrise hätten viele Staaten „an die 
Bevölkerungen weitergegeben, die seit 
mehr als fünf Jahren weniger Arbeits¬ 
plätze und niedrigere Einkommen ver¬ 
kraften müssen“. Die Krise sei damit je¬ 
doch nur verlängert worden, meinen die 
ILO-Experten: „Niedrige Haushaltsein¬ 
kommen haben geringeren inländischen 
Konsum und weniger Nachfrage zur Fol¬ 
ge, was die wirtschaftliche Erholung ver¬ 
langsamt.“ 

Als „Lehrstück in punkto Entwick¬ 
lung 44 lobt die ILO China. Das Land habe 
inzwischen einen allgemeinen Deckungs¬ 
grad der Altersrenten fast erreicht und 
die Löhne erhöht. Auch Brasilien habe 
als Krisenreaktion die soziale Sicherung 
und den Mindestlohn ausgeweitet. 


Zuwächse aus Krisenstaaten 


A : 

t: 


Wie groß die EU-Fraktion der Linken wird ist noch unklar 


m 1. Juli wird das am 25. Mai ge- 
, wählte EU-Parlamentzusammen- 
ktreten Die Fraktion der Linken, 
die GUE/NGL (Europäische Vereinte 
Linke/Nordisch Grün-Links), wird dann 
deutlich größer sein als bisher - so viel 
steht fest. Wie viel mehr Sitze als die bis¬ 
herigen 35 Mandate sie am Ende genau 
haben wird, lässt sich derzeit noch nicht 
seriös Vorhersagen. Mindestens sollten es 
jetzt 50 sein, denkbar sind aber auch 52 
Sitze. Wenigstens 15 Abgeordnete kom¬ 
men aus Kommunistischen Parteien. 

In 18 EU-Ländern blieben die Ergeb¬ 
nisse hinsichtlich der errungenen Man¬ 
date gleich - aus 13 Ländern werden 
wieder keine Linken, aus drei Ländern 
(Dänemark, Schweden, Vereintes Kö¬ 
nigreich) wieder je einer und aus Zypern 
und den Niederlanden weiterhin zwei 
Abgeordnete nach Brüssel und Straß¬ 
burg entsandt. Dabei hat es Aufwärtsbe¬ 
wegungen bei potenziellen GUE/NGL- 
Mitgliedern in Österreich („Europa an¬ 
ders“ 2,1 %), Belgien (Partei der Arbeit 
2,1 %), Luxemburg (Dei Lenk 5,8 %) 
und Slowenien (Vereinigte Linke 5,9 %) 
gegeben. In den anderen Ländern gab es 
entweder keine kommunistischen oder 
linken Kandidaturen oder die Ergebnis¬ 
se waren unter den Hoffnungen geblie- 
ben.In fünf EU-Ländern gab es dagegen 


Zuwächse, die so stark waren, dass sie die 
Verluste aus den anderen fünf Staaten 
(jeweils ein Mandat weniger in Tsche¬ 
chien, Frankreich, Deutschland, Lettland 
und Portugal) erheblich übertrafen. 

„Die Linke“ aus Deutschland muss¬ 
te egen des Wegfalls der Sperrhürde ein 
Mandat abgeben (7 statt 8). In Tschechi¬ 
en sank die KSCM auf 11,0 Prozent der 
Stimmen (3 statt 4 Mandate), in Frank¬ 
reich (4 statt 5) rutschte die Linksfront 
trotz leichten Zuwachses auf 6,3 Prozent 
von 5 auf 3 Sitze, was mit einem gewon¬ 
nenen Mandat aus den Überseegebieten 
nicht ganz ausgeglichen werden konnte. 
In Lettland war der Verlust des einzigen 
Mandats programmiert, da der bisheri¬ 
ge Abgeordnete 2009 als Überläufer von 
der Partei „Harmonie“ zur GUE/NGL 
gekommen war. In Portugal (4 statt 5) ge¬ 
wann das PCP-geführte Bündnis „CDU“ 
einen Sitz hinzu, während der „Links¬ 
block“ zwei der drei Sitze einbüßte. 

Auf der Gewinnerseite waren in vier 
der fünf Fälle linke oder kommunistische 
Kandidaturen aus Ländern, die von der 
Aufarbeitung der Eurokrise besonders 
betroffen waren. Allen voran in Spanien 
gab es einen bedeutenden Zuwachs (+ 
9), wo die „Plurale Linke“ (die „Verein¬ 
te Linke“ tritt seit 2011 zu verschiedenen 
Wahlen unter diesem Namen an) mit 10,0 


Jugend gegen Front National 

Demo gegen Rechtsextremisten 


Das EU-Wahlergebnis in Frankreich, 
bei dem der rechtsextremistische 
Front National (FN) als stärkste Par¬ 
tei aus der Stimmabgabe hervorging, 
hat nicht nur einen Schock in beträcht¬ 
lichen Teilen der französischen Öffent¬ 
lichkeit und bei politischen Akteuren 
ausgelöst, sondern auch zu ersten Ge¬ 
genaktionen geführt. Mehrere tausend 
Schüler und Studenten demonstrier¬ 
ten bereits vier Tage nach der Wahl, 
am 29. Mai, in Paris und anderen Städ¬ 
ten Frankreichs gegen die FN. 

Dazu aufgerufen hatten der natio¬ 
nale Studentenverband UNEF und die 
Schülerunion UNL sowie 15 weitere 
Jugendverbände, darunter der kom¬ 
munistische Studentenverband UEC 
und die kommunistische Jugendbe¬ 
wegung MJCF. In Paris waren es rund 
8 000 Demonstranten (4 200 laut der 
Polizei), die von der Oper am Place de 
la Bastille zum Place de la Rpublique 
zogen. Weitere Demos gab es u.a. in 
Straßburg, Lyon, Toulouse, Marseille, 
Nantes, Bordeaux, Nancy. In den De¬ 
monstrationszügen waren Schilder 
und Transparente aller politischen 
Richtungen einschließlich junger So¬ 
zialisten und Liberalen zu sehen, nur 


die rechtsbürgerliche UMP war nicht 
sichtbar vertreten. Es überwogen je¬ 
doch deutlich die Fahnen und Trans¬ 
parente linker Verbände. „Der FN 
Erster bei den EU-Wahlen, das darf 
nicht durchgehen. Die Jugend muss 
aufwachen und hinausschreien, dass 
sie nicht einverstanden ist“, war von 
den Teilnehmern zu hören. Ein Spre¬ 
cher der UNEF verwies aber auch da¬ 
rauf, dass das Anwachsen der rechts¬ 
extremistischen Gefahr nicht erst seit 
der EU-Wahl deutlich wurde und 
Ursachen hat: Die Banalisierung der 
rassistischen Ansichten ist unter der 
Präsidentschaft Sarkozys zustande 
gekommen und setzt sich unter der 
gegenwärtigen Regierung fort. Die 
UMP platzt vor fremdenfeindlichen 
Ansichten, als ob das normal wäre. 

Inzwischen haben auch mehrere 
Gewerkschaften, politische Parteien, 
Jugendverbände und Organisationen 
der Zivilgesellschaft zu einer antifa¬ 
schistischen Kundgebung am 7. Juni in 
Paris und zu landesweiten Streiks und 
Demonstrationen am 26. Juni aufgeru¬ 
fen. In einem gemeinsamen Text unter 
der Überschrift „Mehr denn je vereint 
gegen die extreme Rechte“ haben die 


drei Gewerkschaftsbände CGT, FSU 
und Solidaire sowie der Studentenver¬ 
band UNED und die Schülerverbände 
UNL und FIDL dazu aufgerufen, da¬ 
für zu kämpfen, dass das Zusammen¬ 
leben und die Gleichheit die Werte 
bleiben, die unsere Gesellschaft ani¬ 
mieren und leiten. Sie betonten dar¬ 
in, dass sie nicht auf das Ergebnis der 
EU-Wahlen gewartet haben, sondern 
schon seit mehreren Monaten auf die 
Gefahr des Rechtsextremismus hinge¬ 
wiesen und zur Mobilisierung dage¬ 
gen aufgerufen haben. Das Ergebnis 
der EU-Wahl bestätigte nur, dass die 
Rechtsextremisten sich an der sozia¬ 
len Hoffnungslosigkeit und der Ableh¬ 
nung der Politik der aufeinander fol¬ 
genden Regierungen im Dienst der 
Unternehmerschaft nähren. Gegen¬ 
über den betrügerischen Parolen der 
Rechtsextremisten sei es mehr denn 
je notwendig, sich gewerkschaftlich zu 
organisieren, Mobilisierungen zu ent¬ 
wickeln und zu kämpfen, ausgehend 
von den Forderungen der Lohnabhän¬ 
gigen, die Demokratie voranzubringen 
und neue Rechte und soziale Errun¬ 
genschaften zu erreichen. 

Pierre Poulain 


Prozent statt einem jetzt sechs Abgeord¬ 
nete hätte stellen können. Aber wie auch 
2009, als sie eigentlich zwei Sitze bekam, 
wird auch jetzt wohl wieder ein Mitglied 
der „Initiative für Katalonien-Grüne“ zur 
Fraktion der Grünen im EU-Parlament 
gehen. Für das erst im Januar gegründete 
Bündnis „Podemos“ werden fünf Abge¬ 
ordnete Spanien vertreten. Hierbei han¬ 
delt es sich um eine Zirkelorganisation 
unter Einfluss der trotzkistischen Anti¬ 
kapitalistischen Linken 44 , die vom Fern¬ 
sehmoderator Pablo Iglesias geführt wird. 
Ihr überraschendes Ergebnis kostete die 
„Plurale Linke“ in den letzten Wochen 
offenbar viele Stimmen, war doch diese 
kürzlich noch bei 20 Prozent gehandelt 
worden. Auch aus Griechenland (+ 5 Sit¬ 
ze) gab es Zuwachs für die GUE/NGL. 
Während die KKE ihre zwei Sitze vertei¬ 
digen konnte und nach den Kommunal¬ 
wahlen eine Woche zuvor auch bei der 
EU-Wahl den negativen Trend der letz¬ 
ten Jahre wenden konnte, erhöhte „Sy- 
riza“ - mit 26,6 Prozent stärkste Partei 
im Land - ihren Anteil auf sechs Man¬ 
date statt bisher einem. In Italien (+3) 
schaffte die Liste „Das andere Europa“ 
mit 4,0 Prozent gerade eben den Sprung 
über die Vier-Prozent-Hürde und stellt 
damit 3 Abgeordnete. Dieses Bündnis 
wurde von Rifondazione Comunista un¬ 
terstützt, nicht jedoch von der PdCI. Die 
irische „Sinn Fein 44 holte mit 19,5 Prozent 
drei Sitze, wohingegen die „Sozialistische 
Partei“ den bisher einzigen für die irische 
Linke verlor und Irland damit insgesamt 
zwei zusätzliche Mandate für die GUE/ 
NGL beisteuert. Außerdem gewann in 
Finnland die Linksallianz mit 9,3 Prozent 
(nach ihrem kürzlichen Austritt aus der 
Regierungskoalition) erstmals einen Sitz. 

Zu diesen 50 bis dato „sicheren“ Ab¬ 
geordneten könnte noch einer aus dem 
Baskenland (20,9 % für EH Bildu) hin¬ 
zukommen. Außerdem ist der Eintritt 
der einzigen Abgeordneten der „Femi¬ 
nistischen Initiative“ aus Schweden in die 
GUE/NGL im Gespräch. 

Damit hat der auf Alexis Tsipras 4 
Kandidatur zum Kommissionspräsiden¬ 
ten abgestimmte Wahlkampf der ELP- 
Mitgliedsparteien neben Griechenland 
nur in Italien und Spanien Erfolg ge¬ 
habt. Eine von manchen erhoffte allei¬ 
nige Fraktion unter Ausschluss linkerer 
Parteien ist somit nicht in Erfüllung ge¬ 
gangen. Waren von den 35 Abgeordneten 
der Fraktion bisher 18 aus ELP-Parteien, 
6 aus Beobachterparteien und 11 aus an¬ 
deren Parteien, so werden es (bei 50 Ab¬ 
geordneten) nun auf Seiten der ELP 24, 
bei den ELP-Beobachtern 5 sowie wei¬ 
tere 21 Abgeordnete sein. Die beiden 
möglichen weiteren Abgeordneten wä¬ 
ren auch den 21 von der ELP unabhän¬ 
gigen Parteien zuzurechnen. Günter Pohl 


Kein unvermeidliches 
Schicksal 

Wie kam es zum Aufwind für 
die Rechten? 

Der französische EU-Abgeordnete 
Patrick le Hyaric, zugleich Direktor 
der kommunistischen Zeitung „Hu- 
manite“ befasste sich in einem Leit¬ 
artikel seines Blattes „Humanite Di- 
manche“ vom 31. Mai mit der seit der 
EU-Wahl in Frankreich heftig disku¬ 
tierten Frage, wie es zu dem alarmie¬ 
renden Vormarsch des „Front Nati¬ 
onal“ in Frankreich kommen konnte 
und welche Lehren sich daraus erge¬ 
ben. 

Er verwies darauf, dass dieser Auf¬ 
trieb in Frankreich und in einem guten 
Teil der übrigen EU-Staaten „nicht 
aus heiterem Himmel“ kam. Er habe 
sich schon seit Monaten, spätestens 
seit den letzten Kommunalwahlen ab¬ 
gezeichnet. Die Mischung aus Ableh¬ 
nung der Politik generell und vor al¬ 
lem der praktizierten, Wahlabstinenz 
und der starke Anstieg des Rechtsex¬ 
tremismus, stelle „einen Cocktail von 
extremer Gefährlichkeit 44 dar. Die 
„Familie Le Pen“ stehe „vor den Toren 
der Macht“ und profitiere dabei „von 
zahlreichen Steigbügelhaltern“. Schon 
unter Sarkozy habe man sich die Pa¬ 
rolen und Ansichten der Rechtsextre¬ 
men „ausgeliehen“ und vor dem Hin¬ 
tergrund der Krise hoffähig gemacht. 
Und die gegenwärtige sozialistische 
Regierung diskreditiere die gesamte 
Linke, indem sie den Werten der Lin¬ 
ken und den linken Wahlkampfaus¬ 
sagen den Rücken kehrt und verkün¬ 
det, dass es keinen anderen Ausweg 
als den Liberalismus gebe. Mangels 
einer glaubwürdigen Alternative der 
nicht regierenden Linken wähle ein 
erheblicher Teil der Wählerinnen und 
Wähler das Lager der Nichtwähler. 
Andere entschieden sich „in einem 
Klima der Ablehnung der politisch 
Verantwortlichen, der Korruptions¬ 
geschäfte, der Missachtung durch die 
Eliten 44 für eine Stimmabgabe, von der 
sie glauben, dass sie den größten Lärm 
macht. Die Nutzung des Rechtsextre¬ 
mismus als Werkzeug zum Ausdruck 
der Volkswut sei schon seit Monaten 
praktiziert worden. 

Die großen Massenmedien hätten, 
indem sie die Wahlentscheidung auf 
die vereinfachten und für die Herr¬ 
schenden recht bequemen Schlag¬ 
worte „Pro-Europäer 44 und „Euro¬ 
paskeptiker“ vereinfachten, ihren Teil 
zur Verwirrung beigetragen, heißt es 
weiter in dem Artikel. „Europa könn¬ 
te eine Gemeinschaft gemeinsamer 
Güter, eine Gemeinschaft des Geis¬ 
tes sein, ererbt von Erasmus von Rot¬ 
terdam, Goethe oder Rabelais, von 
Kant oder Voltaire, eine gemeinsame 
Kultur, eine der Förderung des Fort¬ 
schritts und der Wissenschaft, von Ga¬ 
lilei bis Einstein, Kopernikus bis New¬ 
ton 44 Stattdessen sei die EU zum Syno¬ 
nym für eine bürokratische Maschine 
geworden, fern von den Menschen, 
eine Fabrik für Richtlinien und Re¬ 
geln, um den freien Handel, die freie 
Konkurrenz, den freien Markt und die 
ökonomischen Kriterien einer rigoro¬ 
sen Sparpolitik durchzusetzen, ohne 
ein menschliches, soziales, umweltpo¬ 
litisches Projekt. 

Dabei könne es auf keinen Fall 
bleiben, heißt es weiter. Alle demo¬ 
kratischen Kräfte stünden „mit dem 
Rücken an der Wand 44 Die Linken, 
die Ökologiebewegung und die Links¬ 
front stehe vor der Notwendigkeit 
„der Klarsicht, Bescheidenheit und 
Neuerung“. Es gebe keinerlei unver¬ 
meidliches Schicksal: „Man muss sich 
erheben, miteinander reden, sich zu¬ 
sammenfinden in jedem Stadtteil und 
Dorf, jeder Stadt, jedem Betrieb und 
Büro, in jeder Schule, um das Pro¬ 
jekt einer politischen Wende und ei¬ 
nes Machtwechsels voranzubringen.“ 
Jeder müsse da, wo er sich befindet, 
in Kontakt mit anderen treten, gleich 
ob Sozialisten, Grüne, Kommunisten, 
andere Kräfte des Fortschritts, ohne 
Ausnahme, „um eine neue Sammlung 
der Bürger zu entwickeln und sich zu 
vereinigen in einer ideologischen und 
politischen Gegenoffensive, um den 
Weg für den Wiederaufbau einer neu¬ 
en Linken zu öffnen“. P.P. 
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Die fußballbegeisterten Brasilianer wenden sich mehr und mehr gegen die WM der Reichen. 

Fußball-WM 2014: Für wen? 

Erklärung der Brasilianischen Kommunistischen Partei 


Areva unterschreibt 

Kompromiss zwischen Niger und dem 
französischen Staatskonzern 


A m Tag nach der Fußball-WM 2014 
wird das brasilianische Volk ge¬ 
wiss eine bittere, traurige Bilanz 
ziehen. Es ist klar, dass die FIFA-WM ein 
Privatereignis ist, das die Großunterneh¬ 
men reicher macht - große brasilianische 
Bauunternehmen und ausländische Ka¬ 
pitalisten, die mit Sicherheit ihren Profit 
aus ihr ziehen werden. 

Mehr als der Hälfte der Bevölke¬ 
rung ist nicht danach, für das brasiliani¬ 
sche Team zu jubeln. Die alte WM, die 
die ganze Fußballleidenschaft der Bra¬ 
silianer entfacht und das Volk in Un¬ 
terstützung ihrer „Gelbhemden“ geeint 
hat, gibt es nicht mehr. Sie ist durch eine 
Medienkampagne der Reichen, bezahlt 
von den Großunternehmen, in einen Lu¬ 
xusartikel verwandelt worden. Der Sport 
zählt dabei nicht mehr. Der Eintritt ist so 
teuer, dass Arbeiter nicht in den Stadien 
sein werden und nur ein paar Spiele auf 
öffentlichen Großleinwänden sehen kön¬ 
nen. Der Kapitalismus verwandelt alles 
in Ware, was Profit abwerfen könnte. 

Seit dem letzten Jahr ist die soziale 
und politische Lage in Brasilien durch 
scharfe Klassenkonflikte gekennzeichnet. 
Busfahrer, Lehrer, Müllkutscher, Arbei¬ 
ter in der Petrochemie, Polizisten, weite 
Teile des öffentlichen Dienstes, Flugha¬ 
fenpersonal und Angehörige vieler an¬ 
derer Berufe streiken für höheren Lohn 
und bessere Arbeitsbedingungen. Es gab 
massive Demonstrationen in den Straßen. 
Sie wurden von Gewerkschaften und po¬ 
litischen Gruppen unterschiedlicher Her¬ 
kunft ebenso durchgeführt wie von Inter¬ 
essenvertretungen Armer, die ihr Obdach 
wegen des Baus von Stadien und anderen 
Einrichtungen für die WM verloren ha¬ 
ben, und anderen Bevölkerungsteilen, die 
mit der politischen und wirtschaftlichen 
Situation im Land unzufrieden sind. 

Auch der gegenwärtige politische Re¬ 
präsentationsmodus und die großen poli¬ 
tischen Parteien wurden infrage gestellt. 
Die Entrüstung über die zahlreichen 
Skandale, welche die Presse enthüllt hat, 
bildeten im vergangenen Jahr ebenfalls 
ein starkes Motiv für Proteste. Zu nen¬ 
nen wären etwa die exzessiven Kosten 
für den Stadienbau, die den Bauunter¬ 
nehmen gewiss zu Extraprofiten gereich¬ 
ten, oder Korruption wie beim Gouver¬ 
neur von Rio de Janeiro, dessen Foto auf 


Präsident Mahmud Abbas hat die Ver¬ 
eidigung der neuen palästinensischen 
Einheitsregierung als „Ende der Spal¬ 
tung“ seines Volkes gefeiert. „Wir er¬ 
klären die Spaltung, die unserer nati¬ 
onalen Sache so katastrophalen Scha¬ 
den zugefügt hat, heute für beendet“, 
erklärte Abbas am Montag in einer 
Fernsehansprache. Die gemeinsame 
Regierung mit der Hamas werde die 
Unterzeichneten Friedensverträge mit 


einer Tanzveranstaltung mit Bauunter¬ 
nehmern in Paris in der öffentlichen Mei¬ 
nung auf starken Widerhall stieß. 

Nicht nur, dass der Kongress das 
„WM-Gesetz“ verabschiedet hat, das 
verfassungsmäßige Bürger- und Schutz¬ 
rechte bricht und der Gesellschaft Ein¬ 
schränkungen jeder Art auferlegt, um die 
Privatwirtschaft zu schützen und zu för¬ 
dern. Darüber hinaus verursachen auch 
die Sicherheitsmaßnahmen, die Behör¬ 
den von Kommunen und Bundesstaaten 
ergreifen, in denen die Meisterschaft 
stattfindet, ein Gefühl der Empörung 
und Rebellion in der Bevölkerung - vor 
allem bei den Niedrigverdienern, die in 
den einfachen Stadtteilen und den Fave¬ 
las wohnen. In einer geradezu militäri¬ 
schen Besetzung dieser Areale wurden 
dort nicht nur Truppen der Sonderpolizei 
stationiert, sondern auch Militär. Dies ist 
eine offene Maßnahme, um die Volksbe¬ 
wegung zu unterdrücken und zum Feind 
zu erklären. (...) 

Die großen Demonstration im Juni/ 
Juli 2013 offenbarten den Niedergang 
der Hegemonie der Arbeiterpartei (PT) 
des früheren Präsidenten Lula und ihrer 
Verbündeten. Sie hatten sie vor allem 
durch eine Politik der kontinuierlichen 
Anhebung der Mindesteinkommen und 
mit Sozialprogrammen gegen den Hun¬ 
ger erreicht, sogenannten Familienzu¬ 
wendungen, mit denen mittels günstiger 
Kredite Niedrig- und Normalverdiener 
Konsumgüter kaufen konnten. Es muss 
auch erwähnt werden, dass die PT-Regie- 
rung die Mobilisierungsfähigkeit vieler 
Gewerkschaften geschwächt hat, indem 
sie ihre Führungen in die Regierung auf¬ 
nahm. Diese Hegemonie funktionierte 
dermaßen, dass sie für einige Jahre die 
Arbeiterklasse zu einer passiven Haltung 
zum Klassenkampf und sogar zu Sofort¬ 
forderungen brachte. Der Zufluss auslän¬ 
discher Investitionen, die guten Ergeb¬ 
nisse beim Export von Eisen und land¬ 
wirtschaftlichen Erzeugnissen sowie die 
hohen Profite der Finanzbranche führten 
von 2002 bis 2010 zu einem jährlichen 
Wachstum des Bruttosozialprodukts von 
etwa 3,2 %. 

Doch diese sozialen Fortschritte be¬ 
schreiben das Gesamtbild fehlerhaft, 
denn das Sozialsystem ist zerstört wor¬ 
den, die öffentlichen Bildungs-, Trans- 


Israel anerkennen, sagte der Fatah-Po- 
litiker. 

Die Weigerung Israels, eine Regie¬ 
rung mit Hamas-Beteiligung anzuer¬ 
kennen, zeige „die wahren Absichten 
der israelischen Regierung“, sagte Ab¬ 
bas. „Sie wollen, dass wir geteilt blei¬ 
ben, damit sie uns weiter unser Land 
wegnehmen können.“ 

Mahmud Abbas vereidigte am Mon¬ 
tag in Ramallah das Kabinett unter 


port-, Gesundheits- und weiteren Sozi¬ 
alsysteme sind in sehr schlechtem Zu¬ 
stand, Gehälter sind niedrig, die meisten 
Beschäftigungsverhältnisse informell, 
ÖPNV und Mieten sind sehr teuer. Die 
Mehrheit der Normalverdiener ist jetzt 
schwer verschuldet. 

Die meisten wissen jetzt, dass fast 
45 % des Bundeshaushalts auf Zins¬ 
zahlungen an die Großbanken verwen¬ 
det werden und Brasilien mit einer sehr 
niedrigen Rate wächst. Infolge der neo¬ 
liberalen Politik ist die brasilianische In¬ 
dustrieproduktion als Ganzes zurückge¬ 
gangen. 

Diese WM ist definitiv nicht unsere! 
Die gegenwärtigen Demonstrationen 
prangern den korrupten und privaten 
Charakter der Veranstaltung an, der die 
Privatisierung einiger Flughäfen und den 
Bau von Brücken und Straßen zur Nut¬ 
zung durch Touristen einschließt. Sie for¬ 
dern u.a. ein öffentliches Bildungs- und 
Gesundheitswesen, Obdach, öffentlichen 
Verkehr und mehr und bessere Arbeit. 
Zunehmend erkennen die Demonstran¬ 
ten den Kapitalismus als Hauptursache 
für die angeprangerten Probleme und 
führen den Sozialismus als letztendliche 
Antwort an. 

Der Klassenkampf wird Tag für Tag 
offensichtlicher. Die Repression wird 
während der WM sehr hart sein, doch die 
Kämpfe und Demonstrationen werden 
nicht aufhören. Mit Gewissheit werden 
sie vor, während und nach der WM fort- 
dauern und sich verstärken. Das brasili¬ 
anische Volk gewöhnt sich wieder einmal 
daran, für seine Rechte aktiv zu werden 
und zu kämpfen, sogar unter Repression. 

Die verschiedenen Kämpfe müssen 
ihre Forderungen und ihr Handeln zu¬ 
sammenführen; dies gilt auch für den 
Dialog zwischen der Volks-, Studenten-, 
Gewerkschafts- und den sozialen Bewe¬ 
gungen. Das gleiche müssen die sozialis¬ 
tischen und kommunistischen Parteien 
wie die anarchistischen und autonomen 
Bewegungen machen, sodass der Wider¬ 
stand gegen die Unterdrückung geeint 
werden und die Arbeiterbewegung eine 
neue Offensive durchführen kann. 

Die WM geht vorüber. Der Klassen¬ 
kampf geht weiter. 

Nationales Sekretariat der Brasilianischen 
Kommunistischen Partei - PCB, 28. Mai 2014 


Führung des bisherigen Ministerprä¬ 
sidenten Rami Hamdallah. Die Über¬ 
gangsregierung mit 17 Ministern be¬ 
steht aus Experten, die weder der Fatah 
von Abbas noch der Hamas angehören. 

Das Kabinett regiert im Westjor¬ 
danland und im Gazastreifen. Vier 
Minister aus dem Gazastreifen waren 
nicht bei der Vereidigungszeremonie 
zugegen, weil Israel ihnen die Ausreise 
verweigert hatte. 


Nach über eineinhalb Jahren Verhand¬ 
lungen haben sich die Regierung des Ni¬ 
ger und der französische Staatskonzern 
Areva geeinigt und eine neue Vereinba¬ 
rung zum Uran-Abbau unterschrieben. 
Areva beharrt nicht länger auf die An¬ 
wendung des Rechts der Westafrikani¬ 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, was die 
bisherigen neokolonialen Beziehungen 
weitere 20 Jahre verlängert hätte. Areva 
unterwirft sich formell dem nationalen 
Recht Nigers, konkret dem 2006 erlas¬ 
senen Bergbaugesetz. 

Das Gesetz sieht eine Erhöhung 
der Konzessionsabgabe von 5,5 auf 12 
Prozent und weitere Regelungen wie 
Umweltschutzauflagen vor, der Kon¬ 
zern bleibt allerdings weiterhin von der 
Mehrwertsteuer befreit. Alle Partnerun¬ 
ternehmen werden in dem in Niamey 
zu bauenden Firmensitz untergebracht. 
Areva ist bereit, mehr einheimisches 
Personal auch ins Management aufzu¬ 
nehmen und übernimmt die Kosten für 
die Instandsetzung eines Abschnitts der 
„Uranstraße“ im Norden in Höhe von 
90 Millionen Euro. Diese Straße führt 
bis ins südliche Nachbarland Benin 
zum Hafen von Cotonou. Außerdem 
will Areva ein Programm zur landwirt¬ 
schaftlichen Entwicklung für 17 Millio¬ 
nen Euro auflegen. Peanuts? 2,6 Milliar¬ 
den Euro Dividende, so Anne Lauver- 
geon, die frühere Vorstandsvorsitzende, 
transferierte Areva in den Jahren 2001 
bis 2009 an die französische Öffentliche 
Hand (2010-2012 gab es keinen Trans¬ 
fer). Der Aktienkurs stieg in der glei¬ 
chen Zeit um 165 Prozent. 


Ein aktuelles Beispiel für den langen 
Arm Washingtons erfuhr die Cuba-Soli¬ 
daritätsbewegung. „Ihr Firmenimage ist 
unser Geschäft“ - das Werbemittelunter¬ 
nehmen National Pen Promotional Pro¬ 
ducts Ltd. (PN), ansässig im hessischen 
Niederaula mit Hauptsitz in San Diego, 
Kalifornien, ist mit diesem Slogan laut 
Eigenwerbung in 13 europäischen Län¬ 
dern tätig. Die Essener Regionalgruppe 
der Freundschaftsgesellschaft BRD-Cu- 
ba e.V. hatte ein Angebot von NP ange¬ 
nommen und Kugelschreiber mit Gravur 
(Freiheit für die MIAMI 5 - FG BRD 
Kuba e.V. Essen) bestellt, erhalten und 
per Überweisung auf das NP-Geschäfts- 
konto bei der Bank of America in Frank¬ 
furt/Main beglichen. 

Die Bank of America Corporation 
bietet laut Eigenwerbung viel: „Über 
seine Bank-Gesellschaften und Unter¬ 
nehmen bietet der Konzern eine große 
Bandbreite an Produkten und Dienst¬ 
leistungen sowie nichtbankbezogene 
Finanzservices an (...) Neben den USA 
ist die Bank of America in 40 weiteren 
Ländern rund um den Globus präsent.“ 
Von einer willkürlichen Behinderung des 
freien Handels in anderen Ländern ist da 
nichts zu lesen. 

Doch die Überweisung der FG Es¬ 
sen wurde ohne Begründung zwei Mal 
zurücküberwiesen - während zugleich 
NP ein Mahnverfahren bis unmittelbar 
vor Einleitung eines Inkassoverfahrens 
gegen die FG eröffnete. Da dieses seltsa¬ 
me Geschäftsgebaren gegenüber der FG 
nicht begründet wurde, wurde schriftlich 
um Auskunft gebeten. Nach zwei Wo¬ 
chen ohne Antwort fuhr am 30. Mai eine 
Delegation der Essener Freundschafts¬ 
gesellschaft nach Frankfurt/M., um die 
Banker persönlich zur Rede zu stellen. 
Denn dass es einen skandalösen politi¬ 
schen Hintergrund gab, war durch Ver¬ 
merke auf den Rückbuchungen ersicht¬ 
lich, die eine unmittelbare Einflussnah¬ 
me seitens der US-Regierung belegen. 

Laut einer schriftlichen Mitteilung 
von NP wurden die FG- Überweisungen 
vom 25.2. und 18.3. von der Frankfurter 
Filiale der Bank of America nicht ange¬ 
nommen, weil „die Bank of America den 
Vereinsnamen nicht akzeptiert“. Dies 
bestritt die Bank allerdings in dem Ge¬ 
spräch am 30.5. und in einem zwischen¬ 
zeitlich versandten Antwortschreiben, 
in dem es heißt: „Es gehört nicht zu den 


Ende Dezember 2013 war die Kon¬ 
zession ausgelaufen. Mit „Zuckerbrot 
und Peitsche“ hatte der Konzern alle 
Register gezogen, ein Präsidentenflug¬ 
zeug für 35 Millionen zum Geschenk 
angeboten, nach einem halben Jahr 
Verhandlungen die beiden Bergwerke 
stillgelegt, gar einen Wechsel im Berg¬ 
bau-Ministeramt erzwungen. Bis Ende 
Februar der Anteilseigner Frankreich 
die Forderung Nigers als „legitim“ an¬ 
erkannte und der Konzern danach seine 
Strategie änderte. 

Zwei Faktoren stärkten die Ver¬ 
handlungsposition des Landes. Zum 
einen die Mobilisierung der Bevölke¬ 
rung, was selbst Olivier Wantz, Num¬ 
mer 2 bei Areva, im Interview mit Ra¬ 
dio France Inter einräumen musste. 
Das „Netzwerk nigrischer Organisati¬ 
onen für die Transparenz und Analyse 
des Staatshaushalts“ ROTAB unter¬ 
stützte die kritische Meinungsbildung. 
Initiativen wie Oxfam France setzten 
gemeinsam mit Demonstrationen und 
Aktionen die Regierungen in Paris und 
Niamey unter Druck und erinnerten 
Präsident Mahammadou Issoufou an 
die Wahlversprechen von 2011, unter 
anderem Kindern kostenlose Schul¬ 
bildung und medizinische Versorgung 
zu ermöglichen. Und das angesichts 
der Tatsache, dass zwischen 2008 und 
2010 zwar der Produktionswert von 
Uran um 37 Prozent stieg, aber nach 
Berechnungen von Open Society die 
Abgaben an den nigrischen Staat um 
17 Prozent sanken. 

Georges Hallermayer 


Gepflogenheiten unserer Bank, sich zu 
den Namen der Kunden unseres Kunden 
zu äußern“. Bemerkenswert ist, dass die 
Bankmitarbeiterin in diesem Gespräch 
den Vorhalt, dass es hier eine exterrito¬ 
riale Sanktion seitens der US-Regierung 
innerhalb eines Drittstaates gegeben 
habe, mit „Ja“ antwortete. 

Die Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba e.V., Regionalgruppe Essen, stellt 
fest: 

★ Es wurde seitens der US-Regierung in 
exterritorialer Anwendung der sowieso 
schon völkerrechtswidrigen umfassen¬ 
den Wirtschafts-, Handels- und Finanz¬ 
blockade gegen die Republik Kuba eine 
finanzielle Handelstransaktion zwischen 
einem seit 40 Jahren in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland registrierten gemein¬ 
nützigen Verein und einer deutschen 
Filiale einer US-Bank vorgenommen. 
Hierbei ist die Höhe des Transaktion ir¬ 
relevant. 

★ Die US-Regierungen tragen seit Jahr¬ 
zehnten die Forderung nach Freihandel 
wie eine Monstranz vor sich her, verhin¬ 
dern diesen aber ihrerseits aus Rach¬ 
sucht gegenüber allen Akteuren, die mit 
Kuba zu tun haben. 

★ Die seit 1960 angewendete und im Jahr 
1962 offiziell verkündete Blockade wur¬ 
de am 29. 10. 2013 in der 68. UN-Voll¬ 
versammlung zum 22. Mal in Folge mit 
188:2:3 Stimmen verurteilt. Die US-Re- 
gierung behauptet zu dieser und ande¬ 
ren Gelegenheiten immer wieder, dass es 
sich bei der Blockade „nur um ein bilate¬ 
rales ,Embargo 4 “ handle, was wahrheits¬ 
widrig ist, wie der dargestellte Fall belegt. 

Die Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba e.V., die sich seit vier Jahrzehnten 
die Forderung nach bedingungsloser 
Beendigung der völkerrechtswidrigen 
Blockade gegen Kuba auf die Fahnen 
geschrieben hat, wiederholt angesichts 
des Skandals diese Forderung und lässt 
es dabei nicht bewenden: Sie hat sich an 
den Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestags, die Bundestagsfraktionen 
und die Bundesanstalt für Finanzdienst¬ 
leistungsaufsicht (BaFin) sowie an örtli¬ 
che und überregionale Medien gewandt 
und erwartet, dass die politischen Man¬ 
datsträger der Bundesrepublik ihrem 
Auftrag gerecht werden und die Inter¬ 
essen der Bevölkerung in der Bundesre¬ 
publik sowie das Völkerrecht gegen die 
USA durchsetzen. Heinz-W. Hammer 


Einheitsregierung beendet palästinensische Spaltung 

Abbas vereidigte das neue Kabinett 


Der lange Arm Washingtons 

US-Blockade gegen Kuba erreicht das Ruhrgebiet 
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Stunde der Wahrheit 
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„Ein »Weiter so* darf es nicht geben“ 

Gespräch mit Heinrich Fink: VVN-BdA-Ehrenvorsitzender kritisiert Konzeptionslosigkeit von 
Nazigegnern und mangelnde Solidarität mit verfolgten Antifaschisten in der Ukraine 


Ein ausgeklügeltes Wahlrecht hatte in 
Frankreich bisher verhindert, dass der 
faschistische Front National im Par¬ 
lament nicht im Verhältnis zu seiner 
tatsächlichen Stärke vertreten war. 
In Großbritannien sorgt das Mehr¬ 
heitswahlsystem dafür, dass landes¬ 
weit verbreitete Bewegungen wie die 
Grünen, auch wenn sie laut Umfragen 
zeitweilig 20 Prozent der Wählerinnen 
und Wähler hinter sich hatten, keinen 
einzigen Sitz erhielten. 

Insofern wurde die Europawahl am 
25. Mai 2014, in der solche Restrik¬ 
tionen nicht griffen, zur Stunde der 
Wahrheit: 



Der Front National wurde in 
Frankreich, die nationalistische „Uni¬ 
ted Kingdom IndependenceParty“ 
(UKIP) in Großbritannien zur stärks¬ 
ten Partei. 

Beide verkörpern den Wohlstands¬ 
chauvinismus des reichen europä¬ 
ischen Nordens und Westens, der 
zugleich Zuspruch auch in den Un¬ 
terklassen findet. Sie fürchten, dass 
Flüchtlinge und der arme europäi¬ 
sche Süden für sie zur Konkurrenz im 
Kampf um die immer weniger Brosa¬ 
men werden, die bei der Umvertei- 


Eigentlich ist Harald Range in seiner 
Funktion als Generalbundesanwalt 
dafür verantwortlich, die innere wie 
auch äußere Sicherheit der Bundes¬ 
republik zu schützen. Zumindest ist 
er qua Gesetz dazu verpflichtet. Eben 
dieser Aufgabe scheint der Jurist je¬ 
doch keineswegs gerecht zu werden - 
bzw. es auch gar nicht erst zu wollen. 
Nicht einmal die aus Arbeitszeugnis¬ 
sen bekannte Redewendung „stets be¬ 
müht“ wäre geeignet, die anhaltende 
Passivität des Juristen zu klassifizie¬ 
ren. 

Während die Mehrheit der Bun¬ 
desbürger es - Stichwort NSA - satt 
hat, von US-amerikanischen und 
britischen Geheimdiensten nahe¬ 
zu flächendeckend ausspioniert und 
überwacht zu werden, will Range - 
Presseberichten zufolge - erst gar 
keine Ermittlungen gegen die be¬ 
sagten Spitzeldienste einleiten. Zu 
groß wiegt offenbar die Sorge, dass 
Details über die gemeinsamen Ma¬ 
chenschaften der deutschen Schnüf¬ 
felbehörden mit ihren ausländischen 
Kollegen öffentlich würden und den 
sowieso bereits ramponierten Ruf der 
Geheimdienste noch weiter beschädi¬ 
gen könnten. 

Grund genug, Ficht ins Geheim¬ 
dienstdunkel zu bringen, gäbe es alle¬ 
mal. Erst vor wenigen Tagen kündigte 
der Bundesnachrichtendienst (BND) 
an, so genannte soziale Netzwerke im 
Internet flächendeckend überwachen 
zu wollen. Rückzugsräume für Bürge¬ 
rinnen und Bürger sind schon seit lan¬ 
gem passe. Das Private ist nicht mehr 
Privat. George Orwells Meisterwerk 
„1984“ erscheint in den heutigen Zei¬ 
ten fast als banal und untertrieben. 

Eins ist hingegen klar: Wo immer 
Geheimdienste aktiv sind, sind Recht 
und Gesetz bedeutungslos. Auch der 
Generalbundesanwalt ist offensicht¬ 
lich nicht willens, sich an bestehen¬ 
de Gesetze zu halten und förmliche 
Ermittlungsverfahren gegen die Ge¬ 
heimdienste der vermeintlich „be¬ 
freundeten Staaten“ einzuleiten. 

Aber so kennt man Range, der 
schon bei seiner Amtseinführung im 
November 2011 - und damit nur we¬ 
nige Tage nach den ersten Enthül¬ 


lung von unten nach oben allenfalls 
nebenbei für sie abfallen könnten. In 
Skandinavien sind die Rechten zwar 
nicht so stark wie in Frankreich und 
Großbritannien, aber dass sie das 
bisherige Parteiensystem dort auf¬ 
brechen konnten (und zwar schon 
vor der Europawahl), verändert das 
Gesicht dieser wegen ihrer Toleranz 
bislang als vorbildlich erscheinenden 
Gesellschaften. Die Verluste von Wil- 
ders in den Niederlanden erfolgen 
von einem hohen Niveau aus. 

In Südeuropa ergibt sich ein spie¬ 
gelverkehrtes Bild des Nordens: Syri- 
za wurde stärkste Partei in Griechen¬ 
land, in Spanien gewann die Vereinig¬ 
te Linke hinzu, in Portugal war die 
Kommunistische Partei erfolgreich. 

Wie verhalten sich diese Ergebnis¬ 
se zu den zentralen Themen er euro¬ 
päischen Politik? 

Die Rechte im Norden versteht 
Europa als Markt, auf dem das Recht 
des Stärken gilt. Die Linke - nicht 
nur im Süden - tritt für eine Sozial¬ 
union ein. Kanzlerin Merkel hat in der 
Schlussphase des Wahlkampfs diese 
abgelehnt und damit Schulterschluss 
mit der Rechten hergestellt. 

Über die europäische Geldpolitik 
wurde nicht abgestimmt. Sie bleibt 
die Domäne der Europäischen Zen¬ 
tralbank. 

Monatelang wurde suggeriert, 
erstmals könnten die Wählerinnen 
und Wähler über die Person des künf¬ 
tigen Chefs der Europäischen Kom¬ 
mission bestimmen. Jetzt zeigt sich, 
dass darüber doch die Regierungen 
entscheiden werden. 

Was heißt das? Die Antwort: Euro¬ 
pa ist nicht parlamentarisch regierbar. 


lungen über das mörderische Treiben 
des neofaschistischen „NSU-Netz- 
werks“ - nichts Besseres zu tun hatte, 
als zu betonen, „keine Anhaltspunk¬ 
te“ dafür zu haben, „dass der Verfas¬ 
sungsschutz mit Mitgliedern der Zwi- 
ckauer Zelle zusammengearbeitet“ 
habe, womit er selbst jedweder Prü¬ 
fung der Vorwürfe durch seine Behör¬ 
de pro forma eine Absage erteilte. 

Gleichzeitig kündigte der damals 
noch neue bundesdeutsche Chefan¬ 
kläger an, „zum fortdauernden Ge¬ 
denken“ an den 1977 von der Roten 
Armee Fraktion (RAF) erschosse¬ 
nen ehemaligen Generalbundesan¬ 
walt und NSDAP-Mitglied Siegfried 
Buback, einen gleichnamigen Preis 
auszuloben. Ein zweifelhafter Vor¬ 
gang zu einem Zeitpunkt, an dem eine 
über mehrere Jahre hinweg andauern¬ 
de neofaschistische Mordserie zaghaft 
aufgedeckt wurde, die übrigens - ohne 
Verstrickungen der deutschen Ge¬ 
heimdienste - nahezu unmöglich ge¬ 
wesen wäre. 

Sicherlich, es gibt allen Grund, mit 
allen Mitteln gegen die kriminellen 
Spitzeleien und Überwachungsakti¬ 
onen ausländischer Geheimdiens¬ 
te mobil zu machen, dabei darf aber 
keineswegs vergessen werden, dass 
allein in der Bundesrepublik 19 Ge¬ 
heimdienste existieren, um die Bürger 
unter Kontrolle zu bringen. 

Wozu ein vermeintlich demokra¬ 
tisches System es überhaupt für nö¬ 
tig befindet, in jedem der 16 Bun¬ 
desländer ein eigenes „Landesamt 
für Verfassungsschutz“ zu betreiben, 
während außerdem ein gleichnami¬ 
ges Bundesamt existiert und der Mi¬ 
litärische Abschirmdienst (MAD) im 
Inland ebenso aktiv ist wie der BND, 
bleibt auch weiterhin Staatsgeheim¬ 
nis. 

Generalbundesanwalt Harald 
Range mag nun vielerorts für seinen 
mangelnden Ermittlungswillen kriti¬ 
siert werden, sicherlich auch zu Recht. 
Eigentlich jedoch, passt er hervorra¬ 
gend zu der hier herrschenden Poli¬ 
tikerkaste, ihrer so genannten Demo¬ 
kratie und Geheimdienste. Gleich und 
gleich gesellt sich gern. 

Markus Bernhardt 


Professor Dr. Heinrich Fink ist Eh¬ 
renvorsitzender der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschisten (VVN-BdA). Fink 
ist Theologieprofessor und war Rektor 
der Humboldt-Universität in Berlin 

UZ: Am vergangenen Wochenende tag¬ 
te in Frankfurt am Main der Bundeskon¬ 
gress der VVN-BdA. Sie wurden dort zum 
Ehrenvorsitzenden ernannt. Herzlichen 
Glückwunsch dazu erst einmal. Werden 
Sie sich trotzdem noch so engagiert zu 
Wort melden, wie zu Ihrer Zeit als amtie¬ 
render VVN-Bundesvorsitzender? 

Heinrich Fink: Selbstverständlich. Un¬ 
terschiedliche Auffassungen bereichern 
oftmals die Debatte und ich bin seit je¬ 
her der Überzeugung, dass man aus 
seinen Grundsätzen und politischen 
Ansichten keinen Hehl machen sollte. 
Insofern wird auch weiterhin mit mir 
zu rechnen sein. 

UZ: Was waren die inhaltlichen Schwer¬ 
punkte des Bundeskongresses? 

Heinrich Fink: Wie Sie sich denken 
können, hat dort die Europawahl eine 
entscheidende Rolle gespielt. Es ist er¬ 
schreckend, wie viele Menschen in der 
EU rechten oder sogar neofaschisti¬ 
schen Parteien ihre Stimme gegeben 
haben. Rassismus, Antiislamismus und 
Antisemitismus werden in vielen Län¬ 
dern verstärkt salonfähig. Auch brutale 
Angriffe auf Kommunisten und andere 
Linke mehren sich zunehmend. 

UZ: Etwa in der Ukraine? 

Heinrich Fink: Dort aktuell im Beson¬ 
deren, ja. Aber auch beispielsweise in 
Griechenland, wo die „Goldene Mor¬ 
gendämmerung“ drittstärkste politische 
Kraft wurde und 9,4 Prozent der Wäh¬ 
lerstimmen auf sich vereinen konnte. 
In anderen Ländern sieht es bezüglich 
der Wahl rechter Parteien kaum besser 
aus. In Frankreich erreichte der extrem 
rechte Front National (FN) 24,95 Pro¬ 
zent der Stimmen. Insgesamt kamen 
rechte Parteien europaweit auf ganze 
19 Prozent. Ein beachtliches Ergebnis, 
welches man noch vor wenigen Jahren 
kaum für möglich gehalten hätte. 

UZ: Aber an dem die politische Linke 
keineswegs unschuldig ist... 

Heinrich Fink: Das denke ich tatsäch¬ 
lich auch. Nicht wenige linke Parteien 
haben sich in der Vergangenheit nicht 
um die realen Nöte und Sorgen der 
breiten Mehrheit der Menschen be¬ 
müht und ihnen dementsprechende Lö¬ 
sungsvorschläge unterbreitet. Vielmehr 
dominierten in der Linken nicht selten 
Diskussionen, die die Menschen entwe¬ 
der nicht mehr verstehen konnten, oder 
die mit ihren Problemen kaum etwas zu 
tun hatten. Da sind von uns allen ganz 
klar Fehler gemacht worden. 

Selbst in den vermeintlich eigenen 
Reihen ist ja durchaus die Gefahr vor¬ 


handen, als Nationalist verunglimpft 
und diffamiert zu werden, wenn man 
sich kritisch zu dieser Europäischen 
Union positioniert. In dieser Form ist 
die EU jedoch abzulehnen. Ich will ein 
Europa der Menschen und der Solida¬ 
rität und nicht der Wirtschaft und Ban¬ 
ken. 

Ich glaube übrigens nicht, dass die 
Mehrheit der Menschen tatsächlich 
gegen Europa ist. Vielmehr wollen die 
Menschen nicht, dass kontinuierlich 
über ihren Kopf hinweg entschieden 
wird und sie die Last der Wirtschafts¬ 
krise meistern sollen, während die da¬ 
für Verantwortlichen schon wieder Mil¬ 
liardenumsätze machen und auf Kosten 
der Bevölkerung weiter zocken. 

UZ: Und welche Schlussfolgerungen zie¬ 
hen Sie persönlich aus den Wahlerfolgen 
der extremen Rechten? 

Heinrich Fink: Zum Beispiel, dass wir 
als Linke auf abgehobene Debatten 
verzichten und uns endlich wieder den 
Menschen zuwenden sollten. Ein „wei¬ 
ter so wie bisher“ wird es nicht geben 
können. Wir werden die extreme Rech¬ 
te auch nicht mit plump anmutenden 
„Nazis raus“-Parolen stoppen können, 
sondern müssen ihre soziale Demago¬ 
gie verständlich für die Masse der Men¬ 
schen enttarnen. 

UZ: Jedoch scheint es, als würden die, 
die in der Bundesrepublik gegen nahe¬ 
zu jeden Naziaufmarsch protestieren zur 
brandgefährlichen Entwicklung auf EU- 
Ebene kaum etwas zu sagen haben ... 

Heinrich Fink: Diesen Einwurf kann 
ich leider nicht widerlegen. Ich habe 
es stets begrüßt, dass Tausende Men¬ 
schen in Dresden mehrere Jahre hinter¬ 
einander die Nazis mittels Massenblo¬ 
ckaden gestoppt haben und habe mich 
persönlich auch daran beteiligt und war 
vor Ort. Dass bei den Pogromen in der 
Ukraine aber bundesweit nur wenige 
Hundert Menschen kontinuierlich auf 
die Straße gehen, spricht für sich. 

Es ist schon auffallend, wie erschre¬ 
ckend still es seitens antifaschistischer 
Organisationen beim Thema Ukraine 
ist. Hier sind lupenreine Faschisten mit 
dem Segen der selbsternannten westli¬ 
chen Wertegemeinschaft an der Macht, 
brandschatzen, plündern und morden - 
und nur verhältnismäßig wenige Linke 
gehen hier dagegen auf die Straße. 

Auch nehme ich mehr Betroffen¬ 
heitslyrik und weniger antifaschistische 
Konzeption wahr. Schlimmer noch, um 
es deutlich zu sagen, deutsche Nazigeg¬ 
ner überlassen ihre eigenen Genos¬ 
sinnen und Genossen in der Ukraine 
mehrheitlich ihrem Schicksal. Dabei 
drohen die aktuellen Ereignisse in der 
Ukraine zum Türöffner für die extre¬ 
me Rechte in ganz Europa werden zu 
können, wozu auch eine erste Grund¬ 
lage bei den EU-Wahlen gelegt wurde. 
Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
außerdem daran, dass Österreich mehr¬ 
heitlich diplomatisch boykottiert wur¬ 


de, als Haiders FPÖ vor Jahren erst¬ 
malig von der konservativen ÖVP an 
der dortigen Regierung beteiligt wurde. 
Heutzutage sind in der Ukraine hinge¬ 
gen lupenreine Faschisten an einigen 
Hebeln der Macht und es herrscht auf¬ 
fallend betretenes Schweigen. 

UZ: Jedoch auch nicht überall. Die 
DKP hat sich eindeutig positioniert, 
auch nicht wenige Bundestagsabgeord¬ 
neten der Linkspartei... 

Heinrich Fink: Ja, das stimmt, doch 
täuscht das nicht über die mangelnde 
Positionierung der anderen hinweg. 
Antifaschismus bedeutet für mich seit 
jeher mehr als „nur“ gegen Nazis zu 
sein. Nicht nur aufgrund des Schwurs 
von Buchenwald und der historischen 
Erfahrungen muss der Kampf gegen 
Nazis auch immer ein Kampf gegen 
Krieg und Ausbeutung sein. 

UZ: Vor welchen Herausforderungen 
stehen Antifaschisten - fernab der in¬ 
ternationalen Konflikte - in der Bun¬ 
desrepublik? 

Heinrich Fink: Auch hier gibt es für 
uns als Antifaschisten einiges zu tun. 
Zwar ist das Verbotsverfahren gegen 
die NPD eingeleitet, das entlässt uns 
aber nicht aus unserer Verantwortung. 

UZ: Also ist ein NPD-Verbot kein All¬ 
heilmittel im Kampf gegen rechts? 

Heinrich Fink: Nein, das haben aber we¬ 
der ich noch die VVN je behauptet. Es 
ist ein Aspekt des Kampfes gegen Nazis. 
Glauben Sie mir, ich weiß auch, dass das 
Naziproblem in Deutschland nicht erle¬ 
digt ist, wenn die NPD verboten würde. 
Trotzdem muss unser Kampf diesbezüg¬ 
lich auf allen Ebenen erfolgen. 

Ein weiteres gewichtiges Thema ist 
selbstverständlich, dass wir uns für die 
Rechte der Flüchtlinge stark machen. 
Jeder Mensch, der hier lebt, muss auch 
die gleichen Rechte haben. Das heißt 
ein Recht auf angemessenen Wohn- 
raum, angemessene Arbeit und auch 
auf Bewegungsfreiheit. Daher muss 
beispielsweise die Residenzpflicht, die 
es Asylbewerbern verbietet, sich unein¬ 
geschränkt im gesamten Bundesgebiet 
zu bewegen, umgehend abgeschafft 
werden. 

Was außerdem zunehmend an Be¬ 
deutung gewinnen wird, ist der Kampf 
um die wenigen verbliebenen Grund- 
und Freiheitsrechte in diesem Land. 
Die Bespitzelung der Bürgerinnen und 
Bürger durch die ausländischen Ge¬ 
heimdienste muss ebenso unterbunden 
werden, wie die Spitzelei der deutschen 
Inlandsgeheimdienste, die übrigens ab¬ 
gewickelt gehören, im Innern. 

Ich persönlich werde mich außerdem 
auch weiterhin mit meinen politischen 
Weggefährten für eine Rehabilitierung 
der Berufsverbotsopfer und eine Auf¬ 
hebung des KPD-Verbots stark ma¬ 
chen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Eigentlich auf dem richtigen Posten 









































Aktionstag 31. Mai: 

Die Waffen nieder in der Ukraine! 



Hamburg: Die Waffen nieder! Leipzig: „Nie wieder Krieg! 

Hände weg von der Ukraine Nie wieder Faschismus“ 


D ie Friedensbewegung teilt mit 
der Mehrheit der Menschen 
hier zu Lande die Sorge um den 
Frieden in Europa. Nichts ist gut in der 
Ukraine. Die Lage ist zum Zerreißen 
gespannt, eine weitere Eskalation ist zu 
befürchten. Es ist 5 vorl2. 

Mit dieser Einleitung hatte das Ham¬ 
burger Aktionsbündnis gegen den Krieg 
in der Ukraine für den 30. Mai zu einer 
Protestkundgebung auf dem Ida-Ehre- 
Platz an der Mönckebergstraße aufge¬ 
rufen. 

Wie auch im Aufruftext, verurteilten 
die Redner der Kundgebung das „Säbel¬ 
rasseln“ der Medien und die Spannungs¬ 
politik von EU und Nato in diesem Kon¬ 
flikt sowie das „herunterspielen“ der fa¬ 


schistischen Kräfte in der Ukraine und 
ihren Terror gegen die Bevölkerung 
sowie gegen die linken Kräfte in dem 
Land. 

Nach der Kundgebung kam es zu 
einer Spontandemo, die über die Mön¬ 
ckebergstraße zum Rathaus führte. Auf 
dem Rathausmarkt fand dann eine zwei¬ 
te Kundgebung statt, die nach Verhand¬ 
lungen mit der Polizei dann am Jung¬ 
fernstieg fortgesetzt wurde. Auch hier 
wurden noch einmal die Forderungen 
unterstrichen: Keine Toleranz gegen¬ 
über und keine Zusammenarbeit mit 
faschistischen Kräften, Schluss mit der 
Osterweiterung der NATO!, die Ukra¬ 
ine muss neutral und bundnisfrei blei¬ 
ben. 




I n Leipzig gingen bereits am 30. Mai 
über 1 000 Menschen für den Frie¬ 
den auf die Straße. Ein Bündnis aus 
Linkspartei, Gewerkschaftsgliederun¬ 
gen und Friedensinitiativen hatte zu ei¬ 
ner Kundgebung auf den Nikolaikirch¬ 
hof geladen. Diese stand unter dem 
Motto „Nie wieder Krieg! Nie wieder 
Faschismus“ 

In seinem Redebeitrag geißelte Vol¬ 
ker Külow, Landtagsabgeordneter der 
sächsischen Linkspartei und Vorsitzen¬ 
der der Partei in Leipzig, dass der so 
genannte Ukrainekonflikt „unstrittig 
auch in den seit 1990 stark angewachse¬ 
nen Großmachtambitionen der BRD“ 
wurzelt. „Bekanntlich waren weite Tei¬ 
le der Ukraine sowohl im ersten als 
auch im zweiten Weltkrieg deutsche 
Vasallenstaaten. Davon träumt man 
in Berlin schon wieder, insbesondere 
bei denjenigen politischen Kräften, die 
eine globale ,Führungsrolle‘ der Bun¬ 
desrepublik durch eine deutsch do¬ 
minierte EU anvisieren“ konstatierte 
Külow. So sprächen die letzten Reden 
von Gauck, Steinmeier und von der 
Leyen dazu eine deutliche Sprache: 
„Während derzeit zum 100. Jahrestag 
des Ersten Weltkrieges eine Sonntags¬ 
rede nach der anderen gehalten wird, 
um die seinerzeitigen imperialistischen 
Ursachen des Krieges zu verschleiern, 
betreibt Deutschland schon wieder 
unverblümt „Weltpolitik“ wie weiland 
Wilhelm II“, kritisierte der Landtagsab¬ 
geordnete weiter. 

Torsten Schleip, Bundessprecher 
der Deutschen Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegner (DFG- 
VK), forderte ein sofortiges Ende „mit 
dem Säbelrasseln im Westen“. „Bun¬ 
desregierung, EU und Nato schüren 
mit ihrer einseitigen und kritiklosen 
Unterstützung einer nicht legitimier¬ 
ten Übergangsregierung unter Einbe¬ 
ziehung nationaler und faschistischer 
Kräfte den Konflikt“, charakterisierte 


Schleip das Vorgehen der westlichen 
politischen Entscheidungsträger. 

Abgerundet wurde die Friedensma¬ 
nifestation mit einem Auftritt des ei¬ 
gens angereisten Liedermachers Kons¬ 
tantin Wecker, der jüngst Kritik an den 
bundesdeutschen Mainstreammedien 
geübt hatte. „Ein großes Problem sehe 
ich unter anderem darin, dass westliche 
Medien zu wenig und zu nebulös dar¬ 
über berichtet haben, wenn Faschisten 
der Swoboda-Partei auffordern, Russen 
und Juden zu erschießen, Linke foltern, 
im Parlament verprügeln, in Odessa bei 
lebendigem Leib mit Benzin übergie¬ 
ßen und anstecken, wenn Frau Timo- 
schenko auffordert, aus Russland ver¬ 
brannte Erde zu machen“, äußerte der 
Künstler in einem Interview. 

Unterdessen nimmt offenbar in ost¬ 
deutschen CDU-Kreisen die Sorge zu, 
aufgrund der unter anderem von der 


Partei beförderten „Kalte Kriegs-Stim¬ 
mung“ zunehmend die Unterstützung 
ostdeutscher Wähler zu verlieren. So 
sind laut jüngst veröffentlichten Mei¬ 
nungsumfragen die Werte der Ost¬ 
CDU von 38 auf fast 34 Prozent ge¬ 
fallen. Thüringens Ministerpräsidentin 
Christine Lieberknecht behauptete 
daraufhin, dass die „Krim-Krise“ Ost 
und West gespalten habe. Auch Sach¬ 
sens CDU-Generalsekretär Michael 
Kretschmer erklärte, dass „hier viele 
Leute“ die „scharfe Kritik an Russ¬ 
land“ in „den falschen Hals bekom¬ 
men“ hätten. MB 


Siehe auch auf Seite 4: 
Presseerklärung des Frie¬ 
densratschlags. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die Wiederentdeckung der Klassengesellschaft 

Leseprobe aus der neuen Broschüre von Ekkehard Lieberam 


it seiner neuen, im Pad-Verlag erschie¬ 
nenen Broschüre „Die Wiederentde¬ 
ckung der Klassengesellschaft“ knüpft 
Ekkehard Lieberam u. a. an das Projekt Klas- 
senanalyse@BRD der Marx-Engels-Stiftung an 
(2003 bis 2011). In seiner aktuellen Broschü¬ 
re geht es nicht nur um theoretische Grundla¬ 
gen und Analysen, sondern auch um politische 
Schlussfolgerungen. Wir dokumentieren Teile 
des Kapitels „Klassentheorie: Schlüssel zum Ge¬ 
sellschafts- und Geschichtsverständnis“, haben 
aus Platzgründen aber auf Fußnoten verzichtet: 

[...] Was sind die Eckpunkte einer Klassentheo¬ 
rie, die sich an Karl Marx und Friedrich Engels 
orientiert, und mit den strukturellen Veränderun¬ 
gen der kapitalistischen Klassengesellschaft und 
den in ihr stattündenden geschichtlichen Kämp¬ 
fen immer wieder vor neuen Problemen steht? 
Inwieweit übernahmen beide bereits vorhandene 
Positionen und Theorien? 

Nicht nur der Klassenbegriff (der den Be¬ 
griff des „Standes“ ablöste), sondern auch Er¬ 
kenntnisse in Richtung einer klassentheoreti¬ 
schen Sicht auf die Gesellschaft sind weit vor 
Marx und Engels in den ersten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts entstanden. Ihm gebühre, so 
schrieb Karl Marx am 5. März 1852 an Joseph 
Weydemeyer „nicht das Verdienst, weder die 
Existenz der Klassen in der Gesellschaft noch 
den Kampf unter sich entdeckt zu haben.“ Die 
sozialökonomische Existenz der damaligen drei 
Gesellschaftsklassen Grundeigentümer, Besitzer 
von Kapital und Arbeiter als „Bedingungen des 
Kampfes und des Antagonismus“ war von Da¬ 
vid Ricardo bereits 1817 aufgedeckt worden. Die 
Rolle der Klassen und ihres Kampfes als wich¬ 
tigste Triebkraft der geschichtlichen Entwicklung 
hatten, wie eingangs schon erwähnt, französische 
Historiker analysiert und beschrieben. „Während 
der französischen Revolution drängte sich der 
Bourgeoisie der Gebrauch des Klassenbegriffs 
geradezu auf.“ Wer an der entsprechenden Ge¬ 
schichtsschreibung interessiert sei, so schrieb 
Marx am 27. Juli 1854 an Engels, „der solle die 
historischen Werke von Thierry, Guizot, John 
Wade etc. studieren.“ Dabei sei Augustin Thierry 
„le pere (der Vater) des ,Klassenkampfes 4 in der 
französischen Geschichtsschreibung“40 gewesen. 
Von Francois Guizot stammt die Einschätzung: 
„Das moderne Europa wurde im Kampf der ver¬ 
schiedenen Gesellschaftsklassen geboren.... Der 
Kampf zwischen ihnen (wurde) nicht zum Aus¬ 
gangspunkt von Stagnation, sondern zu einer Ur¬ 
sache für den Fortschritt.“ 4 

Vor Marx und Engels waren einzelne franzö¬ 
sische Revolutionäre und eine Reihe von utopi¬ 
schen Sozialisten bereits mit der Frage beschäf¬ 
tigt, warum denn trotz deklamierter Gleichheit, 


die gesellschaftliche Klassenspaltung andauere. 
Welche Klasse, so fragten sie, werde denn nach 
Errichtung der Bourgeoisieherrschaft den offen¬ 
bar notwendigen Kampf um soziale Gleichheit 
fortsetzen und so in den Mittelpunkt einer neuen 
Epoche treten? Unbestritten war unter ihnen: Der 
Kampf gegen Unterdrückung und Ausbeutung 
müsse fortgesetzt werden. Im Verlaufe der franzö¬ 
sischen Revolution von 1989 hatte sich der „Dritte 
Stand“, der gegen Adel und Geistlichkeit an die 
Spitze der Nation trat, als ein widersprüchliches 
Klassenbündnis von Bourgeoisie und „le peup- 
le“ dem einfachen Volk (den Plebejern), erwie¬ 
sen. Jacques Roux schrieb in seinem am 25. Juni 


1793 vorgelegten „Manifest der Zornigen“, es sei 
Zeit, dass der „Kampf auf Leben und Tod“, den die 
„Handelsaristokratie, schlimmer als die adlige und 
geistige Aristokratie“, der „arbeitsamsten Klasse 
der Gesellschaft liefert, beendet wird.“,, Jean Paul 
Marat sprach von der „Klasse der Unglücklichen, 
die die unverschämten Reichen als Lumpenpack 
bezeichnen“. Gracchus Babeuf schuf 1795 mit an¬ 
deren linken Jakobinern die „Gesellschaft der 
Gleichen“ die erste politische Organisation der 
Besitzlosen, die im „Krieg der Reichen und der 
Armen“ eine „allgemeine Umwälzung im Eigen¬ 
tumssystem“ anstrebte und vergeblich versuchte, 
die politische Macht zu erobern. 


Utopische Sozialisten und Vertreter des Ar¬ 
beiterkommunismus setzten in den nächsten 
Jahrzehnten den Kampf fort. Mit der ersten In¬ 
dustriellen Revolution, der Herausbildung einer 
Industriebourgeoisie und dem Anwachsen der 
Arbeiterklasse in den Manufakturen und Fab¬ 
riken nahm die gesellschaftliche Klassenstruk¬ 
tur in den entwickelten kapitalistischen Ländern 
(England, Frankreich, Deutschland, USA, Öster¬ 
reich) festere Konturen an. Robert Owen grün¬ 
dete in England 1830 die ersten Gewerkschaften. 
1834 gab es Arbeiteraufstände in Lyon und Paris. 
1840 entstand mit der National Charter Assozi¬ 
ation die erste Arbeiterpartei in der Geschichte 


mit bis zu 50.000 Mitgliedern und 282 Ortsgrup¬ 
pen. Louis-Auguste Blanqui (1805 bis 1881) setz¬ 
te auf Geheimorganisationen und Aufstände, um 
die politische Macht der Bourgeoisie zu brechen. 
Nach wie vor wurde von den Klassen der Besit¬ 
zenden und Besitzlosen, der Reichen und Armen 
gesprochen. Neben dem seit der Französischen 
Revolution bereits eingebürgerten Begriff der 
Bourgeoisie traten aber auch Begriffe wie ar¬ 
beitende Klasse und Proletariat. Charles Fou¬ 
rier und andere utopische Sozialisten entwarfen 
Modelle einer neuen Gesellschaft, die auf die 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel und 
ein System industrieller und landwirtschaftlicher 


Produktionsgenossenschaften setzte und in den 
von der Industrialisierung freigesetzten Produk¬ 
tivkräften die Chance sahen, eine Gesellschaft 
der materiellen Absicherung sozialer Gleichheit 
für alle zu schaffen. 

„Was ich neu tat“, so Karl Marx in dem be¬ 
reits erwähnten Brief an Joseph Weydemeyer zu 
den Quellen seiner Klassentheorie, „war 1. nach¬ 
zuweisen, dass die Existenz der Klassen bloß an 
bestimmte historische Entwicklungsphasen der 
Produktion gebunden ist; 2. dass der Klassen¬ 
kampf notwendig zur Diktatur des Proletari¬ 
ats führt; 3. dass diese Diktatur selbst nur den 
Übergang zur Aufhebung aller Klassen und zu 
einer klassenlosen Gesellschaft bildet. Die Klas¬ 
sentheorie von Marx und Engels ist ungeachtet 
dessen, dass sie zu diesem Thema kein eigen¬ 
ständiges Buch bzw. keine zusammenhängende 
Darstellung geschrieben haben, sicherlich mehr 
als diese in aller Bescheidenheit genannten drei 
Punkte. Sie ist eine Verallgemeinerung der Klas¬ 
senkämpfe und klassentheoretischen Überle¬ 
gungen eines halben Jahrhunderts. Sie ist eine 
in sich stimmige, aber nicht abgeschlossene, von 
utopischen Elementen nicht freie, nach vorne 
offene, an den Strukturentwicklungen und den 
Erfahrungen der Klassenkämpfe immer wieder 
zu präzisierende materialistische Geschichts- 
und Gesellschaftstheorie des Kampfes für eine 
humanitäre, klassenlose Gesellschaft. Das Klas¬ 
senkonzept von Marx und Engels bestimmt „ihr 
gesellschaftstheoretisches Gesamtwerk.“ ( Hel¬ 
mut Steiner ) 

Im Kern ist Klassentheorie aus dieser Sicht 
Revolutionstheorie: „Die Geschichte aller bishe¬ 
rigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klas¬ 
senkämpfen“, heißt es im Kommunistischen Ma¬ 
nifest. Marx und Engels folgten David Ricardo, 
dass die Anatomie der gesellschaftlichen Struk¬ 
tur in der politischen Ökonomie gesucht werden 
müsse. Sie vertieften diesen Ansatz und erwei¬ 
terten ihn zugleich. Das entscheidende klassen¬ 
bildende Merkmal ist weder die Größe des Geld¬ 
beutels noch die Einkommensquelle. Es ist die 
Stellung im gesellschaftlichen Produktions- und 
Reproduktionsprozess. Klassen und Klassen¬ 
strukturen sind als sozialökonomische Struktu¬ 
ren an historische Phasen der gesellschaftlichen 
Produktion, an bestimmte Gesellschaftsforma¬ 
tionen (asiatische Produktionsweise, Sklaven¬ 
haltergesellschaft, Feudalismus, Kapitalismus) 
gebunden. [...] 

Ekkehard Lieberam: Die Wiederentdeckung der 
Klassengesellschaft. Klassenohnmacht, Klassen¬ 
mobilisierung und Klassenkampf von oben. 
pad-Verlag 

Bergkamen 2014, 78 Seiten, 5 Euro. ISBN 978-3- 
88515-258-3 




Saal einer Spinnerei in England (um 1850). 


„TTIP und Freihandelsideologie“ - 
„August 1914 - Kriegsursachen und Kriegsschuld“ 

Aus dem Editorial der Zeitschrift Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Heft 98 


[...] Internationale Handelsvereinbarungen sind 
heute einer der wichtigsten politischen Hebel 
nicht nur zur Vereinfachung des internationa¬ 
len Austauschs von Waren und Dienstleistungen, 
sondern mehr noch zur Beschränkung der Regu- 
lierungskompetenz nationaler Regierungen zu¬ 
gunsten der „Märkte’“, d.h. zugunsten der großen 
transnationalen Unternehmen und Finanzinstitu¬ 
tionen. Sie dienen dem Export eines bestimmten 
marktliberalen Kapitalismusmodells, in dem so¬ 
ziale und ökologische Schutzrechte als Beschrän¬ 
kung von privaten Eigentumsrechten interpretiert 
und sanktioniert werden. Diese Vereinbarungen 
sind inzwischen zur größten Bedrohung der De¬ 
mokratie geworden - denn sie entziehen in der 
Konsequenz den zentralen Bereich der menschli¬ 
chen Existenz, die Wirtschaft, jedem Einfluss von 
demokratischen Prozessen. 

Diese Überdehnung der Reichweite von Han¬ 
delsvereinbarungen hat letzten Endes zum Bedeu¬ 
tungsverlust der Welthandelsorganisation (WTO) 
geführt. Peter Wahl zeigt eindringlich, wie die mit 
der WTO institutionalisierte „permanente Revo¬ 
lution“ des Welthandelssystems als „permanente 
Liberalisierung“ an die Grenzen veränderter in¬ 
ternationaler Kräfteverhältnisse gestoßen ist. Die 
aufstrebenden Schwellenländer sind inzwischen 
so stark geworden, dass die USA und die übrigen 
Länder der ,Triade’ nicht mehr in der Lage sind, 
allein die globalen Regeln zu bestimmen. In der 
Konsequenz gehen die Länder dazu über, wieder 
mehr auf bilaterale Abkommen wie z. B. das TTIP 
zwischen den USA und der EU auszuweichen. 


Dass diese bilateralen Vereinbarungen - u.a. 
weil sie weniger komplex und leichter umzuset¬ 
zen sind - für die Erhaltung demokratischer, so¬ 
zialer und ökologischer Grundrechte nicht weni¬ 
ger gefährlich sind als multilaterale Abkommen 
zeigt Guido Speckmann , der einen Überblick 
über Inhalt und Stand der TTIP-Verhandlungen 
zwischen EU und USA gibt. Der Artikel warnt 
davor, sich beim Kampf gegen diese und ähnli¬ 
che Abkommen allzu sehr auf einzelne Fragen 
wie z.B. Chlorhühnchen oder Gen-Getreide zu 
konzentrieren: Die Hauptgefahr bestehe darin, 
dass mittelfristig ganz neue Verfahren institutio¬ 
nalisiert werden, bei denen alle Fragen mit han¬ 
delspolitischen Auswirkungen dem Einfluss von 
Parlamenten entzogen sind. 

Pia Eberhardt macht dies am Beispiel des Kla¬ 
gerechts vor privaten internationalen Schieds¬ 
gerichten deutlich, das oft Bestandteil von Han¬ 
delsvereinbarungen ist. Unter dem Vorzeichen 
,Investorenschutz’ können Konzerne vor nicht- 
staatlichen Schiedsgerichten milliardenschwere 
Schadensersatzklagen einreichen, wenn sie mei¬ 
nen, dass Regierungen durch demokratisch zu¬ 
stande gekommene Gesetze ihre Profitmöglich- 
keiten beschränken. 

Tatsächlich geht es bei diesen und ähnlichen 
Vereinbarungen nur noch am Rande um Frei¬ 
handel. Christa Luft stellt die wichtigsten wirt¬ 
schaftswissenschaftlichen Freihandelstheoreme 
vor und zeigt, dass die damit verbundenen De¬ 
batten über angebliche oder wirkliche wirtschaft¬ 
liche Effekte des Freihandels nichts Anderes als 


Etikettenschwindel sind. Der Neoliberalismus 
habe den „Freiheitsbegriff auf den internationa¬ 
len Handel bezogen okkupiert“; dies habe unter 
dem Vorzeichen freier Konkurrenz noch eine ge¬ 
wisse Berechtigung gehabt. Heute aber geht es in 
Wirklichkeit nicht um Handel, sondern um die 
Absicherung ungleicher politischer und ökono¬ 
mischer Machtverhältnisse. 

★ 

Im August j ährt sich der Beginn des Ersten Welt¬ 
kriegs zum hundertsten Mal. Von vielen Marxis¬ 
ten (etwa Friedrich Engels und August Bebel) 
seit langem befürchtet, war der „Große Krieg 
der weißen Männer 44 (Arnold Zweig) Ausdruck 
der wachsenden zwischenimperialistischen Kon¬ 
kurrenz zwischen den kapitalistischen Haupt¬ 
ländern. Wenn sich „Z“ im vorliegenden Heft in 
einem Schwerpunkt den Ereignissen zwischen 
1914 und 1918 zuwendet, so auch deshalb, weil 
der Erste Weltkrieg in der Erinnerungsdebatte 
der BRD erneut zum Politikum geworden ist. Pe¬ 
ter Scherer rekapituliert in seinem Beitrag den 
Verlauf des Krieges. Hierbei geht er nicht nur 
auf die zentralen Ereignisse und das Versagen 
der Arbeiterparteien ein, sondern zeichnet an¬ 
hand von Quellen auch die psychischen Wirkun¬ 
gen des Krieges auf einzelne Soldaten und ihre 
an der Heimatfront verbliebenen Nächsten nach. 
Eingeleitet und kommentiert durch Werner Röhr 
dokumentieren wir erstmals die Tagebuchblätter 
des Sektionsrates im Wiener Außenministerium 
Friedrich Wiesner, der während der „Julikrise“ 


als Experte für strafrechtliche Fragen Mitglied 
der Kommission zur Untersuchung des Attentats 
auf den österreichischen Thronfolger war und in 
dieser Funktion als „Bremser“ in Konflikt zu den 
Kriegstreibern geriet. Dem gegenwärtigen „His¬ 
torikerstreit“ zur Kriegsschuldfrage widmet sich 
der Beitrag Kurt Pätzolds , der bis in die Analy¬ 
se von Schulbüchern nachzeichnet, wie deutsche 
Selbstentlastungsversuche die Debatte bestim¬ 
men. Christopher Clarks Versuch einer Revision 
der Arbeit Fritz Fischers fällt, wie Pätzold nach¬ 
zeichnet, in der Bundesrepublik somit auf den 
fruchtbaren Boden einer Geschichtswissenschaft, 
die zunehmend versuche, Struktur- und gesell- 
schaftsgeschichtliche Zusammenhänge zuguns¬ 
ten reiner Ereignis- und Diplomatiegeschichte 
zu verdrängen. Stefan Bollinger analysiert in sei¬ 
nem Beitrag detailreich die Rolle der deutschen 
Arbeiterbewegung und ihrer Organisationen vor 
und im Ersten Weltkrieg. Hierbei behandelt er 
sowohl das Verhalten des SPD-Parteivorstands 
im Wechselspiel mit der Reichsregierung als 
auch die Reaktionen der Basis während des Be¬ 
ginns, des Verlaufs und des Endes des Krieges. 
Die Gründe des historischen Versagens kommen 
ebenso zur Sprache wie jene Momente des Wi¬ 
derstands, die schließlich zur Spaltung der Sozi¬ 
aldemokratie führten. 

★ 

[.. .]Der Schwerpunkt des September-Heftes 2014 
(Z 99) ist dem Thema „Kapitalismus in Osteuro¬ 
pa“ gewidmet. 
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Kafka und die Kommunistin 

Die erstaunliche Biographie der Dora Diamant-Lask, Kafkas letzter Liebe 


I m Sommer 1923 traf der bereits ster¬ 
benskranke Schriftsteller Franz Kaf¬ 
ka im Ostseebad Müritz bei Rostock 
auf eine junge Frau, Dora Diamant, in 
die er sich verliebte. Sie wurde die erste 
Frau in seinem Leben, mit der er ein ge¬ 
meinsames Leben wagte. Sie blieb bis 
zu seinem Tod an seiner Seite. Doch 
trotz der besonderen Rolle, die sie für 
ihn spielte, war jahrzehntelang kaum 
etwas über sie bekannt. 

Die vorliegende, ihr gewidmete 
Biographie der US-amerikanischen 
Autorin Kathi Diamant ist 2003 in den 
USA und Großbritannien erschienen, 
alsbald ins Spanische, Französische, 
Chinesische, Russische und Portugiesi¬ 
sche übersetzt worden. Nach zehn Jah¬ 
ren ist sie nun endlich auch auf Deutsch 
erhältlich. Ein Düsseldorfer Ein-Mann- 
Verlag hat sich erbarmt und in einer 
langwierigen Spenden- und Subskripti¬ 
onsaktion die finanzielle Grundlage für 
eine recht ordentliche Paperbackausga¬ 
be aufgetrieben, besser gesagt, zusam¬ 
mengebettelt. Inzwischen hatte der 
Schriftsteller Michael Kumpfmüller 
Zeit, zum selben Thema einen Roman 
(„Die Herrlichkeit des Lebens“, 2011) 
zu veröffentlichen, und auch Nicholas 
Murrays „Kafka und die Frauen - Fe- 
lice Bauer, Milena Jesenskä, Dora Dia¬ 
mant“ lag seit 2007 in deutscher Über¬ 
setzung vor. Kafka, der berühmteste 
deutsche Autor, dessen Liebschaften 
seit Jahrzehnten Gegenstand von Ana¬ 
lysen und Spekulationen sind, sollte 
doch die beste Erfolgsgarantie für der¬ 
artige Projekte sein. Um so erstaun¬ 
licher die zehnjährige Wartezeit und 
die strikte Zurückhaltung aller großen 
deutschen Verlage in diesem Fall. 

Wenn der onomato-Verlag die Bio¬ 
graphie Dora Diamants mit den Wor¬ 
ten kommentiert, „ihre bisherige Ver¬ 
kennung“ sei „Teil einer Verkennung 


Kafkas“, dann trifft das insofern zu, 
als Kafka ungern als politischer Autor 
wahrgenommen wird. So muss auch 
die Verbindung seiner Partnerin mit 
der erzkommunistischen Familie Lask 
im heutigen Deutschland auf Unver¬ 
ständnis und Befremden stoßen. Das 
drückt sich noch in der übervorsichti¬ 
gen Formulierung von Rainer Stach im 
Vorwort aus, Dora sei eine „Sympathi¬ 
santin der Linken“ gewesen. Nun ja - 
sie wurde 1929 Mitglied der KPD, war 
in diversen Berliner Straßenzellen als 
Agitatorin, Kassiererin, Pol- und Org- 
Leiterin tätig, nahm an Kursen der Mar¬ 
xistischen Arbeiterschule teil, trat aus 
der Jüdischen Gemeinde aus, heiratete 
1932 einen Funktionär der KPD, betei¬ 
ligte sich 1933 am illegalen Widerstand, 
emigrierte in die Sowjetunion, trug dort 
zur Verhaftung des „Trotzkisten“ Ana- 
tol Becker bei, verpflichtete sich später 
möglicherweise sogar als Kundschafte¬ 
rin für den sowjetischen Geheimdienst 
... Da scheint schon etwas mehr als 
Sympathie im Spiel gewesen zu sein. 
Hat Franz Kafka also mit einer verita- 
blen Kommunistin zusammengelebt? 

Kathi Diamant hatte mit dieser 
Tatsache weniger Berührungsängste 
als deutsche Historiker und Medien. 
McCarthys Hexenjagd liegt ja auch 
schon ein halbes Jahrhundert zurück, 
Kommunisten sind in den USA weit¬ 
gehend ausgerottet und daher fast 
schon so interessant wie Indianer und 
Dinosaurier - nahe an der Hollywood¬ 
tauglichkeit. So komfortabel hat es die 
deutsche Öffentlichkeit nicht. Erst ein 
knappes Vierteljahrhundert ist seit 
dem Ende der DDR vergangen, der 
Phantomschmerz macht noch heftige 
Beschwerden - die „Diktatur“ muss, als 
herrsche nicht inzwischen eitel Demo¬ 
kratie, energisch bekämpft werden, und 
mit der Diktatur ihre Repräsentanten. 


Einer jüdischen Frau ohne beson¬ 
dere Ambitionen, die Kafka geliebt 
und bis zu seinem Tod gepflegt hat und 
für ihre kranke Tochter alles zu tun be¬ 
reit war, kann ihre Mitgliedschaft in der 
KPD vielleicht gerade noch verziehen 
werden, auch wenn es passender gewe¬ 
sen wäre, wenn sie im Gulag umgekom¬ 
men wäre. 


Dora Diamant-Lask 

Ihr karges Überleben im antikom¬ 
munistischen Großbritannien war trau¬ 
rig und bitter, aber nicht traurig und 
bitter genug, denn sie hatte es dort 
nicht mit Stalins Schergen, sondern 
bloß mit Kapitalismus, Bürokratie und 
Hartherzigkeit zu tun. „Es gibt nieman¬ 
den mehr, dem ich jetzt traue“, schrieb 
sie kurz vor ihrem Tod, „Ich weiß, dass 
ich und mein Kind aus Hunger verre¬ 
cken könnten, ohne dass jemand nur ei¬ 
nen Finger rühren würde.“ Das könnte 
eine vielzitierte Anklage sein - wenn 
sie die Sowjetunion gemeint hätte. Ver¬ 
recken im Kapitalismus ist nicht halb, 
nicht viertel so interessant- um ehrlich 
zu sein, es ist eigentlich überhaupt nicht 
interessant. 


Dabei gibt es in der Biographie 
Dora Diamants auch einen dieser heu¬ 
te noch des Beachtens werten Schick¬ 
salsschläge. Ihr Ehemann Ludwig Lask 
wurde 1938 unter falschem Verdacht in 
Moskau verhaftet und in ein Lager ge¬ 
sperrt, wo er fast zugrunde ging. Seine 
Mutter, die Schriftstellerin Berta Lask, 
kämpfte nach dem Krieg jahrelang dar¬ 


um, dass er in die DDR ausreisen durf¬ 
te. Dora, die die Sowjetunion 1939 mit 
ihrer schwerkranken Tochter verlassen 
hatte und nach England emigriert war, 
hat ihren Mann nie wiedergesehen. Die 
Tochter traf den Vater erst Jahre später 
in der DDR wieder. 

Aber da für die Autorin von vorn¬ 
herein feststeht, dass Dora nur Kafka 
geliebt haben kann, bleibt für Lask 
nicht einmal die Rolle eines Stellver¬ 
treters. Er „war ein anständiger, guter 
Mann“, erklärt sie kurz und knapp. Do- 
ras Verbindung mit ihm bleibt weitge¬ 
hend im Dunkeln, während ihre Bezie¬ 
hung zu Kafka nach Kräften und über 
Gebühr ausgemalt und ausgedeutet 
wird. Das liegt natürlich auch daran, 


dass über Lask sehr wenig bekannt ist 
und die Chance, über seine Ehe Nähe¬ 
res zu erfahren, gering. Doch unterliegt 
die Biographin damit der Gefahr, das 
Leben von Dora Diamant einzig und 
allein aus der Perspektive der elf Mo¬ 
nate zu erklären, die sie mit Kafka ver¬ 
bracht hat. 

Kathi Diamant kommt dennoch das 
Verdienst zu, über diese bis dato fast 
unbekannte Frau viel herausgefunden 
zu haben- mehr, als zu erwarten gewe¬ 
sen war. Sie hat zum Beispiel ihre Kom¬ 
intern-Akte entdeckt; sie hat Zeitzeu¬ 
ginnen befragt; sie hat drei oder vier 
Monate in Berliner Archiven recher¬ 
chiert, dort kompetente und bereitwilli¬ 
ge Helfer gewonnen und den Nachlass 
von Berta Lask konsultiert. Es leuch¬ 
tet vielleicht ein, dass das nicht ausrei¬ 
chen konnte, um etwa Doras Aktivität 
in der KPD und im Widerstand genau¬ 
er zu beleuchten. 

Die deutsche Ausgabe enthält erst¬ 
mals auch Doras Aufzeichnungen über 
Kafka aus ihren letzten beiden Lebens¬ 
jahren. Sie zeigt sich darin als eine klu¬ 
ge, nachdenkliche und gefühlvolle Frau, 
die bis zu ihrem Ende nicht mit dem 
„Erlebnis Kafka“ fertiggeworden ist, 
die ehrlich betroffen mit seinem An¬ 
denken, seinen Idealen und seiner Mis¬ 
sion, wie sie sie verstand, gerungen hat. 

Dass die Autorin im Gegensatz 
dazu versucht, Kafkas Leben und Werk 
aus der Sicht und mit den Mitteln ei¬ 
ner pragmatischen US-Amerikanerin 
zu erklären, schlicht und bodenständig, 
gewissermaßen hemdsärmelig, erleich¬ 
tert einem breiten Publikum die Lektü¬ 
re, muss aber auf Skepsis stoßen. 

Cristina Fischer 

Kathi Diamant: Dora Diamant. Kafkas 
letzte Liebe, onomato verlag, Düssel¬ 
dorf 2013, 447 S. m. Abb. 19,80 Euro. 



Realist in Lederhosen 

Oskar Maria Grafs kraftvolle Beschreibungen des Lebens 


Das Vergessen ist ein tollwütiges Tier 
und es lauert im Wald der Zeit. Je grö¬ 
ßer der Wald wird, desto mehr Beute 
macht es. Manche beißt es nur, andere 
werden von ihm gefressen. Bei letzte¬ 
ren ist auch meine Tinte am Ende: Ich 
kenne sie nicht. Bei den Gebissenen 
aber kann ich helfen. 

Oskar Maria Graf trug Krachleder¬ 
ne in New York. Aber das war später. 
Als er anfing zu schreiben, hatte es in 
Bayern noch einen König und niemand 
dachte an Krieg. Das war 1911. Da war 
er von Aufkirchen am Starnberger See 
nach München gekommen, der Volks¬ 
schüler Oskar Graf, der den Zusatz 
„Maria“ erst später in seinen Namen 
schob. Vor den Misshandlungen seines 
gewalttätigen Bruders war er geflohen. 
In Aufkirchen hatte er als Bäcker in der 
Backstube des Bruders gearbeitet. Ein¬ 
drucksvoll schildert er auch diese Zeit 
in dem Roman „Das Leben meiner 
Mutter“. 

Während des Ersten Weltkrieges 
veröffentlichte er zum ersten Mal. In 
der Zeitschrift „Die Freie Straße“. Die 
beiden Jahre 1918 und 1919 brachten 
Oskar Maria Graf Gefängnisaufent¬ 
halte ein. Im letzten Kriegsjahr wurde 
er wegen Teilnahme an einem Muniti¬ 
onsarbeiterstreik inhaftiert, nur kurz 
allerdings, im Jahr drauf, weil er an den 
revolutionären Erhebungen um die Rä¬ 
terepublik teilgenommen hatte. 

Für sieben Jahre, erfolgreich die 
meisten, arbeitete er als Dramaturg des 
Arbeitertheaters „Die neue Bühne“. Er 
blieb diesem Theater treu, bis ihm 1927 
der schriftstellerische Durchbruch mit 
dem autobiographischen Werk „Wir 
sind Gefangene“ gelang. 

Während der Weimarer Republik 
war Graf ein erfolgreicher Schriftstel¬ 
ler. Und selbst in den ersten Jahren der 
Bundesrepublik gelang es ihm, wahrge¬ 
nommen zu werden. 



Das mag an seiner Art zu schreiben 
liegen: Kraftvoll beschreibt er das Le¬ 
ben der Menschen. Da ist alles Realität, 
aber eine, die sich schmatzend und suh¬ 
lend Raum verschafft. Koketterie, Ma¬ 
nierismen sind nicht seine Sache. Form 
der Form halber kommt nicht vor. Was 
zu beschreiben ist findet die Form, die 
es braucht. Man kann, wenn man es 
kann, die Bücher Oskar Maria Grafs 
in einem Rutsch durchlesen. Da gibt es 
kaum Längen und gar keine, die zu ver¬ 
meiden gewesen wären. Und doch fehlt 
nichts. Kein Gefühl wird vergessen und 
kein Umstand. Es ist, als säße dir einer 
in München am Biertisch gegenüber 
und erzählte dir aus seinem Leben. 
Und der erzählt dann nicht irgendwas, 
nein, der erzählt dir Dinge von Wich¬ 
tigkeit. Und er tut das packend. Ja, der 
packt dich, und wenn das Buch dann 
zu Ende ist, bist du sauer auf ihn, weil 
er nicht weitergeschrieben, weiterer¬ 
zählt hat. 

In New York packte ihn das Heim¬ 
weh. Um es zu lindern, um irgendwie 
doch Bayern um sich zu haben, spa¬ 
zierte er in Krachledernen durch die 
Stadt. 1938 war er über die Niederlan¬ 
de in die USA geflohen. Deutschland 
allerdings hatte er zuvor schon verlas¬ 
sen. Im Februar 1933 fuhr er nach Wien 
auf Vortragsreise. Er kam nicht wieder 


zurück. Als die Nationalsozialisten Bü¬ 
cher verbrannten und er feststellte: Sei¬ 
ne waren nicht verbrannt worden, rief 
er die Nazis in der Wiener Arbeiterzei¬ 
tung auf, das Versäumte nachzuholen: 
„Verbrennt mich! Nach meinem gan¬ 
zen Leben und nach meinem ganzen 
Schreiben habe ich das Recht, zu ver¬ 
langen, dass meine Bücher der reinen 
Flamme des Scheiterhaufens überant¬ 
wortet werden und nicht in die bluti¬ 
gen Hände und die verdorbenen Hirne 
der braunen Mordbande gelangen. Ver¬ 
brennt die Werke des deutschen Geis¬ 
tes! Er selber wird unauslöschlich sein 
wie eure Schmach!“ 

Über Brno kam er nach Prag. Dort 
war er zusammen mit Anna Seghers, 
Wieland Herzfelde und anderen Re¬ 
dakteur der „Neuen Deutschen Blätter“. 

Als ihm 1957 die amerikanische 
Staatsbürgerschaft angetragen wurde, 
bestand er, der beinharte Pazifist, da¬ 
rauf, dass die Eidesformel geändert 
wurde. Man kam seinem Wunsch nach 
und strich den Teil, der die Bürger auf¬ 
fordert, das Land mit der Waffe in der 
Hand zu verteidigen. 

Graf war in den USA Präsident der 
„German-American Writers Associa¬ 
tion“. 

Oskar Maria Graf starb 1967 in 
New York. 

★ 

Im List-Verlag, der zu Ullstein gehört, 
erscheinen seit 2004 unter der Regie 
von Ullrich Dittmann kritisch durch¬ 
gesehene Nachdrucke. Bereits in den 
achtziger Jahren ist in der Büchergilde 
Gutenberg eine Werkausgabe erschie¬ 
nen, die ich ausdrücklich empfehlen 
kann. 

Einige Bücher sind auch als Hörbuch 
erhältlich. Hier ist insbesondere „Das 
Leben meiner Mutter“ zu empfehlen, 
das von Gustl Bayrhammer wunderbar 
gelesen wird. Leander Sukov 


„Nieder mit Kaiser 
und Reich“ 

Buchvorstellung und Ausstellung 
100 Jahre Erster Weltkrieg auf dem UZ-Pressefest 


Der marxistische Historiker Rainer 
Stöcker kommt zum UZ-Pressefest 
nach Dortmund und stellt dort sein 
Buch „Die zwei Leben des Emil S.‘ 
vor. Die Genossinnen und Ge 
nossen der DKP Hagen ha¬ 
ben begleitend dazu gemein¬ 
sam mit Stöcker eine Aus¬ 
stellung „100 Jahre Erster 
Weltkrieg - werden wir aktiv 
gegen Kriegspolitik“ erarbei¬ 
tet. Auf ihr werden viele Doku¬ 
mente und Fotos aus dem Buch 
und anderen historischen Quellen 
zugänglich gemacht. 

Rainer Stöcker erzählt in dem 
Buch (vergl. UZ vom 16. Mai) die Ge¬ 
schichte und Schicksal seines Großva¬ 
ters. Geboren und aufgewachsen in der 
westfälischen Industriestadt Hagen, 
nahm er als junger Metallarbeiter am 
großen Streik von 1910 teil, den Rosa 
Luxemburg ausdrücklich würdigte. Wi¬ 
derwillig zum Militärdienst gepresst, 
musste er vor Ablauf seiner Dienstzeit 
für Kaiser und den deutschen Imperi¬ 
alismus in den Krieg. An der Ostfront 
fiel er im Februar 1915 im damaligen 
Ostpreußen im Kampf gegen den rus¬ 
sischen „Feind“ - so die Nachricht der 
Militärbürokratie. 

Aber Emil Stöcker war nicht tot. 
In russischer Gefangenschaft kam er 
nach Sibirien. Nach fast drei Jahren 
gab es Friedenshoffnung. Die Okto¬ 
berrevolution, „Brot und Frieden“, 
Verbrüderung und Solidarität mit den 
ehemaligen „Gegnern“ beeindruckten 
ihn tief. 

Dennoch zog es ihn in die Heimat. 
Von Chabarowsk quer durch Sibirien 
und Sowjetrussland gelangte er auf 
abenteuerlichen Wegen auf deutsches 



Einflussgebiet. Dort steckte man ihn 
wieder in die Uniform und schickte 
ihn an die französische Westfront, wo 
er an den blutigen Grabenkämpfen 
teilnahm, die er nur knapp überlebte. 

Noch zu Kriegszeiten ließ er sich 
auf den Unterarm tätowieren: „Nie¬ 
der mit Kaiser und Reich“. In seiner 
Heimatstadt schloss er mit seinem al¬ 
ten Leben ab. Er trat aus der Kirche 
aus, nahm aktiv an Novemberrevolu¬ 
tion und am Kampf gegen den Kapp- 
Putsch teil. Über die USPD wurde er 
Mitglied der Kommunistischen Partei, 
der er zeitlebens verbunden blieb. 

Hubert Schulz 

Rainer Stöcker aus Hagen ist Autor 
verschiedener Publikationen, dar¬ 
unter die „Geschichte der Hagener 
Arbeiterbewegung“ (3 Bände, ISBN 
3-88474-104-7) und „Keiner wollt 
sich ducken - Der große Arbeitskampf 
in Hagen-Schwelm 1910“ (ISBN 978- 
3-935256-09-04) 
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Reinhard Püschel wieder in den 
Gemeinderat gewählt 

DKP Heidenheim zur Kommunalwahl 2014 



Jürgen Köster 
und Hartmut 
Kissing (beide 
DKP) wurden auf 
der Offenen Liste 
der „Linken“ in 
die Bezirksvertre¬ 
tungen Ronsdorf 
bzw. Cronenberg 
gewählt. 


Erfolg in Wuppertal 

DKP unterstützte Offene Liste der „Linken“ 


Leider hat sich auch bei dieser Wahl 
wieder bestätigt, dass die Zahl der 
Nicht Wähler inzwischen die Zahl der¬ 
jenigen überwiegt, die überhaupt noch 
einen Sinn darin sehen, mit ihrer Stim¬ 
me demokratische Grundrechte auszu¬ 
üben. Gegenüber 2009 ist die Wahlbe¬ 
teiligung in Wuppertal wiederum leicht 
auf 45 Prozent gesunken! 

Wenn nun SPD und CDU von 30 
Prozent der Stimmen sprechen, die sie 
erhalten haben, so haben sie in Wirk¬ 
lichkeit nur jeweils ca. 13 Prozent der 
wahlberechtigten Stimmen erhalten. 
Und so ist diese Kommunalwahl 2014 
für Wuppertals etablierte Parteien ei¬ 
gentlich ein Desaster. Vor allem CDU, 
FDP und Grüne haben Stimmen ver¬ 
loren, während die Partei „Die Lin¬ 
ke“, WfW und Piraten dazu gewonnen 
haben. Die SPD konnte unserer Ein¬ 
schätzung nach nur deshalb knapp drei 
Prozent Stimmen gegenüber der Wahl 
2009 gewinnen, weil sie wenige Tage 
vor dem Wahltermin versucht hat, den 
Eindruck zu erwecken, nach der Wahl 
lieber ein „rot-grünes“ Bündnis einge- 
hen zu wollen. Viele Wähler haben sich 
damit aber wohl nicht einfangen lassen. 

Besonders freut uns, dass „Die Lin¬ 
ke“ rund 2 500 Stimmen und damit ein 
Prozent hinzugewonnen hat. Wir Kom¬ 
munisten haben an diesem Erfolg mit¬ 
gewirkt, weil auch Mitglieder unserer 
Partei auf der Offenen Liste der Lin¬ 
ken erfolgreich kandidiert haben. Die 
Linke wird im neuen Rat nun mit fünf 
statt bisher vier Mandaten vertreten 
sein; dazu kommen noch Mandate in 
allen zehn Bezirksvertretungen. 


Unerträglich ist es für alle Demo¬ 
kraten und Antifaschisten allerdings, 
dass im neuen Stadtrat jetzt fünf statt 
früher nur zwei Vertreter der äußersten 
Rechten vertreten sein werden. Auch 
wenn die offen faschistische NPD im 
neuen Rat nicht mehr vertreten ist, 
sind jedoch fast 7 000 Stimmen für die 
Republikaner, für Pro NRW und die 
AfD ein deutliches Signal dafür, dass 
rechtes, rassistisches und faschistisches 
Gedankengut offensichtlich - wie auch 
bei der EU-Wahl - frustrierte Wähler 
anspricht. Daher müssen im neuen Rat 
vor allem deutliche Zeichen gegen 
Rechts gesetzt werden. 

Leider ist zu befürchten, dass die 
SPD - im Gegensatz zu ihrem letzten 
Wahlversprechen - wegen der angeb¬ 
lichen „Pattsituation“ letzten Endes 
wieder mit der CDU weitermauscheln 
wird. Dabei gäbe es durchaus die Mög¬ 
lichkeit, ein fortschrittlicheres Bünd¬ 
nis links von der CDU zu schmieden. 
Aber dazu muss man auch wirklich be¬ 
reit sein, neue Wege im Interesse der 
Mehrheit der Wuppertaler Bürger zu 
gehen. 

Für die Linken und die anderen 
fortschrittlichen Fraktionen muss heute 
aber mehr denn je ein alter Grundsatz 
beachtet werden: Der parlamentarische 
Kampf im Rat und in den Bezirks Ver¬ 
tretungen muss zukünftig noch mehr 
als bisher durch das Bündnis mit den 
außerparlamentarischen B ewegungen 
wie Gewerkschaften, Bürgerinitiativen 
und linken, antifaschistischen Gruppen 
ergänzt und vertieft werden. 

DKP Wuppertal 


Das Wahlergebnis zum Gemeinderat 
erfüllt uns mit Freude, Reinhard Pü¬ 
schel ist wieder im Gremium vertreten. 
Er wird weitere fünf Jahre kommunale 
Arbeit im Interesse und an der Seite 
vieler Bürgerinnen und Bürger dieser 
Stadt machen. 

Wir bedanken uns ausdrücklich bei 
allen unseren Wählerinnen und Wäh¬ 
lern. Besonders danken wir allen un¬ 
seren Kandidatinnen und Kandidaten, 
auch den parteilosen Frauen und Män¬ 
nern, die durch ihre Bereitschaft zur 
Kandidatur unser Mandat gesichert 
haben. 

Unerfreulich ist für uns der Stim¬ 
menrückgang um fast ein Prozent von 
4,00 (2009) auf 3,06 Prozent. Sicherlich 
lag es nicht an der Präsenz der DKP in 
den Wohngebieten und an ihren kom- 


Die DKP Gerresheim konnte sich bei 
der Kommunalwahl in ihren Schwer¬ 
punkten rund um Bahnhof und Glas- 
hütten-Brache im Wesentlichen halten 
und holte dort bis zu 5,08 Prozent der 
Stimmen. Hier ging die Wahlbeteili¬ 
gung allerdings bis unter 30 Prozent 
zurück. Sie verlor mit zunehmender 
Entfernung vom „roten Kern“ in den 
Bereichen, die ideologisch und mate¬ 
riell weitgehend entproletarisiert sind 
und gleichzeitig eine höhere Wahlbe¬ 
teiligung ausweisen. 

Als „kleine Partei“ hätte die DKP 
den Einzug ins Rathaus schaffen kön¬ 
nen, wenn nicht die FDP durch ihre 
Stammwählerschaft und einen Kon¬ 
flikt mit der CDU bis zu 23 Prozent der 
Stimmen hätte einfahren können. Von 
diesem Konflikt profitierten auch die 
Freien Wähler, die die DKP dadurch 
stimmenmäßig überholen konnten. 

Die Partei „Die Linke“ verteidigte 
ihren Sitz im Gerresheimer Rathaus 
bei leichten Verlusten. Der bisherige 
Mandatsträger verzichtete durch die 
von ihm gewünschte Nominierung auf 
Platz 2 der Liste auf einen erneuten 
Einzug ins Rathaus. Nach der Wahl 


munalen Aktivitäten in der Öffentlich¬ 
keit. 

Der seit 2004 stetige Rückgang der 
Wahlbeteiligung von 42,42 % auf 38,42% 
in 2014, ist am schlechteren Abschneiden 
der DKP beteiligt und daher sehr bedau¬ 
erlich. Ob die schlechte Wahlbeteiligung 
auch mit den von 65 auf 42 reduzierten 
Wahlbezirken zu tun hat, wäre zu prüfen. 
Der größere Einzugsbereich und die da¬ 
mit verbundenen weiteren Wege für vie¬ 
le Wahlberechtigte könnte dabei schon 
eine Rolle gespielt haben. 

Trotz einer Vielzahl von persönli¬ 
chen Hilfestellungen, Hausbesuchen 
und Aktivitäten von Stadtrat Rein¬ 
hard Püschel, z.B. für die Interessen 
der Gagfah-Mieter und gegen die Un¬ 
verschämtheiten der Immobilienfirma 
Gagfah, ist es der DKP Heidenheim 


erreichten die DKP Anmerkungen 
aus Kreisen der SPD, der Grünen und 
selbst aus der CDU, dass man es durch¬ 
aus bedauere, dass der DKP der Wie¬ 
dereinzug ins Rathaus nicht gelungen 
sei. 

Die Gerresheimer DKP hat un¬ 
geachtet des Wahlergebnisses bereits 
neue kommunalpolitische Probleme 
aufgegriffen und sich mit Anfragen zur 
Verkehrspolitik an das Gerresheimer 


nicht gelungen, alle diese Bürgerinnen 
und Bürger bei der Gemeinderatswahl 
für eine allgemeine politische Zustim¬ 
mung zu aktivieren. 

Unser Fraktionspartner, die Partei 
„Die Linke“, hätte sich gewünscht, aus 
eigener Kraft Fraktionsstatus zu erlan¬ 
gen, sagte der seitherige Fraktionsvor¬ 
sitzende Horst Mack. Dieses Ziel wur¬ 
de nicht erreicht. Rückblickend auf 
die vergangene Arbeit in der Frakti¬ 
on „Die Linke/DKP“ waren die poli¬ 
tischen Erwartungen der DKP höher 
angesiedelt, als es die Realität ermög¬ 
lichte. In den kommenden Jahren wird 
es, gemessen an den veröffentlichten 
Kommunalprogrammen, mehrfach die 
Gelegenheit geben, gemeinsame kom¬ 
munalpolitische Initiativen im Gemein¬ 
derat auf den Weg zu bringen. 


Rathaus und an MdL Rolf Beu (Grü¬ 
ne) zur Sanierung von Bahnbrücken 
gewandt. 

Die Kreisorganisation der DKP in 
Düsseldorf wird in ihrer nächsten Mit¬ 
gliederversammlung die Wahlergebnis¬ 
se zur Europawahl mit der stellvertre¬ 
tenden Parteivorsitzenden Nina Hager 
beraten und den Klärungsprozess zur 
weiteren politischen Arbeit in Gerres¬ 
heim vorantreiben. Uwe Koopmann 



Wenn das Geld auf kommunaler Ebene fehlt: Die Anlieger sind genervt von der 
Dauerbaustelle an der Glashüttenstraße. Die Arbeiten ziehen sich über Monate 
hin. Die DKP möchte, dass durch eine modifizierte Arbeitsplanung die Gesamtar¬ 
beitszeit verkürzt wird. 


Im „roten Kern“ erfolgreich 

Aber der Wiedereinzug ist der DKP in Gerresheim nicht gelungen 


„Ich stehe für mehr Mitbestimmung 
und Zusammenhalt in der Gemeinde“ 

ln der kleinen Gemeinde Gottesgabe 
erhielt ein Kommunist die meisten Stimmen 


Neuer Schub für sozial-ökologische Wende 

In Stuttgart konnten Linke dazugewinnen 


In Gottesgabe bei Schwerin trat Hans- 
Joachim Rönckendorf als Einzelbe¬ 
werber und Mitglied der DKP an. Mit 
fast 17 Prozent bekam er das beste 
Ergebnis aller angetretenen Kandi¬ 
daten. Auf der Homepage der DKP 
Mecklenburg-Vorpommern hatte er 
sich vorgestellt: 

„Ich bin Hans-Joa¬ 
chim Rönckendorf, 
55 Jahre alt, und 
wohnhaft in Rosen¬ 
hagen. Als selbst- 
H ständiger Gärtner 
bin ich viel in der 
Region unterwegs 
‘ * 1 und kenne das Land. 

Seit 2011 bin ich 
Mitglied der Deutschen Kommunisti¬ 
schen Partei, außerdem engagiere ich 
mich noch in verschiedenen Vereinen, 
wie dem Jagdvorstand Gottesgabe und 
der Forstbetriebsgemeinschaft Rosen¬ 
hagen. 

Der 25. Mai 2014 ist ein großer 
Wahltag in unserem Land. Wir wählen 
nicht nur das neue EU-Parlament, son¬ 
dern auch die Stadt- und Gemeinderäte 
in Mecklenburg-Vorpommern bei der 
Kommunalwahl. In meiner Heimatge¬ 
meinde Gottesgabe, in der Nähe von 
Schwerin, wird ein neuer Gemeinderat 
gewählt. Meine Gemeinde besteht aus 
vier Dörfern, Gottesgabe als Haupt¬ 
gemeinde, Klein Welzin, Groß Welzin 


und Rosenhagen als Ortsteile. Die Ge¬ 
meinde hat rund 850 Einwohnerinnen 
und Einwohner. Im Ortsteil Rosenha¬ 
gen, in dem ich lebe, sind wir rund 250 
Einwohner. 

Bisher hatten wir hier im Dorf zwei 
Abgeordnete in der Gemeindevertre¬ 
tung. Diese beiden stellen sich nicht 
mehr zur Wahl. Doch es ist mir wichtig, 
dass auch mein Dorf im Gemeinderat 
repräsentiert wird. Also habe ich mich 
auf die Kandidatenliste setzen lassen. 

Zur Zeit wird viel über die Wind¬ 
energie diskutiert, es soll ein zweiter 
Windpark entstehen. Meiner Auffas¬ 
sung nach sollte genau abgewogen wer¬ 
den, zwischen einem Beitrag zur Ener¬ 
giewende und Folgen für die Menschen 
in der Region. Die Vorgaben für sol¬ 
che neuen Windparks sind streng. In 
jedem Fall sollten alle mitbestimmen 
können, daher schlage ich eine Bürger¬ 
befragung vor. 

In der Gemeinde soll außerdem 
wieder ein kulturelles Leben entstehen. 
Unser schönes, großes Gemeindehaus 
sollte mehr von der Gemeinde genutzt 
werden. Dazu muss der Dorfclub die 
Unterstützung des neuen Gemeinde¬ 
rates erhalten. Die einzelnen Ortsteile 
sollten wieder näher zusammenrücken. 
Jedes Dorf hat seinen eigenen Charme, 
den es zu erhalten gilt. Die wenigen fi¬ 
nanziellen Mittel, die unsere Gemein¬ 
de hat, gilt es, sinnvoll für die einzelnen 
Dörfer einzusetzen.“ 


Die CDU (und mit ihr die bürgerliche 
Presse) jubelte schon: „Wieder stärks¬ 
te Partei im Gemeinderat!“ Dann 
folgte die Ernüchterung: Es nützt ihr 
nichts, weil ihre traditionell-bürgerli¬ 
chen Partner FDP und „Freie Wähler“ 
(zu Recht) massiv verloren haben. So 
kann die CDU trotz Zugewinnen keine 
schwarze Mehrheit mehr bilden. 

Bleibt die paradoxe Situation, dass 
die Grünen zwar nicht mehr die stärks¬ 
te Fraktion stellen (weil sie ebenfalls zu 
Recht Stimmen verloren haben, wegen 
zuviel gebrochener Wahlversprechen), 
dass sie aber mit dem OB und der SÖS/ 
Linken sowie der SPD und einigen 
neuen Einzelstadträten über eine sat¬ 
te Mehrheit links von der CDU verfü¬ 
gen. So könnten sie den „sozial-ökolo¬ 
gischen Umbau“ der Landeshauptstadt 
vorantreiben, wie es OB Kuhn noch in 
der Wahlnacht lautstark versprach! Vo¬ 
rausgesetzt, sie wollen das wirklich. 

Um dem vorzubeugen, wird von 
der bürgerlichen Presse deshalb über 
die Möglichkeit eines schwarz-grünen 
Blocks spekuliert, anknüpfend an grü¬ 
ne Gedankenspielchen „Auch Schwar¬ 
ze wählen grün“. Für eine fortschrittli¬ 
che Wende müsste sich die SPD endlich 
aus dem Würgegriff der neoliberalen 
Profitlogik befreien, wenn sie sich nicht 
weiter zerlegen will. 

Umso erfreulicher ist, dass die SÖS 
zusammen mit der „Linken“ zugewon¬ 
nen hat und jetzt als Fraktion mit einem 
weiteren Sitz ein größeres Gewicht in 
die Waagschale legen kann. Ihre Zuge¬ 
winne wären sicher noch größer gewe¬ 


sen, wenn nicht in Form neuer Klein¬ 
parteien unerwartete Konkurrenz 
ebenfalls im linksalternativen Potenti¬ 
al gefischt hätte. Jetzt müssen die drei 
neuen Einzelstadträte von „Piraten“, 
„Stadtisten“ und „Studenten-Jugend- 
liste“ konstruktiv konfrontiert werden 
mit realen Forderungen im sozialen und 
ökologischen Bereich und soweit wie 
möglich in eine gemeinsame Strategie 
zur Durchsetzung einbezogen werden! 

Vorrang hat das 
Wohnungsproblem 

Es hat sich herumgesprochen, dass 
Stuttgart nicht nur mit die höchsten 
Mieten im Bundesvergleich hat, mit 
weiter explodierender Tendenz, son¬ 
dern auch einen rasant ansteigenden 
Armutsbereich (über 100 000 Stuttgar- 
terlnnen gelten als armutsgefährdet!). 
Viele Stuttgarter Haushalte zahlen 
schon heute bis zur Hälfte ihres Mo¬ 
natseinkommens für die Miete, vie¬ 
le können sich das nicht mehr weiter 
leisten, über 3 000 stehen in der Not- 
fallkartei... 

Also: Ein städtisches soziales Woh¬ 
nungsbauprogramm muss her, das die¬ 
sen Namen verdient! Das heißt, bis zur 
Beseitigung der Wohnungsnot muss die 
Stadt pro Jahr mindestens 1 000 Sozial¬ 
wohnungen bauen bzw. fördern. 

Zweites Hauptproblem 
wäre der Nahverkehr 

Die Stuttgarter Umweltprobleme wie 
Feinstaub/Lärm usw. sind nur zu lö¬ 
sen, wenn es eine Orientierung weg 


vom Auto gibt. Heißt: Der öffentliche 
Nahverkehr muss massiven Vorrang 
erhalten, viel preiswerter sein, mit 
kürzeren Taktzeiten, Tendenz Null¬ 
tarif im ÖPNV! Zu finanzieren wäre 
das, wenn die Profiteure der städ¬ 
tischen Infrastruktur, nämlich die 
Konzerne in Produktion (von Daim¬ 
ler angefangen bis Porsche, Bosch 
usw.), in Dienstleistung (von Allianz 
bis LBBW ...) und im Einzelhandel 
(von Kaufhof bis Breuninger ...) mit 
einer Nahverkehrsabgabe herangezo¬ 
gen würden. 

Viele weitere Probleme wie Kitas, 
Schulausstattung, Energieversorgung 
usw. stehen zur drängenden Lösung an. 
Dazu müsste die Stadt endlich aus dem 
Milliardenloch S 21 aussteigen und die 
Milliarde Euro Kapitalanteil von der 
Zocker-Bank LBBW zurückholen. 

Mehr außerparlamentarischer 
Druck notwendig 

Aber die Lösung all dieser Probleme 
lässt sich gegen den Widerstand von 
Konzernen und Banken nicht allein im 
Gemeinderat durchsetzen. Es braucht 
dringend mehr Druck von außen, von 
sozialen Bewegungen und Gewerk¬ 
schaften, von Stadtteil- und Mieterin¬ 
itiativen, von Jugend- und Studenten¬ 
protesten: Dass man endlich im Rat¬ 
haus drinnen spürt, was sich draußen 
rührt! Wir von der DKP werden auf 
jeden Fall alles in unserer Kraft ste¬ 
hende tun, um diesen Druck zu unter¬ 
stützen. 

KonniLopau 
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In der neokonservativen Falle 


Wie einige frühere Antifaschisten das Lager wechselten - Gespräch mit Susann Witt-Stahl über ihr neues Buch 


UZ: Sie werden beim diesjährigen 
UZ-Pressefest Ihr neues Buch „Anti¬ 
fa heißt Luftangriff! - Regression einer 
revolutionären Bewegung“ vorstellen. 
Was hat es mit diesem provokant an¬ 
mutenden Titel auf sich? 

Susann Witt-Stahl: Das Zitat im Titel 
des Buches, das ich zusammen mit Mi¬ 
chael Sommer herausgegebe, stammt 
aus dem Lager der Bellizisten, die 
Antifaschismus zur Legitimierungs¬ 
ideologie für den wiedererstarkten 
Imperialismus verformen und instru¬ 
mentalisieren. Die Blaupause für die¬ 
se Strategie hatte 1999 der damalige 
grüne Außenminister Joseph Fischer 
geliefert. Mittlerweile wird sie von vie¬ 
len Anti- und Ex-Marxisten verwen¬ 
det: Ob in Gremlizas Konkret , in der 
Heinrich-Böll-Stiftung und der taz 
(letztere bemühen sich gerade, den in 
der Ukraine grassierenden Faschismus 
zur Demokratie umzulügen) - im Na¬ 
men von sechs Millionen Shoah-Op- 
fern geht die Liebeserklärung der Tä¬ 
terkinder und -enkel für die Bombe 
einfach leichter über die Lippen. Un¬ 
sere Kritik beschränkt sich aber nicht 
auf die Kriegsgeilheit deutscher „An¬ 
tifaschisten“. Sie zielt auf tiefgreifende 
und sich zuspitzende Neoliberalisie¬ 
rungsprozesse, die sich seit Beginn der 
1990er-Jahre in der deutschen Linken 
vollziehen. Wir beobachten eine Dis¬ 
tanzierung von marxistischen Faschis¬ 
mustheorien, vom Antikapitalismus, 
revolutionärem Kollektivismus und 
eine Hinwendung zur Hayekschen To¬ 
talitarismustheorie, den falschen neoli¬ 
beralen Glücksversprechen, einen sich 
bei den ökonomischen Eliten anbie¬ 
dernden Sozialchauvinismus und eine 
antisoziale Verachtung für die Masse, 
die als „Individualismus“ verbrämt 
wird - der Hass gilt längst weit mehr 
dem Proletarier als dem Arier. 

UZ: In Ihrem Buch klassifizieren Sie 
das Gros der deutschen Antifa-Grup¬ 
pen als Teil des Problems und nicht der 
Lösung. Ist diese Kritik nicht überzo¬ 
gen? 

Susann Witt-Stahl: Wir sagen ja nicht, 
dass Antifaschisten zu Faschisten 
mutiert sind (obwohl in Einzelfällen 
auch das geschieht, aber das Prob¬ 
lem des Renegatentums hat es immer 
gegeben). Wir sagen, dass viele sich 
dem neoliberalen Konsens opportu¬ 
nistisch angenähert, einige sich sogar 
korrumpieren lassen haben (das trifft 
vor allem auf Antifa-Projekte zu, die 
sich mit Staats- und Stiftungsgeldern 
alimentieren lassen) und zu hand¬ 
zahmen Nazi-Kritikern verkommen 
sind, die oftmals ihr gesamtes Enga¬ 
gement darauf konzentrieren, Anti¬ 
kapitalisten und Antiimperialisten 
historisch zu diskreditieren. Faschis¬ 
ten und Rechtspopulisten haben von 
solch einer Karikatur des Antifaschis¬ 
mus nichts Nennenswertes mehr zu 
befürchten. 

UZ: Und wie erklären Sie sich, dass der 
Kampf gegen Kapitalismus und Krieg 
bei so vielen antifaschistischen Organi¬ 
sationen ein derartiges Schattendasein 
fristet bzw. einige vermeintlich linke 
Gruppen zu den eifrigsten Befürwor¬ 
tern der Angriffskriege der „westlichen 
Wertegemeinschaft“ gehören? 

Susann Witt-Stahl: Viele Antifaschis¬ 
ten haben sich längst in diese „Wer¬ 
tegemeinschaft“ integriert. Schauen 
Sie sich die Theoriearbeit von diesen 
Linken an: In ihren Texten finden Sie 
haufenweise abgekupferte Thesen von 
Hayek und Lippmann, Huntington, 
Podhoretz und Perle und unzähligen 
anderen neokonservativen Vorden¬ 
kern. Luxemburg, Lenin und Brecht 
hingegen sucht man mehr und mehr 
vergeblich. Lenin wird sogar von An¬ 
hängern Moishe Postones - objektiv 
ein Apologet einer neoliberalen Marx- 
Interpretation - (ihre kruden Thesen 
werden ausgerechnet von der Stiftung 
veröffentlicht, die den Namen der be¬ 
kanntesten deutschen Kommunistin 



Susann Witt-Stahl ist freie Journalis¬ 
tin und Autorin. Ihre Arbeitsschwer¬ 
punkte sind: Ideologiekritik neolibe¬ 
raler Politik, der modernen Kriege, 
der Kulturindustrie, gesellschaftlicher 
Naturverhältnisse sowie reaktionärer 
Tendenzen in der Linken. Dazu hat sie 
Bücher und Essays veröffentlicht. 


als Label verwendet) als Wegbereiter 
des Antisemitismus denunziert. 

UZ: Also mangelt es Antifa-Gruppen 
nicht nur an marxistischer Bildung? 

Susann Witt-Stahl: Die Auswirkungen 
neoliberaler Schul- und Hochschulpo¬ 
litik, des Bologna-Prozesses, der Pri¬ 
vatisierung und zusehends lückenlo¬ 
sen Inwertnahme der Forschung sind 
verheerend - ein Resultat ist die re¬ 
gelrechte Ausmerzung der ohnehin 
spärlich vorhandenen Theoriebestän¬ 
de des historischen Materialismus in 
der Wissenschaft. Aber das ist wahr¬ 
lich nicht die einzige Erklärung. Der 
Zusammenbruch des Realsozialismus 
hat mittelbar eine gewaltige Erosion 
der kritischen Intelligenz nach sich ge¬ 
zogen - und eine massenhafte Wende- 
halsigkeit und Untertanenmentalität 
von Linken affiziert und offenbart, die 
schier atemberaubend ist. Da muss 
schon weit vor 1989/90 gewaltig „et¬ 
was faul“ gewesen sein „im Staate Dä¬ 
nemark“ - etwas, das es dringend zu 
analysieren gilt. 

UZ: Selbst nach den Enthüllungen 
über die Morde des neofaschistischen 
Terrornetzwerkes „Nationalsozialisti¬ 
scher Untergrund“ (NSU) hat es kein 
Umdenken gegeben. Vielmehr verstei¬ 
fen sich nicht wenige Antifaschisten auf 
die Forderung nach einem Verbot der 
neofaschistischen NPD. Macht man es 
sich damit nicht ein wenig sehr einfach? 

Susann Witt-Stahl: Die biedermänni- 
sche Staatsantifa denkt, ihre Kanzle¬ 
rin wird’s schon richten. Dass die und 
ihr sozialdemokratischer Außenmi¬ 
nister aber viel lieber mit der Hilfe 
von militanten Rechtsradikalen einen 
geopolitischen GAU gegen Russland 
anzetteln, als Nazis, geschweige denn 
die westlich orientierten Faschisten, zu 
bekämpfen, die ihnen zumindest ob¬ 
jektiv nützlich sind - das ziehen viele 
solcher staatsfrommen Antifas ja nicht 
einmal mehr in Erwägung. 

UZ: Also betrachten Sie die NPD nicht 
als Hauptproblem in den aktuellen po¬ 
litischen Auseinandersetzungen? 

Susann Witt-Stahl: Die NPD und ihr 

gewaltbereites Umfeld haben immer 
wieder bewiesen, dass alle, die ihren 
rassistischen, biodeutschen Normen 
nicht entsprechen und ihren Chauvi¬ 
nismus nicht mittragen wollen, schnell 
zur Zielscheibe werden. Sie gehört be¬ 
kämpft - keine Frage! Dennoch ist sie 
im Vergleich mit den derzeit sich rapi¬ 
de entfaltenden verbrecherischen Po¬ 
tentialen des westlichen Imperialismus 
der EU und der USA das weitaus klei¬ 
nere Problem. Wozu der Westen in der 
Lage ist, zeigen die Hunderttausenden 
von Toten der Angriffskriege gegen Ju¬ 
goslawien, Afghanistan, den Irak und 
Libyen, die Drohnenmorde und der 
Überwachungsdrangsalierungen der 
NSA. Der lukrative Pakt, den westli¬ 
che Regierungen - hierzulande mit der 


Hilfe der Opposition - mit den faschis¬ 
tischen Mordbrennern in der Ukraine 
eingehen, beweist einmal wieder, wie 
durchlässig doch die Grenze zwi¬ 
schen der viel gepriesenen 
„bürgerlichen Mitte 1 
und der faschisti 
sehen Barbarei ist, 
die nun mal ge¬ 
nuin ein Aus¬ 
wuchs der 
repressivs¬ 
ten Form 
bürgerli¬ 
cher Herr¬ 
schaft ist. 


UZ: 


Die 



Mehrheit der 
antifaschisti¬ 
schen Organisa¬ 
tionen setzt aktu¬ 
ell auf moralische 

Inszenierungen. Kritik an ihrer Kon- 
zeptlosigkeit wird von ihnen ignoriert. 
Glauben Sie, dass es Ihnen mit Ihrem 
Buch trotzdem gelingen kann, eine De¬ 
batte über einen zukunftsfähigen Anti¬ 
faschismus zu befördern? 

Susann Witt-Stahl: Ich bin nicht be¬ 
sonders optimistisch. Von der Antifa, 
die es mal gab, geschweige denn, die es 
geben müsste, um den brandgefährli¬ 


chen Entwicklungen der Gegenwart 
adäquat begegnen zu können, ist das, 
was das Erbe der Antifaschistischen 
Aktion von für sich beansprucht, Ga¬ 
laxien weit entfernt: Ich neh¬ 
me im linken Subkul¬ 
turraum kaum mehr 
revolutionäres Be- 

V wusstsein wahr, da- 
aber umso mehr 
,radical chic“ 
gestylte Mar¬ 
kenklamotten, 
Caps, Buttons 
und Sticker 
mit leeren Pa¬ 
rolen. Zu allem 
Übel wandert 
der Verkaufserlös 
von diesem Kulturin¬ 
dustrieplunder meis¬ 
tens in private Taschen 
und nicht mehr in politi¬ 
sche Arbeit. Die Leute, die nichts 
anderes mehr zu tun haben, als sich 
von Kopf bis Fuß damit zu behängen, 
wirken wie Schießbudenfiguren. Um 
in die von ihnen angesprochene „De¬ 
batte“ einzutreten, müsste der Wille 
zu einer grundlegenden Veränderung 
vorhanden sein. Aber ich spüre bei der 
Mehrheit der Antifaschisten außer ei¬ 
nen ausgeprägten Konsumismus nur 
noch Fatalismus und Phlegmatismus, 


eine Apathie, manchmal sogar einen 
von bürgerlicher Kälte durchwirkten 
Zynismus gegenüber dem Leid der 
Opfer - nach dem Pogrom von Odes¬ 
sa ist das besonders unerträglich. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Susann Witt-Stahl & 
Michael Sommer (Hrsg.) 

»Antifa heißt 
Luftangriff!« 

Regression euer 
revolutionären Bewegung 


Susann Witt-Stahl & Michael Sommer 
(Hrsg.):„Antifa heißt Luftangriff!“. 
Laikatheorie Band 44, Laika-Verlag, 
Hamburg 2014,21,- Euro 
ISBN: 978-3-944233-13-0 



Anti-Deutsche bei einer Demonstration in Berlin im Januar 2013 


Zu einigen 

Hayek- Friedrich August von Hayek (1899-1992): österrei¬ 
chischer Ökonom und Sozialphilosoph. Hayek gilt als wich¬ 
tigster Begründer der ökonomischen Lehre des Neolibera¬ 
lismus. Zu Anhängern seiner Theorie zähl(t)en u.a.Augusto 
Pinochet, Margaret Thatcher, Ronald Reagan, Helmut Kohl... 

Huntington - Samuel Phillips Huntington (1927-2008): Po¬ 
litikwissenschaftler und Autor. Huntington lehrte am John 
M. Olin Institute for Strategie Studies der Harvard-Univer¬ 
sität in Cambridge (USA). Er war Berater des US-Außenmi- 
nisteriums. Besonders kontrovers wurde sein 1996 erschie- 
nes Buch „The Clash of Civilizations“ (Kampf der Kulturen, 
1996) diskutiert. 

Podhoretz - Norman Podhoretz (geb. 1930): gilt gemeinhin 
als einer der führenden Vertreter des Neokonservatismus 
in den USA. - Mit seinem Buch „The Present Danger“ über 
die Gefahr der Finnlandisierung der USA prägt er die au¬ 
ßenpolitischen Leitlinien Ronald Reagans.„DieZeit“ schrieb 
2007, als die Gefahr der Bombardierung des Iran durch die 
USA drohte, über ihn unter anderem: „Norman Podhoretz 
wurde der einflussreichste Propagandist des Vierten Welt¬ 
kriegs [gegen den „Islamofaschismus“ - d. Red.]. Podhoretz 
hat Jahrzehnte im intellektuellen Dunstkreis der Macht ver- 


Personen: 

bracht. Als jahrzehntelanger Herausgeber der Zeitschrift 
Commentary gehörte er zur ersten Generation von Neo¬ 
konservativen -jenen Konvertiten, die sich, enttäuscht von 
der Linken, nach rechts gewendet hatten.“ 

Perle - Richard Perle (geb. 1941): konservativer Politiker und 
US-Sicherheitsexperte. Perle war u.a. während der Reagan- 
Ära gegen jede Art von Vereinbarungen zur Rüstungskont¬ 
rolle und erwarb sich wegen seines Einsatzes für eine kom¬ 
promisslose Politik der Stärke den Beinamen „Fürst der Fins¬ 
ternis“. Ab 1987 arbeitete er für das American Enterprise 
Institute for Public Policy Research (AEI), das als führender 
rechter „Think Tank“ der USA gilt. 

Moishe Postone - (geb. 1942): Professor für Geschichte an 
der University of Chicago. 

Erlebte von 1972 bis 1982 in Frankfurt am Main und war Mit¬ 
arbeiter des Instituts für Sozialforschung. 1983 promovier¬ 
te er an der dortigen Johann Wolfgang Goethe-Universität. 
Heute lehrt er am Department of History der University of 
Chicago. Seine Arbeitsschwerpunkte sind moderne euro¬ 
päische Geistesgeschichte, Kritische Theorie, Geschichte 
Deutschlands im 20. Jahrhundert, Antisemitismus und 
globale Transformation. redaktion 
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Traurig nehmen wir voller Liebe und Dankbarkeit Abschied. Gertrude 
war eine Kämpfernatur, die sich gegen die Ungerechtigkeiten, gegen 
Ausbeutung und Krieg zur Wehr setzte. Sie organisierte sich in der 
Gewerkschaft und in der DKP um gemeinsam etwas zu erreichen. Sie 
war eine tolle Kampfgefährtin und liebevolle Ehefrau. Gertrude war ein 
Familienmensch und eine Frau, die sich hohen Ansehens und Wert¬ 
schätzung in der Familie, im Freundes- und Kollegenkreis, bei den 
Nachbarn, sowie bei ihren Genossenlnnen erfreute. 

Gertrud Koberg 

geb. Staack 

19.2.1939-28.5.2014 

Fünf Jahre hat sie gegen ihre Krankheit gekämpft. Zum Schluss hat 
die Kraft nicht mehr gereicht. Wir hatten noch viel vor. In ihrem Sinne 
wollen wir weiter für eine gerechte Welt streiten und kämpfen. 

Christian Koberg 

Christians Geschwister und deren Angehörige 
Regine und Rudolf sowie Freunde und alle die sie mochten 

Gertrude wünschte sich keine Blumen und Kränze. 

Deshalb bitten wir in ihrem Namen um eine Spende für Kubas Kinder 
- Kinderklinik Rosa Luxemburg - in Cardenas/Matanzas-Kuba 
auf das Konto: DKP Schleswig-Holstein 
IBAN: DE 02500333001050379700 
BIC: SCFBDE33XXX 

Der Termin der Urnenbeisetzung wird rechtzeitig bekanntgegeben. 
Traueranschrift: Christian Koberg, Marienbader Straße 19,24146 Kiel 


Kreismitgliederversammlung der DKP Frankfurt am Main 

„Europa hat gewählt! Was nun?“ 

Referentin: Nina Hager, stellvertretende DKP-Vorsitzende 

Donnerstag, 12. Juni 2014,19.30 Uhr 

Haus Gallus, Frankenallee 111, Vereinsraum 2, Frankfurt 


Papy Rossa Vßrlag | Luxemburger Str. 202 | 50937 Köln 



ERBEN 

UNKSREGILftUNGLN 
IN LAUINAMERIKA 


Dieter Boris: 

Bolfvars Erben 

Linksregierungen in Lateinamerika 

Dieter Boris bietet den ersten Gesamtüberblick über den kon¬ 
tinentalen Linkstrend in Lateinamerika. Dabei handelt es sich 
um eine einmalige historische Konstellation - und das obwohl 
im >RestderWelt< nahezu ungebrochen neoliberale Prinzipien 
und politische Praktiken tonangebend sind. 



202 Seiten - 14,90 Euro 



Lothar Peter: Marx an die Uni 

Die >Marburger Schule< - Geschichte, Probleme, Akteure 

Die marxistisch orientierte >Marburger Schule< entfaltete wis¬ 
senschaftlich und politisch intensive Wirkung. Kennzeichnend 
für Wolfgang Abendroth, Werner Hofmann und Heinz Maus - 
und auch ihre Nachfolger - ist ein Wissenschaftsverständnis, 
das Lehre und Forschung mit dem Ziel gesellschaftsverän¬ 
dernder Praxis verknüpfte. 


222 Seiten - 14,90 Euro 



Ulrich Schneider: Antifaschismus 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Zunächst stark durch die Arbeiterbewegung geprägt, repräsen¬ 
tierte Antifaschismus nach 1933 und in der Anti-Hitler-Koalition 
ein breiteres Spektrum. Heute heißt Antifaschismus Einsatz 
gegen soziale Ausgrenzung, Rassismus und gegen Krieg, 
für demokratische und soziale Rechte - ist er analytische 
Kategorie, aber vor allem auch Praxis. 


135 Seiten - 9,90 Euro 


Tel.:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 



Entschleu nlgung: 

Ruhe &Namr sait Im Müriiz.- 
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Toskana, nah am Meer 
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Ökohof im Olivenhain, 
weiter 0lick r Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hau? oder Häusclwn; 


Kinderparadies 
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Anzeigen bitte immer an: info@unsere-zeit.de senden 


Aber die noch Stärkeren kämpfen ihr Leben lang. 
Diese sind unentbehrlich. 


Zu diesen Unentbehrlichen gehörte unsere Genossin 

Gertrud Koberg 

die nach langer und schwerer Krankheit am 29.5.2014 
verstorben ist. 

Mit ihr verlieren wir eine Genossin, die seit Jahrzehnten in unserer 
Partei aktiv war. Sie war eine streitbare, aber immer auch solidarische 
Genossin, die uns politisch und persönlich sehr fehlen wird. 

Über viele Jahre hat sie, auch noch mit ihrer Erkrankung, die Kassie¬ 
rung der DKP Kiel mit Gewissenhaftigkeit und Parteilichkeit organisiert 
und hat, solange sie gesundheitlich dazu in der Lage war, die politi¬ 
schen Entwicklungen, auch in unserer Partei, aufmerksam verfolgt. 

Gertrude, du wirst uns fehlen! 

In Gedanken sind wir bei Christian, ihrem Mann und Genossen, wir 
trauern mit dir und wünschen dir viel Kraft für diese schwere Zeit. 

DKP und SDAJ Kiel 


von 

BERLIN 


Mit dem Bus zum 

UZ PRESSEFEST 



Abfahrt 

Samstag, 28. Juni 2014,5.00 Uhr 

von Berlin, Bahnhof Zoo (Busbahnhof) 

Rückfahrt 

Sonntag, 29. Juni 2014,15.00 Uhr 

von Dortmund, Revierpark Wischlingen, 
Parkplatz 

Preis Hin- u. Rückfahrt: 


40,- € / 30,- € 


Bitte möglichst umgehend anmelden per E-Mail: 
info@dkp-berlin.info oder direkt im DKP-Parteibüro: 
Franz-Mehring-Platz 1,10243 Berlin 

Bezahlung bitte auf das Konto: 

DKP Berlin . IBAN: DE 94 1005 000000 4 341 31 37 
BIC: BELABEXXX. Berliner Sparkasse 
Stichwort: Fahrt Dortmund UZ-Pressefest 



Das T-Shirt zum 
UZ - Pressefest 2014 

i 

Knallroter Aufdruck 
auf hellgrauem Shirt 

Größen: 

M, L, XL und XXL 

Jetzt bestellen! 

10,-€ inkl. Porto 



CommPress Verlag 
GmbH 

Hoffnungstraße 18 . 45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
: 0201 17788923 
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Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 

r~" i 


UZ-Dokumentation 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Bratanovic 

Die Spaltung der 

internationalen Arbeiterbewegung 

Hans-Feier Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Alöyse Bisdorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brookmeyer. KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nieht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 



M Ernten V E.im 


Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider. PVDA/PTB 


Erhältlich Oer: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnung Straße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201 177 889-23 
Fax: 0201-177 969-20 
i nf oföu n sere-zeit .d e 


von 

BREMEN 


Mit dem Bus zum 

UZ PRESSEFEST 



Abfahrt 

Samstag, 28. Juni 2014,8.00 Uhr 

von Bremen, Z0B 

Rückfahrt 

Samstag, 28. Juni 2014,23.00 Uhr 

von Dortmund, Revierpark Wischlingen, 
Parkplatz 

Preis Hin- u. Rückfahrt: 


18,-€/13,-€ 


Anmeldung bis 19. Juni unter Tel.: 0421 216247 oder 0421 352253 


Gisela May zum 90. Geburtstag: 

Es wechseln die Zeiten. Eine Hommage 

Dienstag, 10. Juni - 19.30 / Kino BABYLON, Rosa-Luxemburg- 
Straße 30 / U Rosa-Luxemburg-Platz, Berlin 

Lieder. Worte. Filmsequenzen. Moderation: Jürgen Schebera. 

Veranstaltet von der Ernst Busch-Gesellschaft e.V., der Internationalen 
Hanns Eisler Gesellschaft (IHEG) e.V. und dem Kino BABYLON. 

Karten 15,00 Euro/ermäßigt 10,00 Euro (Schüler, Studenten, Arbeits¬ 
lose, Rentner) an allen Vorverkaufsstellen und im Vorverkauf des 
BABYLON 


(VJnotljoi .$ctmcä '"*•*« 

i.l:H Itk-H.'Y I 3 $g 183 $ 


Mtalttf; 

Hans-Gaorg M Ulter 
Hcualstrafle 1 
57392 Schmallenberg- 
Grarscnaii 

HüchsaLCrland 

Tel.: B2972-978Q-0 
Fax.; 02972-978097 

Htslagrant: 

Dienstag Rutiitag 


Hausprüsptfct 
infand« m 


In unraifttelthare" des Klosters Grafschaft lieg! unser 
Gacthof. Wie vor Jahrhunderten sargt aucJi heute de'Wrt 
persönlich für das Wciil der Gäste. 

Xomioftabifi Zimmer und Ftaumicctikigiign gutes Essfln, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon. Fernseher, die meislen Balkon und Vorraum. Im 
Hörbereich iwimcten sich t rii, Sauna. Solar um. Nrciii- 
faucheizimmai und Kanin, Kinderspielraum, Salalbüllel, 
Frühslücksbulfet Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung /Frühstück 30,= bis 53,- C p.P. 
HMS.SÖfjl.P. * VP.2Z.-CpP, 

Kostenlos Bub*und Bahnlahren im Sauerland. 

Auch KifuferermäB gung / NEbtnsaisafi preise. 

6ei 2i Tagen Aufenthalt im Jahr Treuerabatt 


mai l@gasthol-hBimes.de • www.gasfhof-heimes.de 



ptPERONß 

ffidälhkhelt* 

KmJ,TMr»..n ,n«i.,n 


Pepergm—Freizeiten 2014 
Pfingstcamp 7 .— 10 . Juni 
Ferienlager 2.—16. August 
www.rotepeperoni.de 


Bücher v. Emil Carlebach gesucht 

- gebraucht zum Verkauf für die 
Geburtstags-Erinnerungsfeier (100 
Jahre) in Frankfurt am 13.7.2014. 

Bitte melden bei o. schicken an: 
Gerhard Fisch, Cronstettenstr. 3, 
60322 Frankfurt. 

(Tel.069 174260 oder 

E-Mail: gfisch@t-online.de) 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 



r 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 

500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth 02241/973111 

camatra@web.de 

v J 


f \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V J 
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Trotz schwieriger 
Bedingungen im Stadtrat 
behauptet 

Betr.: „Schwieriger Wahlmarathon“, 
UZ vom 30.5.2014, Seite 8/Seite 12 

Ich will nicht ausführlicher auf diesen 
Beitrag eingehen (...). 

Nehmen wir (...) das Kommunalwah¬ 
lergebnis in Püttlingen. Dazu heißt es 
in der Stellungnahme lapidar: „Stärke¬ 
re Stimmenverluste musste die DKP in 
Püttlingen hinnehmen und erreichte 
mit 3,37 % nur noch ein Mandat (bis¬ 
her drei)“. (...) 

Zunächst: Die Einwohnerzahl der 
Stadt Püttlingen ist unter die Grenze 
von 20 000 Einwohnern gefallen, was 
zur Folge hat, dass der neue Stadt¬ 
rat nur noch 33 Ratsmitglieder zählt, 
statt bisher 39. Selbst wenn die DKP 
ihr Wahlergebnis von 2009 gehalten 
hätte, wäre ein Mandat weggefallen. 
Aber auch sonst ist der Stimmen¬ 
rückgang für die DKP erklärbar: Im 
vergangenen Oktober habe ich nach 
40jähriger Amtszeit mein Stadtrats¬ 
mandat niedergelegt um den Wechsel 
in der Fraktion vorzubereiten. Das war 
nicht einfach, vor allem gab es Schwie¬ 
rigkeiten, eine neue Liste für die dies¬ 
jährige Wahl aufzustellen. Wir haben 
gemeinsam mit Parteilosen eine offe¬ 
ne Liste der DKP eingereicht. Leider 
ist es aber nicht so, dass das in vierzig 
Jahren aufgebaute Vertrauen in meine 
Person automatisch auf die Nachfol¬ 
ger übertragen wird. Da gibt es eben 
Wähler, die sich neu orientieren. Lei¬ 
der ist auch nicht zu übersehen, dass 
die neu aufgekommene AfD viele un¬ 
zufriedene Stimmen aufgesogen hat. 
Insgesamt sieben Listen haben um 
die Wähler geworben und die DKP 
hat davon 3,4 Prozent (1 Sitz) abbe¬ 
kommen. Korrekterweise muss man 
einschätzen: Die DKP hat sich trotz 
schwierigen Bedingungen im Püttlin- 
ger Stadtrat behauptet! 

Franz Hertel , 40 Jahre lang 

DKP-Fraktionsvorsitzender 
im Püttlinger Stadtrat 

Ein Aspekt kommt zu kurz 

Betr.: „Schwieriger Wahlmarathon“, 
UZ vom 30.5.2014, Seite 8/Seite 12 

Meiner Meinung nach hat Patrik ei¬ 
nem Aspekt der Auswertung der EU- 
Wahl zu wenig Raum gegeben. Uns 
muss klar sein, dass wir aus eigener 
Kraft die gesellschaftliche Stimmung 
in Deutschland nicht ändern können. 
Was wir im Wahlkampf machen kön¬ 
nen ist: 1. die Leute, die bereit sind für 
eine wirkliche gesellschaftlich Alter¬ 
native zu stimmen, zu aktivieren. 2. 
unsere Positionen zu verbreiten und 
3. neue Kräfte, am besten junge, näher 
an die Partei zu führen und für die Zu¬ 
kunft zu gewinnen. 

Aus meinem persönlichen Umfeld in 
der Partei (Mittelfranken und über 
meine Frau Frankfurt/Main) und 
nach Stichproben der Wahlergebnis¬ 


se in ganz Deutschland kann ich fol¬ 
gendes feststellen: An den Orten, wo 
die DKP-Mitglieder als Kommunis¬ 
ten verankert sind und/oder wo die 
DKP sichtbar aufgetreten ist, haben 
wir Stimmen gewonnen. (...)• Beispiel 
(...) sind in Mittelfranken Nürnberg 
und Ansbach und in Hessen Frank¬ 
furt. In Nürnberg ist die DKP in et¬ 
lichen Bündnissen und in der Linken 
Liste aktiv. Zusammen mit der SDAJ 
wurde plakatiert, Wahlkampfmaterial 
und an Ostermarsch und 1. Mai auch 
UZ verteilt. In Ansbach war die DKP 
nach langer Zeit mal wieder aktiv. Es 
wurde eine Veranstaltung mit Lucas 
Zeise organisiert und dafür Werbung 
gemacht. Am Ostermarsch war die 
DKP präsent. In Frankfurt wurde, bei 
besonderem Einsatz von Genossinnen 
und Genossen, die erst in den letzten 
zwei Jahren in die Partei gekommen 
sind, mit Hilfe der SDAJ und Nicht¬ 
mitgliedern der Wahlkampf mit Pla¬ 
katieren, Materialverteilung, Infostän¬ 
den, Veranstaltungen und dem hessi¬ 
schen Aktionstag am 17. Mai (siehe 
UZ) ein Wahlkampf wie lange nicht 
organisiert. 

Sicher gab es auch Schwächen im 
Wahlkampf. An manchen Punkten 
wurde sich überschätzt; manches, was 
die DKP mal wusste, muss wieder ge¬ 
lernt werden etc. - aber das Zusam¬ 
menarbeiten der Genossinnen und 
Genossen, die Verbindung mit der 
SDAJ, das sind Dinge, die neben der 
marxistischen Bildung in der Partei 
notwendig sind, um die DKP in Zu¬ 
kunft zu befähigen, ihre Aufgaben 
als kommunistische Partei zu erfül¬ 
len. Von daher können wir, ohne die 
Schwächen zu übertünchen, solche 
Beispiele (ich gehe davon aus, dass es 
noch andere gibt) nicht hoch genug 
bewerten. 

Selbstkritisch muss ich noch erwäh¬ 
nen, dass die Stadt, in der ich orga¬ 
nisiert bin, ein Negativbeispiel ist. In 
Erlangen wurde kaum Wahlkampf ge¬ 
macht. (...) in Erlangen hat die DKP 
Stimmen verloren. 

Friedhelm Spatz , 
Erlangen/Frankfurt 

Dank und Kritik 

Betr.: UZ vom 23.5.2014 

(...) Als langjähriger Leser und seit 
fast 25 Jahren Abonnent der UZ 
möchte ich mich dem Dank des PV an 
die Redaktion anschließen. Die Zei¬ 
tung wird immer aktueller und vielsei¬ 
tiger, vor allem, was die Berichte über 
die internationale kommunistische 
Bewegung betrifft. 

(...) Gut in vorliegender Ausgabe 
finde ich es, dass an Karl Radek an¬ 
lässlich seines 75. Todestages erinnert 
wurde. Allerdings wäre es vielleicht 
angebracht gewesen, dass ein länge¬ 
rer Beitrag durch ein Mitglied der un¬ 
längst neu konstituierten DKP-Ge- 
schichtskommission erfolgt wäre. 


Den letzten Absatz, vor allem den letz¬ 
ten Satz, halte ich für völlig daneben. 
Er wird der Rolle Radeks in der inter¬ 
nationalen Arbeiterbewegung in kei¬ 
ner Weise gerecht. Ja, wenn ich über¬ 
spitze, aber ist es nicht verständlich, 
dass jeder Mensch - man hat ja nur 
ein Leben - überlegt, wie kann ich län¬ 
ger leben, wenn auch unter qualvollen 
Bedingungen. (....) 

Mich würde eure und anderer Leser 
Meinung sehr interessieren. 

Gemot Bandur ; Berlin 

Kleiner Widerspruch 

Betr.: „Fälscher, Dealer und 
Experten“, UZ vom 30. Mai 2014, 

S. 13 

Den meisten Einschätzungen von 
Dietmar Spengler zum „größten 
Kunstfälscherskandal in der BRD“ 
stimme ich zu; und doch habe ich ei¬ 
nige (kleine) Einwände. Einen Kölner 
Monet bezeichnet er als „wertlose Fäl¬ 
schung“ obwohl er jahrzehntelang als 
echt galt. An anderer Stelle charakte¬ 
risiert er eine Beltracchi-Fälschung des 
Künstlers Max Ernst als „Machwerk“ 
dessen Wert sich durch eine fehlerhaf¬ 
te Expertise „um ein Vielfaches“ er¬ 
höht habe. Beide Feststellungen halte 
ich so für falsch. Wieso? Offenbar wa¬ 
ren beide Fälschungen von ausgespro¬ 
chen talentierten Malern gefertigt, die 
den gierigen (zumal kapitalistischen) 
Kunstmarkt sehr geschickt, also sys¬ 
temkonform bedient haben. Der 
Kern des Problems, meine ich, liegt 
in der absichtsvollen Hochstilisierung 
des „Originals“ zum alleinigen Wert¬ 
merkmal, was natürlich im Sinne die¬ 
ses Kunstmarktes ist. Dieser Original- 
Fetischismus wird z.B. durch Kunst¬ 
werkstätten wie die von Rembrandt 
ad Absurdum geführt. Also: wie viele 
Rembrandts sind alleine von ihm? Es 
gibt auch ein modernes Beispiel. An 
Werner Tübkes gewaltigem Werk zur 
frühbügerlichen Revolution in Fran¬ 
kenhausen am Rande des Harz, haben 
zumindest in der Anfangszeit einige 
andere Künstler mitgemalt. Freilich: 
unter anderen gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnissen. Mithin sind die oben ange¬ 
sprochenen Fälschungen lediglich aus 
der Sicht des kapitalistischen Kunst¬ 
marktes wertlose Machwerke. Inso¬ 
fern ist der Beruf des Fälschers auch 
die Erfindung dieses Marktes. Die 
Spezies der Fälscher, die zwar Talent, 
aber vielleicht keine eigene Kunstidee 
haben, nutzen geschäftstüchtig und 
pfiffig diese Erfindung. 

Peter Wilke, Düsseldorf 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Dl ★IO.JUNI 


Osnabrück: „Euroland wird abgebrannt - 
Profiteure, Opfer, Alternativen.“ Veranstalter 
der MASCH Osnabrück und DKP Osnabrück 
mit Lucas Zeise. Lagerhalle Osnabrück, Ro¬ 
landsmauer 26, Raum 204,19.00 Uhr. 


DO ★ 12 . JUNI 


Essen: „Für einen politisch heißen Som¬ 
mer - Solidarität mit Cuba - Freiheit für die 
MIAMI 5!“, Öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der Freundschaftsgesellschaft BRD-Ku- 
ba e.V. Gaststätte Linker, Oberdorfstraße 34 
(Nähe Haltestelle Helenenstraße), 18.00 Uhr. 


FR ★ 13 . JUNI 


Schweinfurt: „Gewaltlosigkeit und Klas¬ 
senkampf - Revolutionstheoretische 
Überlegungen“ .Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt - Haßberge mit Prof. Dr. habil. 
Herbert Meißner. DFG-VK Büro, Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


MO ★ 16 . JUNI 


Köln: Mitgliederversammlung DKP Köln- 
Kalk zur Auswertung der Wahlen. Natur¬ 
freunde Haus Kalk, Kapellenstrape 9a, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 17 . JUNI 


Rostock: „17. Juni 1953 - Erster Versuch 
zur Konterrevolution in der DDR“, Roter 
Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 18 . JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land zu den Euro¬ 
pawahlen und dem UZ-Pressefest in Dort¬ 
mund. „Floraheim“, Siedlerstraße 10,19.00 
Uhr. 


Ml * 25 . JUNI 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen. Haverkamp 8,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Spenden für das UZ-Pressefest 


bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 
DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 


A 


\ 




Werbetermine in Dortmund 

14 . 6 . Samstag, ab 11.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

Stand Katharinentreppe (HBF) 

22 . 6 . Sonntag, 14.30 Uhr 

Mobiler Einsatz im Revierpark Wischlingen 

Mit dem Bus von Bremen zum UZ-Pressefest 

Hin- und Rückfahrt am Samstag! 

In unserer letzten Ausgabe hat sich leider ein Fehler eingeschlichen: Der Bremer Bus 
fährt am Samstag nach Dortmund und am gleichen Abend wieder zurück. Noch einmal 
die nun richtigen Zeiten: 

Abfahrt Samstag, 28. Juni 2014,8.00 Uhr von Bremen ZOB 
Rückfahrt ebenfalls am Samstag, 23.00 Uhr von Dortmund, Revierpark Wischlingen 
Preis Hin- und Rückfahrt: 18,- Euro/13,- Euro 
Anmeldung ist unbedingt erforderlich bis zum 19. Juni unter 
Tel.-Nr. 0421 21 62 47 oder 0421 35 22 53 

Bus ab Stuttgart 

Abfahrt Freitag, 27. Juni, gegen. 12.00 Uhr ab Stuttgart Bahnhof Feuerbach 
Zwischenstopp in Karlsruhe, ca. 13.00 Uhr, Rückfahrt Sonntag, 29. Juni, ca. 14.00 Uhr 
Preis: 40,- Euro Sozialpreis/6o,- Euro Normalpreis/75,- Euro Solipreis 
Weitere Infos und Anmeldung über info@dkp-stuttgart.org 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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KTO / IBAN 


PLZ, Ort BLZ / BIC 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Die „Gruppe tendenzen Berlin“ stellt sich vor 

Kunstausstellung, Kunstmarkt und -auktion in der Eislaufhalle 


S tellwände, Tische und Stühle 
stehen bereit, man erwartet ein 
schönes Fest! In der Eislaufhalle 
wird mit vielen anderen Künstlerin¬ 
nen und Künstlern diesmal auch die 
vor gut einem Jahr neu gegründete 
„Gruppe tendenzen Berlin“, ihre Bil¬ 
der präsentieren. 

Die Mitglieder Regina Brandt, Bär¬ 
bel Brede, Michael Chrapek und Joa¬ 
chim Geserick sind künstlerisch inte¬ 
ressierte, engagierte Menschen und 
aktive Künstlerinnen und Künstler. 
Sie treffen sich regelmäßig, tauschen 
Informationen aus, erörtern Probleme, 
zeichnen und malen zusammen und 
planen gemeinsame Aktivitäten. 

Z.B. engagieren sie sich bei Stadt¬ 
teilfesten mit einem eigenen Kunst¬ 
stand, an dem unter dem Motto ,Ein- 
fallspinseF Kinder, Jugendliche und Er¬ 
wachsene malen und zeichnen können. 
Neben ihrer eigenen künstlerischen 
Arbeit sind sie kulturpolitisch vor Ort 
aktiv, leiten Kunstkurse, organisieren 
Ausstellungen, gestalten Vernissagen 
und mehr. Erstmals wurden sie einer 
größeren Öffentlichkeit bekannt, als sie 



Joachim Geserick: „Wir Kinder wollen Frieden 


gemeinsam mit der jW die Kunstaus¬ 
stellung „Gegen alten Geist und neue 
Kriege - Künstlerinnen mischen sich 
ein“ anlässlich der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz organisierten. 

Bei manchem Kunstfreund ruft die 
Bezeichnung „Gruppe tendenzen“ 
Erinnerungen wach: „Gruppe ten¬ 
denzen Berlin“ knüpft an die gleich¬ 
namige Kunstbewegung progressiver 
Künstler/innen in der alten BRD der 
70er und 80er Jahre an. Diese ent¬ 
stand aus der Kritik an Kunst, die ge¬ 
sellschaftliche Probleme ausblendete, 
und andererseits vor allem aus dem 
Bedürfnis, realistische Kunst und Kul¬ 
tur für den Alltag zu entwickeln und 
das Leben der arbeitenden Menschen 
als Subjekt in die Bildende Kunst zu 
bringen. Theoretisch begründet, mo¬ 
tiviert und begleitet wurden diese 
Künstlerinnen und Künstler u.a. durch 
die in München vom Kunsthistoriker 
Dr. Richard Hiepe herausgegebene 
Zeitschrift „tendenzen - Zeitschrift 
für engagierte Kunst“. 

„Gruppe tendenzen Berlin“ setzt 
sich für ein solidarisches Miteinander 


unter den Künstler/innen ein, um die 
kreativen Möglichkeiten des Einzel¬ 
nen mit konstruktiver Kritik best¬ 
möglich zu fördern. Sie treten für 
humanistische Meinungsvielfalt ein, 
möchten mit künstlerischen Mitteln 
für Frieden und Völkerverständigung 
aktiv werden, gesellschaftliche Unge¬ 
rechtigkeiten und deren Veränderung 
thematisieren, sowie gegen Rassismus 
und Kriegshetze ankämpfen. Mit un¬ 
terschiedlichen Stilmitteln, Techniken 
und Sujets, jedoch eindeutig, beziehen 
sie Stellung gegen Unterdrückung, 
Ausbeutung und die verlogenen neu¬ 
en imperialistischen Kriege. 

Inzwischen gibt es erfreulicher¬ 
weise mehrere aktive korrespondie¬ 
rende Mitglieder, deren Exponate 
auch auf der Kunstausstellung zum 
UZ-Pressefest zu sehen sein werden. 

Alle Beteiligten freuen sich auf 
das lang erwartete Fest, viele Besu¬ 
cher, interessante Gespräche, neue 
Anregungen und ein solidarisches 
Echo! 

Bärbel Brede 


Sprachrohr für ein würdevolles Leben 

UZ-lnterview mit Romina Tobar, Mitbegründerin des Musikprojektes Musikandes 


UZ: Wir freuen uns sehr, dass ihr zum 
diesjährigen UZ-Fest kommt! Mit was 
für einem Programm werdet ihr auf- 
treten? 

Musikandes: Für dieses Pressefest 
haben wir eine Auswahl von Liedern 
vorbereitet, die zu unserem multime¬ 
dialen Konzert „Der andere 11. Sep¬ 
tember“ gehören. Das Programm ist 
ein Rückblick in die Entstehung und 
die Geschichte des neuen Chileni¬ 
schen Liedes und lässt nachfühlen wie 
sich der Wunsch nach Freiheit und Ge¬ 
rechtigkeit in der Musik niederschlägt. 
Die Entwicklung des „neuen Chileni¬ 
schen Liedes“ wurde durch den Putsch 
in Chile am 11.9.1973, beendet. Die 
Musik aber lebt weiter. Das Konzert 
bedeutet uns sehr viel, zum einen we¬ 
gen der Emotionen, die damit verbun¬ 
den sind, zum anderen wegen seines 
politischen Inhaltes. Wir wollen auch 
zeigen, dass Lieder mit sozialkriti¬ 
schem Inhalt auch sehr lebendig und 
fröhlich sein können. Wir halten auch 
ein paar Überraschungen bereit, von 
denen wir hoffen, dass sie bei unse¬ 
ren Freunden vom Pressefest Anklang 
finden. 

UZ: Wie beschreibt ihr eure Musik? Wo 
hat sie ihren Ursprung, wo ihre Fort¬ 
führung? 

Musikandes: Unsere Musik ist im We¬ 
sentlichen sozialkritisch und politisch 
und nimmt die musikalische Traditi¬ 
on des politischen Engagements wie¬ 
der auf, die Violeta Parra und Victor 
Jara in Chile begonnen haben. Deren 
künstlerische Erfahrung ist sehr wich¬ 
tig, weil sie darüber hinausgeht, Mu¬ 
sik als Propagandawaffe zu benutzen. 
Bei ihnen verwandelt sich die Musik 
in ein Sprachrohr für ein würdevolles 
Leben eines ganzen Volkes. Sie geht 
über politische Cliches hinaus und 
verwandelt den Protest in lebendige 
Poesie. 

Seit wir in Deutschland leben ha¬ 
ben wir Kontakt aufgenommen zu 
anderen volksnahen und auch klas¬ 
sischen Künstlern, die uns eine neue 
soziale und kulturelle Wirklichkeit 
vor Augen geführt haben. Der Hin¬ 
tergrund ist der gleiche ist: der Wider¬ 
stand der Kultur gegen den neuen Vor¬ 
stoß des Kapitalismus. 

Am Anfang haben uns Unterschie¬ 
de auf der Ebene der Sprache dazu ge¬ 
bracht, Lösungen für die Kommunika¬ 
tion zu finden, zum Beispiel die Pro¬ 
jektion von deutschen Untertiteln zu 
den Bildern und Videos. Das ist dann 
zu unserer jetzigen Arbeitsform ge¬ 


worden. Wir verbinden die Kraft des 
Textes und der Poesie mit der Visu¬ 
alisierung durch Bilder und Videos. 
Dazu kommt Musik, die manchmal 
selbst komponiert ist, und manchmal 
anderen Komponisten entliehen. Zum 


zu gedenken, 35 Jahre nach seiner Er¬ 
mordung. 

Die „gefährlichen“ Lieder Victor 
Jaras und Violeta Parras blieben im 
Untergrund lebendig, weil sie uns dar¬ 
an erinnerten, dass wir nie unsere Wür¬ 



Foto: Musicandes 


Musikandes ist ein Projekt in dem je nach Programm und Möglichkeiten 
unterschiedliche Musikerinnen und Musiker arbeiten. Gründer sind Daniel 
Osorio (Komponist) und Romina Tobar (Klavierbauerin). Auf dem UZ-Pressefest 
in Dortmund (27.-29. Juni) treten sie Samstag und Sonntag mit Felix Hubert 
(Bass) aus Saarbrücken und Juan Pablo Orrego (Gitarrejriple-Melodica, Flöten, 
Gesang) aus Chile auf. 


Beispiel beeindruckt uns der aktuelle 
Blickwinkel sehr, den uns das Werk ei¬ 
nes der großen Komponisten der 30er 
Jahre, Hanns Eisler, eröffnet. 

Derzeit arbeiten wir intensiv an 
neuen Stücken mit von Mal zu Mal 
größerem Anspruch, sowohl in schöp¬ 
ferischer als auch in politischer Hin¬ 
sicht, aus der Hand unseres musikali¬ 
schen Leiters. Wir wollen nicht länger 
von der nostalgischen Vergangenheit 
ausgehend träumen, sondern begin¬ 
nen, „Kultur zu denken“. Wir richten 
den Blick auf das Neue, das die Zu¬ 
kunft bringt. 

UZ: Könnt ihr etwas zum politischen 
Hintergrund von Musikandes sagen? 
Wie kam es zu der Gründung? 

Musikandes: Unser Projekt wurde 
während einer Veranstaltung der DKP 
geboren, aus der Notwendigkeit her¬ 
aus, Victor Jaras mit einer Hommage 


de und unseren Kampfgeist verlieren 
dürfen. Sie zeigten uns, dass es möglich 
war, unsere Freiheit und unsere Rechte 
wiederzuerlangen. 

Mit der „Pseudo-Demokratie“ 
1990 änderte sich nichts Wesentli¬ 
ches in Chile. Mit einer Verfassung, 
die nach den Vorgaben des Diktators 
Pinochet ausgearbeitet wurde, konnte 
wohl kaum einer von echter Demo¬ 
kratie sprechen. Aus verschiedenen 
Gründen sind wir in dieses neue Land 
gekommen, in dem wir letztlich geblie¬ 
ben sind. Unsere politische Arbeit, die 
wir in der KP Chiles begonnen haben, 
setzen wir jetzt in der DKP fort. Und 
das setzt voraus, dass sich unsere Mu¬ 
sik auch an den neuen gesellschaftli¬ 
chen Kontext anpasst. So konnten wir 
mit der Zeit in unser Repertoire das 
deutsche politische Lied aufnehmen, 
dessen Repräsentanten wir oftmals 
eben hier, im Rahmen des Pressefes¬ 
tes kennengelernt haben. 


UZ: Was treibt euch an, in die¬ 
sen Zeiten auf die Bühne zu 
gehen? Sind es eher die 
Entwicklungen in Eurer 
Heimat, in Chile und La¬ 
teinamerika oder die Zu¬ 
stände in diesem Land? 

Musikandes: Im Grun¬ 
de sind es die Ereignisse, 
die täglich auf der ganzen 
Welt geschehen. Leider lau¬ 
fen die Dinge so, dass wir uns 
heute mit den gleichen Problemen 
konfrontiert sehen wie in den 60er 
Jahren, natürlich in anderer Form und 
mit anderen Namen. Selbstverständ¬ 
lich verfolgen wir immer noch mit gro¬ 
ßer Aufmerksamkeit die politischen und 
sozialen Entwicklungen in Chile, beson¬ 
ders wenn wir sehen, dass trotz der An¬ 
kündigung von Pinochet, die Kommu¬ 
nisten auszurotten, unter den Anfüh¬ 
rern und Sprechern der neuen Kräfte, 
die heute die chilenische Gesellschaft 
antreiben, auch junge Kommunisten 
wie Camila Vallejo von der JJCC und 
andere sind. 

Wir stehen natürlich hundert Prozent 
hinter solchen Aktionen, genau wie die 
ganze Welt, die die Entwicklung der 
Studentenproteste 2011 mit verfolgt 
hat. Aber wir sind auch genauso einge¬ 
bunden in das politische Geschehen in 
Europa, besonders das unseres derzei¬ 
tigen Zuhauses, des Saarlandes, wo wir 
sowohl an politischen wie auch an kultu¬ 
rellen Aktionen der politischen Linken 
teilnehmen. 

UZ: Was denkt ihr über das UZ-Presse¬ 
fest? Was ist das Besondere? 

Musikandes: Das UZ-Pressefest ist ein 
kulturelles und politisches Ereignis, das 
in progressiven Kreisen immer schon 
eine große Resonanz gehabt hat. Es ist 
nicht nur ein Anlass zur politischen Re¬ 
flexion, sondern auch eine offene Platt¬ 
form für viele Künstler. 

Wir sind überzeugt von der Wich¬ 
tigkeit dieser Veranstaltung, trotz der 
zahlreichen wirtschaftlichen und ideo¬ 
logischen Schwierigkeiten, mit denen 
sie im Laufe der Zeit unter den Bedin¬ 
gungen in Deutschland konfrontiert 
worden ist. Das Stattfinden des Presse¬ 
festes ist auch eine Form, laut auszuru¬ 
fen: „Wir sind wieder da!“ Es ist eine 
Form zu signalisieren dass wir lebendig 
sind und, dass wir noch viele Vorschläge 
zu machen haben, und vieles aufbauen 
können. 

UZ: Gibt es etwas auf dem Fest, worauf 
ihr euch besonders freut? 



Musikandes: Na¬ 
türlich ist das 
Pressefest eine 
gute Gelegen¬ 
heit, um un¬ 
sere Freun¬ 
de wieder zu 
sehen. Aber 
das Presse¬ 
fest ist auch 
eine einzigartige 
Gelegenheit, Er¬ 
fahrungen auszu¬ 
tauschen, politischer 
oder kultureller Natur. Für uns ist es 
eine großartige Gelegenheit, dazu zu 
lernen! 

Wir finden, dass es noch viel zu tun 
gibt, was die Ausarbeitung neuer po¬ 
litisch-kultureller Konzepte betrifft, 
die den Widerstand gegen die kultu¬ 
rellen Paradigmen des heutigen Neo¬ 
liberalismus zum Ausdruck bringen. 
Und wir denken, dies ist der Moment 
und die Gelegenheit, Kultur und Mu¬ 
sik mit sozialkritischen Inhalten nicht 
länger als „nostalgischen“ Rückblick 
auf die alten Zeiten, also die 60er und 
70er Jahre zu betrachten und stattdes- 
sen unsere linksorientierte Einstel¬ 
lung neu zu überdenken. 

UZ: Habt ihr vor dem UZ-Fest weitere 
Auftritte? 

Musikandes: Da unser musikalischer 
Leiter für ein paar Monate einen For¬ 
schungsaufenthalt als Komponist am 
deutschen Studienzentrum in Venedig 
absolviert, befinden wir uns in einer 
schöpferischen Phase zur Vorberei¬ 
tung unseres neuen Programmes. Das 
wird wie bisher eine Videoprojektion 
mit Lichttechnik, Erzählung und Po¬ 
esie beinhalten - ergänzend zur Mu¬ 
sik und den politischen Liedern. Der 
Akzent liegt dabei nicht nur auf un¬ 
serer Heimat Lateinamerika, sondern 
auch auf den sozialkritischen Liedern 
Europas. 

Ab Juli stehen schon wieder viele 
spannende Ereignisse auf unserem Ter¬ 
minplan. Wir sind schon für das Pres¬ 
sefest der KPL eingeladen, und in der 
ersten Augustwoche werden wir unsere 
Freunde von der Gruppe Liedstöckel 
nach Russland begleiten. Am tragi¬ 
schen Datum des 11. September wer¬ 
den wir in Frankfurt am Main spielen 
und eine Woche später in Saarbrücken. 

Die Fragen stellte Wera Richter 

Weitere Infos und den aktuellen Ter¬ 
minkalender gibt es unter 
www.musikandes.tk 














